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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vorsitzende: Präsident Dr. Maleta, 
Zweiter Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner. 

Präsident: Die Sitzung ist eröffnet. 
Das amtliche Protokoll der 49. Sitzung 

des Nationalrates vom 13. Mai 1964 ist in 
der Kanzlei aufgelegen, unbeanständet ge­
blieben und gilt daher als genehmigt. 

Krank gemeldet ist der Abgeordnete Präsi­
dent Wallner. 

Entschuldigt haben sich die Abgeord­
neten Dr. Withalm, Gabriele, Rosa Jochmann, 
Josef Steiner (Kärnten), Suchanek, Benya, 
Mark, Czernetz, Jungwirth, Eibegger, Eber­
hard, Horr, Dr. Neuner, Grete Rehor, Scherrer 
und Dr. Schwer. Entschuldigt haben sich 
ferner die Bundesminister für Unterricht und 
für Landesverteidigung. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 11 Uhr 3 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Einem Wunsch des Herrn Bundeskanzlers 
entsprechend, der in Vertretung des Herrn 
Bundespräsidenten in einer halben Stunde 
bei der Akademie der Wissenschaften eine 
Verpflichtung hat, ziehe ich die an ihn gerich­
teten Anfragen 19 bis 22 vor und beginne 
mit der 19. Anfrage (612/M) des Herrn Ab­
geordneten Dr. van Tongel (F p(j) an den 
Herrn Bundeskanzler, betreffend Sanierung 
von Landesgesetzen : 

In welcher Weise soll die Rechtsunsicherheit 
beseitigt werden, die durch die Entscheidung 
des Verfassungsgerichtshofes am 29. Juni 1963 
über die Gesetzmäßigkeit ungezählter Landes­
gesetze entstanden ist? 

Präsident: Ich bitte. Herr Kanzler. 
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Bundeskanzler Dr. Klaus: In der Bundes­
regierung habe ich sowohl in den Ministerrats­
sitzungen vom 5. und 26. Mai als auch am 
2. Juni diese Frage, die für die Bundesländer 
von größtem Interesse ist, vorgelegt und den 
Vorschlag gemacht, daß durch ein Bundes­
verfassungsgesetz auf raschestem Wege die 
gesamte Landesgesetzgebung einschließlich der 
Landesverfassungsgesetzgebung saniert werde. 
Ich habe darauf hingewiesen, daß die Bundes­
regierung diesen Zustand verursacht hat und 
wir daher auch auf Bundesebene die Sanierung 
durchzuführen haben. Ich habe, da der erste 
Entwurf im Ministerrat keine Einstimmigkeit 
gefunden hatte, als Alternative einen zweiten 
Entwurf vorgelegt, in welchem eine Regelung 
ex nunc vorgeschlagen wird. Über diesen 
Vorschlag sind derzeit noch Verhandlungen 
innerhalb der Bundesregierung im Gange. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel: Herr Bundes­
kanzler! In welcher Weise würde überhaupt 
die Sanierung dieser ganzen Frage erfolgen 
können, wenn in der Bundesregierung eine 
Einigung über eine Regelung ex nunc erfolgt? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Durch eine Be­
stimmung in einem Bundesverfassungsgesetz, 
daß sämtliche Landesgesetze, auch Landes­
verfassungsgesetze - natürlich mit Ausnahme 
derjenigen, die seinerzeit wegen Verfassungs­
widrigkeit, aufgehoben worden sind -, nun­
mehr als ordnungsgemäß kundgemacht gelten. 

Präsident: Anfrage 604/M des Herrn Ab­
geordneten Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs (SPÖ) 
an den Herrn Bundeskanzler, betreffend Ver­
gebung von Krediten an die Landwirtschaft: 

Ist es richtig, daß nur die Landes-Hypotheken­
anstalten und die Raiffeisenkassen die Mög­
lichkeit haben, verbilligte Kredite beziehungs­
weise ERP-Kredite an die Landwirtschaft zu 
vergeben? 

Präsident: Ich bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Hinsichtlich der 
Abwicklung von ERP-Krediten - und nur 
für die bin ich hier zuständig, weil für die 
anderen Kredite andere Ressorts zuständig 
sind - hat zwischen dem ERP-Fonds und 
der Genossenschaftlichen Zentralbank be­
ziehungsweise der Pfandbriefstelle der Öster­
reichischen Landes-Hypothekenanstalten eine 
Vertragsabsprache stattgefunden. Dieser zu­
folge werden die ERP-Kredite für die Land­
wirtschaft durch die beiden genannten Ver­
bände beziehungsweise ihre Teilorganisationen 
vergeben. Über diese Bestimmung in den 
Richtlinien für die ERP-Gebarung 1964/65 
hat die Bundesregierung keine Einigung er-

zielt, wohl aber haben wir uns darauf ge­
einigt, daß ein Gutachten der Bundeswirt­
schaftskammer eingeholt wird. Dieses Gut­
achten steht zur Stunde noch aus. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: 
Herr Bundeskanzler! Sehen Sie darin nicht 
eine schwere Wettbewerbsdiskriminierung der 
übrigen Kreditinstitute, die zweifellos, WIe 
zum Beispiel die Sparkassen, über ent­
sprechende einschlägige Erfahrungen ver­
fügen? 

Präsident: Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Diese Übung ist 
einige Jahre alt. Die Kreditinstitute selber 
haben keine diesbezüglichen Vorstellungen er­
hoben, und es wurde wahrscheinlich die den 
landwirtschaftlichen Betrieben nahestehende 
Organisation der Raiffeisenkassen und der 
Hypothekenanstalten als die natürliche Ver­
bindungsbrücke, als die natürliche Treuhand­
organisation für die Abwickhmg solcher Kre­
dite empfunden. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: 
Herr Kanzler! In letzter Zeit haben sich 
Sparkassen um diese Kredite bemüht. Ich 
frage Sie, ob Sie bereit sind, sich dafür ein­
zusetzen, daß alle Kreditinstitute die Mög­
lichkeit haben sollen, in Zukunft derartige 
Kredite zu vergeben. 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Das kann ich 
heute noch nicht positiv beantworten, weil 
ich das Gutachten der Bundeswirtschafts­
kammer, welches wahrscheinlich von der 
Sektion Geld- und Kreditwesen erstattet 
werden wird, abwarten muß. 

Präsident: Anfrage 613/M des Herrn Ab­
geordneten Kindl ( F PÖ ) an den Herrn 
Bundeskanzler, betreffend Verordnung des 
Gesamtministeriums vom 3. April 1909: 

Ist die Verordnung des Gesamtministeriums 
vom 3. April 1909, RGBl. Nr. 64, be­
treffend die Vergebung staatlicher Lieferungen 
und Arbeiten, ergänzt durch die Vollzugsan­
weisung der deutschösterreichischen Staats­
regierung vom 4. Juli 1919, StGBl. Nr. 347, 
derzeit noch geltendes Recht? 

Präsident: Ich bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Die Frage, ob 
,die Verordnung, betreffend die Vergebung 
staatlicher Lieferungen und Arbeiten, noch 
in Geltung steht, berührt den Wirkungskreis 
aller Bundesministerien. Nach § 1 dieser 
Verordnung gilt sie nämlich für alle Lieferungen 
und Arbeiten, die vom Staat und von staat-
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Bundeskanzler Dr. Klaus 
lichen oder vom Staat verwalteten Anstalten 
Unternehmungen und Fonds vergeben werden: 
Demnach ist die Verordnung, wenn sie gilt, 
im Wirkungsbereich jedes Bundesministeriums 
gesondert anzuwenden. Jeder Bundesminister 
hat daher selbständig die Frage zu ent­
scheiden, ob die Verordnung noch in Geltung 
steht. Ich habe wegen der Kürze der mir 
zur Verfügung gestandenen Zeit - die An­
frage liegt erst einige Tage vor - nicht die 
Möglichkeit gehabt, das Einvernehmen mit 
den Bundesministerien herzustellen, und kann 
daher diese Frage heute nicht abschließend 
beantworten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kindl: Herr Bundeskanzler! 
Sind Sie nicht der Meinung, daß der Beschluß 
des Ministerrates vom 18. Juni 1963, die 
Vergabe von Lieferungen nur nach der Önorm 
A 2050 vorzunehmen, in Widerspruch zu dem 
noch geltenden Recht steht? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Was meinen 
'Virkungskreis anlangt, gebe ich Ihnen recht, 
Herr Abgeordneter. Im Bundeskanzleramt 
~ ird diese Einladung, nach der Önorm vor­
zugehen, gehandhabt, und daher wird die 
Regelung aus dem Jahr 1909 nicht mehr 
angewendet. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kindl: Herr Bundeskanzler! 
Es ist also doch so, daß mit diesem Minister­
ratsbeschluß ein Recht Dritter, das durch 
die Gesetze von 1909 und 1919 gewährt wurde, 
verletzt wird. Was gedenken Sie in diesem 
Fall zu tun? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ich müßte den 
diesbezüglichen Fall zur Prüfung vorgelegt 
bekommen. Mir ist ein solcher Fall nicht 
bekannt, ich konnte Ihnen daher eine all­
gemein gestellte Frage nur allgemein beant­
worten. Wenn Sie die Güte haben, mir einen 
solchen Fall einmal zu übermitteln, werde 
ich ihn gern prüfen und werde nach der Rechts­
beziehungsweise auch nach der Sachlage, wie 
sie im Bundeskanzleramt gehandhabt wird, 
verfahren. 

Präsident: Anfrage 617/M des Herrn Ab­
geordneten Dr. Broesigke ( F PO) an den 
Herrn Bundeskanzler, betreffend Austria­
Wochenschau: 

Sind die in ZEitungsmeldungen der letzten 
Zeit geschilderten Mißstände in der Geschäfts­
führun.g d~r Aus~ria Wochenschau, die sogar 
zu gerlChthchen '\ erfahren geführt haben, vor­
handen? 

Präsident: Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: In den Zeitungen 
wurde die ~atsac~e behandelt, daß gegen 
den ProduktlOnsleIter der Austria Wochen. 
schau Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
ein Verfahren wegen Verdachtes der Untreue 
gemäß § 205 c des Strafgesetzes läuft. In 
dieser Angelegenheit wurde auch bereits der 
von dem Gesellschafter Bund in die Geschäfts. 
führung entsendete Ministerialrat Kühtreiber 
am 21. April einvernommen. Ein auf Grund 
dieser Sachlage vom Vertreter des Bundes 
in der Geschäftsführung gestellter Antrag 
auf vorläufige Dienstenthebung des Produk­
tionsleiters bis zur Klärung konnte nicht 
~irk~am . werden, . weil gemäß der Satzung 
emstImmige Beschlüsse gefaßt werden müssen 
und dieser Antrag nicht die notwendige Ein­
stimmigkeit erhalten hat, denn einer der 
Gesellschafter hat sich gegen eine solche 
Beschlußfassung ausgesprochen. Davon wur­
den nun die Gesellschafter unterrichtet, und 
ihre Beschlußfassung im Gegenstande steht 
unmittelbar bevor. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­
ka~zler! I~t e~ richtig, daß, wie die Zeitungen 
berIchten, m dIesem Zusammenhang auch eine 
Angestellte der Austria Wochenschau entlassen 
wurde und daß hier ein Arbeitsgerichtsprozeß 
mit gegenseitigen Beschuldigungen hinsicht­
lich ~ißstände in der Geschäftsführung der 
Austna Wochenschau anhängig ist? 

Präsident: Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Dieser Fall einer 
Angestellten ist mir nicht bekannt, es sei 
denn, .daß ich auch in der Zeitung etwas 
De:ar.tIges gelesen habe. Aktenmäßig ist mir, 
ledIghch das Verfahren, von dem ich zuerst 
berich~et ha,?e, .bekanntgeworden. Im übrigen 
kann ICh mItteIlen, daß ein Ministerkomitee 
für die Reorganisation der Austria Wochen­
schau eingesetzt wurde, das in dieser Woche 
seine Tätigkeit aufnimmt. 

Präsident: Danke, Herr Bundeskanzler. 
Wir gelangen nun zur ursprünglichen Reihen­

folge der Anfragen und fahren fort mit der 
A!!-frage 566/M des Herrn Abgeordneten Wührer 
(OV P) an den Herrn Verkehrsminister, be­
treffend Reparaturarbeiten am Bahnhofs· 
gebäude in Obernberg-Altheim: 

Si,nd Sie, Herr ~inister, in der Lage, mit­
zuteIlen, wann mit der Durchführung der 
notwendigen Reparaturarbeiten am Bahnhofs­
gebäude in. Ober~berg-A1theim begonnen wird, 
d~ .der seI.nerzeit vom damaligen Verkehrs­
mInIster Dlpl.-Ing. Waldbrunner am 5. April 
1962 gegebene Termin nicht eingehalten wurde? 
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Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft Probst: Die Instandsetzungs­
arbeiten sind 1962 termingerecht begonnen 
worden, doch mußten sie im Jahre 1963 
unterbrochen werden, da der Bahnhof als 
für die Einrichtung eines Mittelstellwerkes 
geeignet erkannt wurde und damit auch 
bauliche Veränderungen notwendig geworden 
sind. 

Bei der Ausarbeitung des Projektes wurde 
festgestellt, daß die notwendigen Bauarbeiten 
weit über den Rahmen einer bloßen Instand­
setzung hinausgehen, und die erforderlichen 
größeren Kreditmittel konnten im Jahre 1964 
nicht bereitgestellt werden. Es ist vorgesehen, 
das Vorhaben im nächsten Jahr durchzu­
führen. Da es sich um eine Maßnahme einer 
wirksamen Rationalisierung handelt, ist die 
Verzögerung bei der Instandsetzung des Auf­
nahmsgebäudes leider nicht vermeidbar. 

Um dennoch die Erhaltungsarbeiten im 
Bahnhofsbereich Obernberg-Altheim nicht ganz 
zu unterbrechen, wird im übrigen in diesem 
Jahr das Gütermagazin, dessen Instandsetzung 
ebenso dringlich ist wie jene des Aufnahms­
gebäudes, mit einem Kostenaufwand von 
rund 150.000 S überholt werden. Diese 
Ar beiten werden im Juli 1964 beginnen. 

Abgeordneter Wührer: Danke. 

Präsident: Anfrage 610/M des Herrn Ab­
geordneten Kratky (SPO) an den Herrn 
Verkehrsminister , betreffend Vorbeugungs­
maßnahmen gegen Flugunfälle : 

Welche Vorbeugungsmaßnahmen gedenkt der 
Herr Bundesminister zu treffen, um Flug­
unfälle in der Art, wie sie sich am Piingst­
samstag ereigneten, künftighin zu verhindern? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und Elektrizi-
tätswirtschaft Probst: Vorerst möchte ich 
feststellen, daß ein Überflugverbot für die 
Verkehrsluftfahrt wegen der bestehenden 
Pistenrichtung in Schwechat derzeit gar 
nicht möglich und ein Überflugverbot für 
die allgemeine Luftfahrt nicht gerechtfertigt 
ist. Diese Feststellung muß getroffen werden, 
wenn man sich die näheren Umstände vor 
Augen führt, die zum Zusammenstoß geführt 
haben. 

In meinem Ministerium sind mehrere Maß­
nahmen beabsichtigt, und sie waren vor dem 
Unfall in Bearbeitung, um der steigenden 
Frequenz des Luftverkehrs, die natürlich 
auch ein gesteigertes Gefahrenmoment mit 
sich bringt, Rechnung zu tragen. So ist es aus 
Gründen der Sicherheit und der Lärmbekämp­
fung erforderlich, das Überfliegen des Stadt­
gebietes weitgehend einzuschränken. Dies kann 

auch nur erreicht werden, wenn in Schwechat 
das Anflugverfahren aus dem Osten technisch 
verbessert wird. Die Errichtung einer Be­
feuerungseinrichtung ist bereits in Auftrag 
gegeben, während sich das Instrumenten­
Landesystem-Ost im Planungsstadium be­
fi 1.det. Diese Maßnahmen werden zweifellos 
eine weitgehende Verbesserung bringen. Aus 
Sicherheitsgründen wird es wahrscheinlich un­
erläßlich sein, eine zweite verschwenkte Piste 
zu errichten. Mit dieser Frage hat sich bereits 
der Zivilluftfa,hrtbeirat im Dezember 1963 
befaßt. Die Prüfung der flugsicherungstech­
nischen Voraussetzungen ist allerdings noch 
nicht abgeschlossen und hat jetzt schon gezeigt, 
daß sich verschiedene ernst zu nehmende 
Probleme für den Flugsicherungsbetrieb er­
geben, deren Beseitigung nicht nur mit be­
deutenden Schwierigkeiten, sondern auch mit 
Kosten verbunden sein wird. Die Flughafen 
Wien Betriebsgesellschaft ist bereits mit 
Planungsarbeiten beschäftigt und hat das 
Projekt, das sich in der Größenordnung von 
mehreren hundert Millionen Schilling bewegen 
wird, in ein langfristiges Investitionsprogramm 
aufgenommen. Auf Forderung des Verkehrs­
ministeriums wird den Gesellschaftern der 
Flughafen Wien Betriebsgesellschaft - das 
sind der Bund, die Gemeinde Wien und das 
Bundesland Niederösterreich - vorgeschlagen 
werden, dieses Projekt in das Dringlichkeits­
programm vorzuziehen. 

Die ganze Planung würde aber nichts 
nützen, wenn nicht über die dem Bundes­
ministerium für Verkehr zustehende Mög­
lichkeit der Festlegung von Sicherheitszonen 
hinaus auch seitens der Gemeinden die er­
forderlichen Flächenwidmungspläne festgelegt 
würden. Nur so kann gewährleistet werden, 
daß wir nicht in einigen Jahren ·wieder vor 
den gleichen Problemen stehen wie heute. 

Um der Gefahr eines Zusammenstoßes 
zwischen Flugzeugen, die nach Sichtflugregeln~ 
und solchen, die nach Instrumentenflllgregeln 
geflogen werden, entgegenzuwirken, wird es 
erforderlich sein, für die Instrumentenflüge 
Schutzräume in den Anflugsektoren zu schaffen. 

Schließlich werden aus Sicherheitsgründen 
Luftfahrzeuge, die nicht mit Sprechfunk aus­
gerüstet sind, vom Flughafen Schwechat fern­
zuhalten sein. Aber auch das müssen wir 
im Zivilluftfahrtbeirat besprechen und be­
schließen. 

Im übrigen hat das Verkehrsministerium 
bisher sehr maßgeblich die Anschaffung von 
Sprechfunkgeräten und die Sprechfunkaus­
bildung gefördert. 

Aus Sicherheitsgründen und auch aus Grün­
den der Lärmbekämpfung dürfte es sich als 
zweckmäßig erweisen, die bestehenden Min-
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Bundesminister Probst 
destflughöhen über dicht besiedeltem Gebiet 
- also über dem Stadtgebiet Wien -, die 
mit den internationalen Normen in Einklang 
stehen, nur mehr in Zahlen festzusetzen. 
Es soll nicht mehr dem Piloten überlassen 
bleiben, die Flughöhen in der Weise zu wählen, 
daß es ihm möglich ist, im Notfall zu landen, 
ohne Personen oder Sachen auf der Erde zu 
gefährden; er muß jedoch mindestens 300 m 
über dem höchsten 600 m entfernt liegenden 
Hindernis fliegen. Diesbezüglichen Bestrebun­
gen wurde aber leider bisher von der gewerb­
lichen ·Wirtschaft im Interesse der Durch­
führung von Rundflügen und Reklameflügen 
Widerstand entgegengesetzt. 

Das Verkehrsministerium prüft derzeit, ob 
die Verordnung vom 5. Dezember 1960 über 
das festgelegte Flugbeschränkungsgebiet \Vien 
nicht zeitgemäß und umfangsmäßig ausgedehnt 
,verden kann. Bei dieser Prüfung wurde als 
Lärm bekämpfungsmaßnahme unter anderem 
.auch erwogen, die Sight seeing-Flüge der Ver­
kehrsmaschinen in der Weise abzustellen, 
daß es den aus Westen anfliegenden Verkehrs­
maschinen künftig nur gestattet sein soll, 
Sehwechat entlang des Gleitweges und des 
Landeknrses anzufliegen, und ein Steigflug­
verfahren für Düsenverkehrsmaschinen nach 
dem Westen vorzuschreiben. 

Bei der in Ausarbeitung befindlichen Novelle 
zur ZivHluftfahrtpersonalverordnung ist be­
absichtigt, noch größere Anforderungen an 
die Fluglehrer zu stellen. So sollte die Ab­
legung einer Zivilfluglehrerprüfnng an die 
Absolvierung eines Fluglehrerkurses gebunden 
respektive eingeführt werden. Eine Verwirk­
lichung der aufgezeigten Maßnahmen ist jedoch 
weitgehend davon abhängig, ob und wann 
die erforderlichen finanziellen :Mittel hiefür 
zur Verfügung gestellt werden. Ich für meine 
Person als zuständiger Ressortminister werde 
alles daransetzen, daß die Sicherheitsrnaß­
nahmen beschleunigt durchgeführt werden. 

Ich bitte zu entschuldigen, daß in An­
betracht der Wichtigkeit der Anfrage meine 
Beantwortung etwas länger ausgefallen ist. 

Präsident: Eine Z;usatzfrage. 

verschwenkung der Flughäfen nicht vorge­
nommen worden ist, wären Verhandlungen 
mit Anrainerstaaten, in diesem Fall mit 
Ungarn und der Tschechoslowakei, nicht sehr 
sinnvoll. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kratky: Herr Minister! Ist 
Ihnen bekannt, ob die Fluggesellschaften 
bereit wären oder bereit sind, eventuellen 
Flugroutenänderungen zuzustimmen? 

Präsident: Bitte, Herr :Minister. 

Bundesminister für Verkehr und Elektl'i­
zitätswirtschaft Probst: Diesbezügliche Ver­
handlungen werden geführt.. Vor allem müssen 
auch mit den ausländischen Fluggesellschaften 
solche Verhandlungen geführt werden. Die 
Frage, ob sie in Anbetracht dessen, daß 
Grenzüberflüge damit verbunden wären, zu­
stimmen werden, ist ein heikles, nicht nur 
ein fliegerisches, sondern auch ein politisches 
Problem . 

Präsident: \Vir gelangen zur Anfrage 657jM 
des Herrn Abgeordneten Vollmann (Öl' P) 
an den Herrn Verkehrsminister , betreffend 
Ausstellung auf dem Grazer Hauptbahnhof: 

Halten Sie, Herr Minister, den Grazer 
Hauptbahnhof für den richtigen Platz, um 
dort eine Ansstelhmg anläßlich des 75jährigen 
Bestehens der Sozialistischen Partei Österreichs 
zu veranstalten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft Probst: Zwischen dem 6. und 
12. April dieses Jahres wurde in der Eingangs­
halle des Grazer Hauptbahnhofes unter dem 
Motto ,,75 Jahre Hainfeld " eine Ausstellung 
mit 86 Exponaten, die durchwegs aus Photo­
kopien historischer Dokumente bestanden, 
die die bedeutendsten Phasen der Entwicklung 
der österreichischen Arbeiterbewegung dar­
gestellt haben, veranstaltet. Deshalb und 
wegen dieser Tatsachenübersicht und wegen 
der Veröffentlichung solcher Dokumente halte 
ich die täglich von tausenden arbeitenden Men­
schen begangene Halle des Grazer Haupt­
bahnhofes für einen geeigneten Platz, um 

I eben auch die heutige Generation mit dieser 
Abgeordneter Kratky: Herr .. Minister! Das Entwicklung und mit dem sozialen Aufstieg 

Problem ist sicherlich das Uberfliegen des vertraut zu machen. 
Stadtkerns beziehungsweise der dichtbesiedel­
ten Gebiete. Eine Änderung der Flugrouten 
der Flugzeuge, die von Westen kommen, 
nach Nordosten oder Südosten wäre vielleicht 
eine LöE\ung. Halten Sie Verhandlungen mit 
Ungarn für zweckmäßig, um einen besseren 
Anflug von Osten her zu ermöglichen '? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Vollmann: Herr Minister! 
Darf ich Ihre Antwort so verstehen, daß Sie 
auch den übrigen politischen Parteien für ähn­
liche Anlässe die Bahnhofshallen zur Verfügung 
stellen werden ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und Elektrizi- Bundesminister für Verkehr und Elektri-
tätswirtschaft Probst: Solange eine Pisten- zitätswirtschaft Probst: Wenn solche Aus-
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Bundesminister Probst 
stellungen einen ähnlichen Charakter haben, 
werden wir in der Generaldirektion im Ver­
kehrsministerium solche Wünsche überprüfen. 

Präsident: 'Vir gelangen z ur Anfrage 568/M 
des Herrn Abgeordneten Glaser (Ö V P) an 
den Herrn Verkehrsminister, betreffend 
\Verbetätigkeit politischer Parteien auf Bahn­
grund: 

Nach welchen Richtlinien werden den politi­
schen Parteien Werbemöglichkeiten innerhalb 
bahneigener Liegenschaften eingeräumt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und Elektri-
zitätswirtschaft Probst: Auf diese Anfrage 
kann ich nur antworten: Es gibt keine Richt­
linien für die Werbe möglichkeiten politischer 
Parteien. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Ihrer Meinung nach gesehen haben soll. 
Ich glaube, WfiS ich gesehen haben soll, hat 
mich nicht dazu veranlaßt, Ihre Frage be­
anbnirten zu müssen. 

Präsident: Wir gelangen zur Anfrage 569/1\1 
des Herrn Abgeordneten Krempl (ÖVP) an 
den Herrn Verkehrsminister, betreffend Feru­
sehempfang im Ausseer Land: 

Sind Sie, Herr Mini.ster, in der Lage, mitzu­
teilen, welche Maßnahmen geplant sind, um 
den Fernsehempfang im Ansseer Land zu ver­
bessern? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und Elek­
trizitätswirtschaft Probst: Herr Abgeordneter! 
Für die Versorgung der Bevölkerung mit 
Rundfunk- und Fernsehrundfunksendungen 
ist allein die Österreichische Rundfunk Ges. 
m. b. H. zuständig. Die oberste Fernmelde­

Abgeordneter Glaser: Die Österreichische behörde in meinem Ministerium hat auch 
Volkspartei Salzburg, Herr Minister, hat sich der Gesellschaft die Bewilligung zur Errich­
in einem Schreiben an die Generaldirektion tung von Sendeanlagen im allgemeinen er-
der Österteichischen Bundesbahnen gewandt teilt. Für einen Fernsehrundfunksender im 
und darum gebeten, im Zusammenhang mit Ausseer Land hat der Österreichisehe Runct­
den Landtagswahlen verschiedene Plaka- funk die Erteilung einer entsprechenden Dil'ekt­
tierungen durchführen zu können. Die Ant- bewilligung noch nicht beantragt. 
wort darauf war jener Antwort ganz ent-
gegengesetzt, die Sie soeben gaben, daß es Dem Vernehmen nach beabsichtigt jedoch 
nämlich keinerlei politische Werbung be- der Österreichische Rundfunk, ein Projekt 
ziehungsweise Plakatierung im Bereich der auszuführen, welches die Errichtung ewes 
ö~terreichischen Bundesbahnen gibt. Wie Fernsehrundfllnk-Umsetzersenders auf dem 
erklären Sie diese Antwort? Tressenstein bei Bad Aussee vorsieht. Das 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und Elektri­
zitäts\virtschaft Probst: Ich habe in meiner 
yorhergehenden Anfragebeantwortung fest­
gestellt, daß dann, wenn ähn}bhe 'Vünsche 
\\'ie nach einer solchen Ausstellung geäußert 
werden, solche Wünsche geprüft werden. 
Ich habe aber festgestellt, daß es keine Richt­
linien für Werbemöglichkeiten der politischen 
Parteien gibt. Eine solche Ausstellung ist 
"wahrscheinlich etwas anderes als der Wunsch, 
anläßlich von Landtagswahlen Plakate und 
dergleichen anzubringen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Glaser: Sie waren selbst, 
Herr Minister, in den Aprilwochen sehr oft 
in Salzburg und haben sich sicherlich davon 
überzeugen können, daß auf vielen bahn­
eigenen Gebäuden, Durchlässen und so weiter 
Plakate der Sozialistischen Partei angebracht 
waren. Ist das mit bestehenden Bestimmungen 
in Einklang zu bringen oder nicht? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Projekt ist bereits sehr weit gediehen, doch 
mußte ein wesentlicher technischer Punkt 
noch offengelassen werden, und zwar die 
Anspeisung des Umsetzersenders mit dem 
Fernsehprogramm. Auf Grund der topo­
graphischen Verhältnisse des Ausseer Landes 
sieht der Österreichische Rundfunk derzeit nur 
eine einzige gangbare Möglichkeit, nämlich 
da8 Programm von dem ebenfalls erst ge­
planten Fernsehrundfunk-U rnset.zersender auf 
der Katrin bei Bad Ischl auf dem Tress€nstein 
zu empfangen und umzusetzen. Der Umsetzer­
sender auf der Katrin wird voraussichtlich 
in der ersten Hälfte des Jahres 1965 in Betrieb 
genommen werden, vorausgesetzt, daß die ur­
sprünglichen Schwierigkeiten mit der Natur­
schutzbehörde nunmehr als bereinigt angesehen 
werden dürfen. Erst nach einer solchen In­
betriebnahme auf der Katrin kann sodann 
durch Messungen geprüft werden, ob seine 
Sendungen auf dem Tr8ssenstein tatsächlich 
mit der für die Umsetzung erforderlichen 
Qualität empfangen werden können. Ein 
etwas umständlicher Weg, aber Öst,erreieh 
ist halt ein sehr gebirgiges Land. 

Bundesminister für Verkehr und Elektri- Präsident: Danke, Herr Minister. 
zitätswirtschaft Probst: Sie müssen sich etwas 'Vir gelangen zur Anfrage 611/M des Herrn 
klarer ausdrücken. Ich weiß nicht, was ich Abgeordneten Dr. Kleiner (SPÖ) an den 
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Präsident 
Herrn Vizekanzler, betreffend Postenaus- Irrtum vorliegen. Ich habe mich erkundigt, 
schreibung der Sektion IV: die VÖEST bezieht keinerlei Erz aus Neu-

Welche Resultate ergab die öffentliche Posten- guinea. (Heiterkeit.) 
ausschreibung der Sektion IV? 

Präsident: Bitte, Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler DDr. Pittermann: Am Beginn 
des Jahres war es ungewiß, ob die Mehr­
heit des Aufsichtsrates der Österreichischen 
Stickstoffwerke den ablaufenden Vertrag eines 
Vorstandsmitgliedes weiterhin verlängern 
\rürde. Das war der unmittelbare Anlaß 
für die Ausschreibung, die allerdings auch 
dem Sinne des Kompetenzgesetzes entspricht, 
das ja für die fachliche Befähigung von Per­
sonen, die Organeigenschaft in verstaatlichten 
Unternehmungen haben, auch im Aufsichts­
rat bestimmte Voraussetzungen stellt. 
Späterhin hat dann der Aufsichtsrat der 
Österreichischen Stickstoffwerke den Vor­
standsvertrag dieses Vorstandsmitgliedes um 
ein weiteres Jahr verlängert. Die Ausschrei­
bung hat eine Reihe von geeigneten Bewerbern 
für die Besetzung ergeben, und zweifellos wird 
im Falle einer in nicht allzu großer Ferne 
zu erwartenden Neubesetzung dieses Vorstands­
postens aus dieser Liste ein geeigneter Be­
werber vorgeschlagen werden. 

Besonders wertvoll hat sich die Ausschrei­
bung ausgewirkt hinsichtlich der Besetzung 
eines Vorstandspostens bei den Schiffswerften 
Linz und Korneuburg, für die wegen der 
in einem Binnenland ja seltenen Tätigkeit 
schwerlich geeignete Bewerber rasch zu finden 
sind. Auch hier gelang es, den ausscheidenden 
Direktor Jetzer durch einen Mann zu ersetzen, 
der sich um den ausgeschriebenen Posten 
beworben hatte. 

Weniger glücklich waren wir bei der Aus­
schreibung für den Posten eines handels­
politischen Referenten in der Sektion IV. 
Üblicherweise kommen ja die Bewerber nicht 
aus der normalen Laufbahn des Staats­
dienstes, sondern aus der Industrielauf­
bahn. Es haben sich zwar geeignete Bewerber 
gefunden, aber die Differenz zwischen den 
Bezügen, die sie jetzt in der Industrie ge­
nießen, und denen, die ihnen der Staatsdienst 
zu bieten hatte, war leider nicht überbrückbar. 

Präsident: Wir gelangen zur Anfrage 595jM 
des Herrn Abgeordneten Krempl (ÖV P) 
an den Herrn Vizekanzler, betreffend Erz­
importe der VÖEST: 

Entspricht es den Tatsachen, daß die VÖEST 
in Linz wesentlich mehr Erz aus Neuguinea 
importieren, als sie von der Alpine Montan 
vom steirischen Erzberg beziehen? 

Präsident: Bitte, Herr Vizekanzler . 

Vizekanzler DDr. Pittermann: Herr Ab-
geordneter! Ich bedaure, hier dürfte ein 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Krempi: Ich hoffe, daß durch 
den Druckfehler, der in dieser Anfrage unter­
laufen ist, jetzt nicht meine zwei Zusatz­
fragen eingeschränkt werden. Herr Vize­
kanzler, es handelt sich selbstverständlich 
um die Erzlieferungen aus Guinea. 

Vizekanzler DDr. Pittermann: Ich war 
darauf vorbereitet, Herr Abgeordneter, daß 
sich der Unterschied noch nicht überall 
herumgesprochen hat (Heite1·ke'it) , weil es 
ja bekannt war, daß die VÖEST mit der afri­
kanischen Republik Guinea einen Erzlie­
ferungsvertrag abgeschlossen hat. 

Ich kann Sie beruhigen: Die VÖEST hat 
von der Alpine, wenn ich etwa die Lieferungs­
mengen von 1955 nehme, im Durchschnitt 
1,4 Millionen Tonnen jährlich bezogen. Ein 
einziges Mal, nämlich im Jahre 1963, war 
die Bezugsmenge größer, um der Alpine, 
die einen Hochofen eingestellt hatte, und damit 
den dort beschäftigten Arbeitern eine Ent­
lastung zu bieten. 

Im Rahmen der Erzimporte, die die VÖEST 
seit eh und je von überall her zur Ergänzung 
des österreichischen Erzes tätigen mußte, 
betragen jedoch die vorgesehenen Bezüge aus 
Guinea nur 300.000 Tonnen jährlich, also 
knapp mehr als ein Fünftel der Bezüge vom 
Erzberg. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter KrempI: Herr Vizekanzler, 
Sie wissen ja, daß wegen dieses Erzlieferungs­
vertrages, der zwischen der VÖEST und Guinea 
abgeschlossen worden ist, eventuell einschnei­
dende Maßnahmen zu treffen sind, die nicht 
nur die Arbeitsplätze auf dem Erzberg, sondern 
auch die gesamte Wirtschaft gefährden. Auch 
in den Nachbarorten wäre das sicherlich 
zu spüren. Sehen Sie, Herr Vizekanzler, 
eine Möglichkeit, daß zwischen diesen verstaat­
lichten Großbetrieben entsprechende Ko­
ordinationen hinsichtlich der Lieferungen 
stattfinden? 

Präsident: Bitte, Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler DDr. Pittermann: Ich möchte 
vor allem feststellen, daß der letzte Erz­
lieferungsvertrag zwischen Alpine und VÖEST 
auf Antrag des Generaldirektors Dr. Ober­
egger von der Alpine Montangesellschaft -
wie ich bereits bei einer Vorsprache gesagt 
habe - im März dieses Jahres, der Vertrag 
zwischen VÖEST und Guinea im Februar 
abgeschlossen wurde. Er war also der Alpine 
Montan bekannt, aber ,veder der Vorstand 
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Vizekanzler DDr. Pittermann 
noch der Aufsichtsrat der Oesterreichisch­
Alpine Montangesellschaft hat sich bisher 
mit irgendeiner Beschwerde an mich ge­
wendet. 

Was die Möglichkeit der Koordinierung 
betrifft, muß ich Ihnen sagen, daß sie nach 
der derzeitigen Regelung des Kompetenz­
gesetzes für den Ressortminister leider nicht 
besteht. Aber da wir ja den Auftrag haben, 
bis 30. Juni zu einer Einigung über die Reor­
ganisation der verstaatlichten Unterneh­
mungen zu kommen, und es auch meine 
Ansicht ist, daß die Koordinierungsmöglich­
keiten beziehungsweise -vollmachten für den 
Minister erweitert werden müssen, werde 
ich mir erlauben, in diesem Vorschlag dies­
bezügliche Anregungen zu geben, und ich hoffe 
auf Ihre Zustimmung bei der parlamenta­
rischen Verabschiedung . (Heiterkeit.) 

Präsident: Danke, Herr Vizekanzler. (Abg. 
Alt e n bur ger: Ein "Erzgeschätt" ist das!) 

gegangen sind, lieber eine nicht ganz gesetz­
mäßige Demonstration zu dulden, als durch 
ein allzu gewaltsames Vorgehen noch größere 
Unruhe in der Bevölkerung hervorzurufen. 
Ich stehe dazu, daß eine Demokratie sowohl 
einen Streik wie auch eine Demonstration 
aushalten muß, ohne daß gleich von den 
extremsten Mitteln der Exekutive Gebrauch 
gemacht wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel: Man kann 
Ihren demokratischen Ausführungen im 
allgemeinen zustimmen. Bei meiner An­
frage geht es aber ausschließlich darum, ob 
Sie, Herr Minister, bereit sind, Ihre so spek­
takulär bekannt gewordenen, zu Recht oder 
zu Unrecht als Geheimerlaß bezeichneten 
Richtlinien auch in Form einer allgemein 
zur Kenntnis gelangenden Dienstverfügung 
Ihres Ministeriums neu zu verlautbaren. 

Wir kommen zur Anfrage 618jM des Herrn Präsident: Bitte, Herr Minister. 
A bg~ordneten Dr. van Tongel (F PÖ) an den B d " t f" I 01 h H 

, . b Ir d R' htl' . un esmInIS er ur nneres a: err 
Herrn Innenmllllster, etreuen lC Illlen Ab d t I F" d S kt k I" k 
über das Verhalten der Sicherheits behörden I' hge~rhnte er('Ab ur

M 
~tS pe. A

a 
bU are. ,ann 

. F 11 . S'k 1C lllC S. g. ~ terer, er wtr. -
1m a e eInes trm s: H 't k 't) G 'I h h b d B h" d et er e~ . enau. C a e en e or en-

Sind Sie bereit, die "Richtlinien über das I leitern - das habe ich auch in der schrift­
Verhalten der Sicherheitsbehörden und -organe l' h B f"1..-' A f 
im Falle eines Streiks" vom 12, September 1963, 1C en eantwortung ausge Ulll-t - ~eIne .u-
den Landesgendarmeriekommandanten unter fassung dargelegt, und alle BehordenleIter 
Zahl 283.170-5/63 mitgeteilt, durch einen Erlaß und Landesgendarmeriekommandanten, aber 
zu ersetzen, der bei Wahrung des Streikrechtes vor allem die Leiter der Sicherheits- und 
den verfassungsmäßigen Bestimmungen ent- p r 'b h" d d' b' d B h 
spricht und die Sicherheit der Person und des 0 lzel e

d 
or en, hieb el. her , he~PI~ech uf~g 

Eigentums gewährleistet? anwesen waren, a en SIC eIn elt IC ur 
p "'d t· B'tt H M" t dieses Vorgehen ausgesprochen. Wir haben 

rast en. I e, err IlllS er, das besprochen und diskutiert, weil der 
Bundesminister für Inneres Olah: Herr innere Friede unseres Landes bei allen Gegen­

Abgeordneter ! Selbstverständlich hat die sätzlichkeiten und politischen Streitigkeiten 
Exekutive bei jedweden Ereignissen, seien sehr davon abhängig ist. 
es Streiks oder Demonstrationen, nach dem Die Gesetze und die Verfassung möchte 
geltenden Gesetz und nach den Bestimmungen ich nicht auslegen, das ist auch nicht meine 
der Bundesverfassung vorzugehen. Aufgabe. Sie bestehen und haben respek-

Die Aufgabe dieser Richtlinien war und tiert zu werden, Es ist lediglich erörtert 
ist nichts anderes, als dafür vorzusorgen, und dann schriftlich niedergelegt worden, 
daß nicht durch übereilte Handlungen Dinge wie man in kritischen Situationen versuchen 
geschehen, die nicht wieder gutzumachen soll, Auswege zu finden, ohne daß es zu 
sind. Die Exekutive hat selbstverständlich Zusammenstößen zwischen Teilen der 
die Gesetzlichkeit zu wahren, auf der anderen Bevölkerung und der Exekutive kommt. 
Seite aber ebenso - sowohl bei Streiks wie Ich möchte sagen: Das ist keinerlei Auslegung 
bei Demonstrationen - Ruhe und Überlegung von Gesetzen oder der Verfassung, sondern 
zu bewahren, Ich glaube, Herr Abgeordneter, das sind lediglich Richtlinien, wie man kri­
daß wir das gegenüber allen Gruppen so halten. tische Situationen meistern soll. Das braucht 
Ich darf darauf verweisen, daß wir im vergan- jede Behörde, auch die Sicherheitsbehörde. 
genen Jahr und auch vor zwei Jahren, als es 
hier in der Nähe Studentendemonstrationen 
gegeben hat, die weder nach den geltenden 
Gesetzen angemeldet noch genehmigt waren -
Sie wissen das ja sicherlich, weil ja sogar 
Abgeordnete, Mandatare Ihrer Partei bei 
diesen Kundgebungen gesprochen haben -, 
nach genau den gleichen Grundsätzen vor-

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel: Herr Mini­
ster! Ich muß leider feststellen, daß meine 
sehr konkrete Anfrage auch beim zweiten 
Mal nicht zu meiner Befriedigung beantwortet 
wurde. Meine Anfrage hat gelautet, ob Sie 
bereit sind - wobei ich mich gar nicht auf 

50. Sitzung NR X. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 51

www.parlament.gv.at



2634 Nationalrat X. GP. - 50. Sitzung - 3. Juni 1964 

Dr. van Tongel 
den Inhalt dieser Ihrer Verfügungen beziehen 
möchte, das ist im Rahmen der Fragestunde gar 
nicht möglich -, die Verfügung, die Sie an die 
Landesgendarmeriekommandanten ausgegeben 
haben, als Erlaß im Verordnungsblatt Ihres 
Ressorts zu verlautbaren, und zwar als all­
gemeinen Erlaß im Sinne der üblichen Usancen. 
Das war meine konkrete Frage, ohne mich mit 
den Einzelheiten der Verfügung selbst zu 
beschäftigen. 

werkschaftsfunktionär in Verbindung gesetzt 
haben. Darf ich Sie daher fragen, Herr 
Minister: Wer war in diesem Fall in Wiener 
Neustadt der zuständige Gewerkschafts­
funktionär, mit dem sich nunmehr der Poli­
zeikommandant verantwortlich in Verbindung 
gesetzt hat, und welche Zusammenarbeit ist 
vereinbart worden 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Zum 
ersten möchte ich sagen, dieser Streik war 
nicht von einer Gewerkschaft proklamiet't, 
sondern von einer politischen Gruppe (Abg. 
Ozettel: Sehr richtig 1); aber ich respektiere 
auch das. (Abg. Altenburger: Stimmt nicht! 
Falsch I) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Minister! 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Meine 
Meinung ist, daß diese Richtlinien genügen, 
aber ich bin gerne bereit, Ihre Anregung 
zu prüfen, das, was in diesen Richtlinien 
steht, auch als Erlaß herauszugeben. Ich 
fürchte nur, daß die Sache dann noch spek­
takulärer werden wird. . (Abg. Altenburger: Wir sind nicht bei den 

Ab- Bauarbeitern ! Gewerkschaft ögentlicher Dienst, 
den Landesleitung Niederösterreich 1) 

Präsident: Anfrage 596/M des Herrn 
geordneten Marwan-Schlosser (0 V P) an 
Herrn Innenminister , betreffend Streik 
niederösterreichischen Landes beam ten 
9. Oktober 1963: 

der Bundesminister für Inneres Olah: Es be-
am 

"Var der in der schriftlichen Anfrage 116/J 
angeführte Geheimerlaß des Herrn Bundes­
ministers vom 12. September 1963 über das 
Verhalten der Sicherheitsbehörden und -organe 
im Falle eines Streiks die Ursache dafür, daß 
die Exekutive anläßlich des Streiks der nieder­
österreichischen Landesbeamten am 9. Oktober 
1963 in Wiener N eWltadt trotz mehrfacher 
Aufforderung nicht eingeschritten ist? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Ich habe 
Ihre Anfrage genau durchgelesen, ich bin 
mir aber nicht ganz sicher, wie ich sie richtig 
beantworten soll. Meinen Sie, Herr Abge­
ordneter, daß die Wiener Neustädter Polizei 
gegen den Streik des ÖAAB hätte vorgehen 
sollen ~ 

Abgeordneter Marwan-Schlosser : Nein, ich 
meine damit, daß sie hätte eingreifen müssen, 
nachdem Terrorakte gesetzt worden sind. 

steht kein Anlaß zur Aufregung, ich respek­
tiere jeden Streik. Daher ist auch die Wien er 
Neustädter Polizei gegen die Streikenden nicht 
vorgegangen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser: Meine erste 
Anfrage haben Sie nicht beantwort.et, Herr 
Minister, aber ich darf die zweite Frage 
stellen. Haben Sie, Herr Minister, zu Ihrem 
damaligen Geheimerlaß auch erläuternde Be­
merkungen ergehen lassen, wie also ein Exe­
kutivorgan in Sekunden der Gefahr den ver­
antwortlichen Gewerkschaftsfunktionär zu er­
mitteln hat 1 Haben Sie, Herr Minister, auch 
erläutert, welche Verantwortung der Gewerk­
schaftsfunktionär zu tragen hat beziehungs­
weise welche Entscheidungen, Weisungen, An­
ordnungen, Befehle <,>der wie immer das heißen 
mag das Exekutivorgan vom Gewerkschafts­
funktionär zu befolgen hat? 

Bundesminister für Inneres Olah: Ich darf I Präsident: Herr Minister. 
darauf verweisen, Herr Abgeordneter, daß Bundesminister für Inneres Olah: Das Poli­
ich das schon einmal beantwortet habe auf zeiorgan hat keine Weisungen zu befolgen, 
Grund des Berichtes des Behördenleiters der aber naturnotwendig wird es schon zweck­
Wiener Neustädter Bundespolizei, in dem mäßiger sein, daß sich, wenn ein gewerk­
sogar minuziös dargestellt wurde, daß sofort schaftlieher Streik ist, der verantwortliche Ge­
nach Bekanntwerden unverzüglich der Ein- werkschaftsfunktionär von selber mit der 
satz von Exekutivkräften angeordnet wurde. Polizeibehörde ins Einvernehmen setzt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser: Herr Mi­
nister! Ihr Geheimerlaß oder Ihr Erlaß vom 
12. September mußte am 9. Oktober dem 
Polizeikommandanten von Wiener Neustadt 
bekannt gewesen sein. Er mußte sich daher 
bei Bekanntwerden des bevorstehenden Streiks 
mit dem, wie Sie sagen, verantwortlichen Ge-

Präsident: Anfrage 619jM des Herrn Abge­
ordneten Dipl.-Ing. Dr. Scheuch (FPO) an 
den Herrn Innenminister , betreffend Er­
nährungswirtschaft in Krisenzeiten : 

Kann man von einer sinnvollen Vorsorge 
auf dem Gebiete der Ernährungswirtschaft in 
Krisenzeiten sprechen, wenn wohl die Druck­
legung von 8 Millionen Lebensmittelkarten, 
aber keine entsprechende Lebensmittelnational-
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reserve programmiert wird, welche die Ein­
lösung der Lebensmittelkarten im Ernstfall 
auch tatsächlich gewährleistet? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Herr 
Abgeordneter! In unserem Ministerium wurde 
diese Frage geprüft, und meine zuständige 
Abteilung sagt mir, daß für diese Materie, 
die in den Rahmen der wirtschaftlichen Lan­
desverteidigung ressortiert, eigentlich das Bun­
desministerium für Land- und Forstwirtschaft 
zuständig wäre. Diese Zuständigkeit ist ge­
geben sowohl hinsichtlich der Versorgung mit 
Nahrungsmitteln als auch hinsichtlich des 
Aufbaues einer Verteilerorganisation. Dem­
nach steht dem Bundesministerium für Inneres 
nach der derzeitigen Kompetenzverteilung 
eigentlich keine direkte Kompetenz mehr zu. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Scheueh: Herr 
Minister! Zweifellos ist Ihr Ressort, wenn es 
auch nicht unmittelbar zuständig 1st, im 
Wege der Mitwirkung und in seiner Koordi­
nationsfunktion entscheidend daran beteiligt. 
Ich darf daher an Sie, Herr Minister, die 
Frage richten, ob Sie bereit sind, für Ihr 
Ressort dafür einzutreten, daß zum ehest­
möglichen Zeitpunkt ein sachlich und finanziell 
fundierter Long term-Plan für die Ernährungs­
sicherung in Krisenzeiten ausgearbeitet wird. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Olah: Ich bin 
in Zusammenarbeit mit den anderen Ministerien 
selbstverständlich dazu bereit. Die Feder­
führung hat dabei das Bundesministerium 
für Landesverteidigung. Der Auftrag lautet, 
glaube ich, sowieso, dem Nationalrat einen 
umfassenden Bericht vorzulegen. Weil in 
allen diesen Fragen auch das Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Inneres her­
zustellen ist, werden wir uns im Rahmen dieser 
Beratungen und der Vorschläge des Berichtes, 
der dem Nationalrat vorzulegen ist, auch mit 
dieser Frage befassen. Selbstverständlich bin 
ich bereit, namens unseres Ressorts dabei 
mitzuwirken und mitzuhelfen. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 
Anfrage 597/M der Frau Abgeordneten 

Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer (ÖV P) an 
den Herrn Sozialminister , betreffend Sozial­
versicherungspflicht von Erntehelfern : 

Wanun hat das Bundesministerium für 
soziale Verwaltung die Anregung des Landes­
hauptmannes von Steiermark, Mittelschüler 
und Studenten, die während der Ferien als 
Erntehelfer eingesetzt werden, als nicht sozial­
versicherungspflichtig zu erklären, abgelehnt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Proksch: Die Anregung des Herrn Landes­
hauptmannes von Steiermark birgt für den in 
Frage kommenden Personenkreis erhebliche 
sozialversicherungsrechtliche Nachteile. Die an 
der "Erntehilfe" beteiligten Jugendlichen üben 
eine Tätigkeit aus, die, wenn sie außerhalb 
der Aktion "Erntehilfe" ausgeführt -wird, 
wegen der damit verbundenen Risken unter 
dem Schutz der Kranken-, Unfall- und Pen­
sionsversicherung steht. Die mit der Tätigkeit 
der Jugendlichen verbundenen Risken werden 
durch den ideellen Zweck, dem die Aktion 
nach den Angaben des Herrn Landeshaupt­
mannes von Steiermark dient, nicht ver­
ringert. Die vom Mangel eines Versicherungs­
schutzes betroffenen Jugendlichen würden 
daher gegenüber jenen Beschäftigten, die 
auf Grund der gleichen Tätigkeit der Voll­
versicherung unterliegen, ernstlich benach­
teiligt sein. Dies gilt für die Kranken- und Un­
fallversicherung, insbesondere aber auch für 
die Pensionsversicherung, da gemäß § 235 
ASVG. die allgemeinen Voraussetzungen für 
eine Leistung aus dem Versicherungsfall der 
geminderten Arbeitsfähigkeit oder des Todes 
entfallen, wenn der Versicherungsfall die 
Folge eines Arbeitsunfalles oder einer Berufs­
krankheit ist, der bzw. die bei einem in der 
Pensionsversicherung Pflichtversicherten ein­
getreten ist. Das gleiche gilt, wenn der Stich­
tag vor dem vollendeten 21. Lebensjahr des 
Versicherten liegt und der Versicherte min­
destens sechs Versicherungsmonate erworben 
hat. 

Aus dieser Überlegung und wegen der zu 
befürchtenden Beispielsfolgerungen hat sich 
das mir unterstellte Bundesministerium außer­
stande gesehen, der Anregung des Herrn Lan­
deshauptmannes von Steiermark näherzu­
treten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer: 
Ich möchte aber doch noch einmal darauf 
hinweisen, daß es sich bei dieser Tätigkeit 
im Rahmen der Erntehilfsaktion weniger um 
ein Arbeitsverhältnis als vielmehr um die 
Herbeiführung von Kontakten zwischen Stadt 
und Land handelt. Ich möchte den Herrn 
Minister fragen, ob er bereit ist, eine neuerliche 
Eingabe der Landesregierung von Steiermark 
doch noch einmal einer Überprüfung zu unter­
ziehen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Proksch: Ich bin dazu leider nicht in der 
Lage. Es ist meiner Meinung nach auch falsch, 
diese Tätigkeit zu verniedlichen. Auch bei, 
sagen wir, nicht den schwersten ~rntearbeiten 

201 
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Bundesminister Proksch 
können doch verschiedene Unfälle oder Krank­
heiten auftreten. Wer übernimmt die Ver­
antwortung, wenn die Sozialversicherung hier 
suspendiert würde 1 Die müßte der Staat 
übernehmen. Kann er das 1 

Bei uns in Österreich, gnädige Frau, ist 
jedes Arbeitsverhältnis versicherungspflichtig. 
Ich glaube, daß das auch richtig ist, weil der 
Mensch geschützt sein muß. Gerade die Un­
fallversicherung ist eine Einrichtung, eine 
Solidarversicherung der Unternehmer, weil 
sich der einzelne damit vor einem zu großen 
Risiko schützt, denn im einzelnen Fall wäre 
ja dann der Unternehmer verpflichtet, einzu­
stehen, wenn sich irgend welche Krankheiten 
oder Unfälle ergeben, und die sollen ja nicht 
selten sein, wie wir wissen. Ich glaube, daß 
damit auch die Menschen am besten geschützt 
sind. Ich bin nicht der Meinung, daß die 
Erntehilfearbeit eine solche ist, daß sie nicht 
der normalen gleichgesetzt werden könnte. 

Präsident: Anfrage 622jM des Herrn Abge­
ordneten Dr. van Tongel ( F PÖ) an den 
Herrn Sozialminister, betreffend Arbeiter­
kammerwahlen : 

Sind Sie bereit, anzuordnen, daß die gemäß 
den §§ 50 bis 52 der Arbeiterkammer-Wahl­
ordnung nach Beendigung der Wahlhandlung 
der Arbeiterkammerwahlen angeordnete Zäh­
lung der abgegebenen Stimmen am ersten 
WahItag nicht dazu verwendet wird, das 
Ergebnis der Wahl am ersten vVahltag sofort 
zu verlautbaren, da dies weder erlaubt ist 
noch demokratischen Gepflogenheiten ent­
spricht 'I 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Proksch: Zur Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. van Tongel darf ich darauf hinweisen, 
daß die Arbeiterkammer-Wahlordnung in § 54 
Abs. 1 über die Kundmachung des Wahl­
ergebnisses bereits eine Regelung im Sinne 
der Anfrage des Herrn Abgeordneten enthält. 
Zufolge dieser Vorschrift ist das Ergebnis 
der Wahl im Hauptwahlprotokoll festzuhalten 
und von der Hauptwahlkommission spätestens 
14 Tage nach dem letzten Wahltag im "Amts­
blatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen. 
Aus dieser Vorschrift ergibt sich, daß die 
Verlautbarung des Ergebnisses der Arbeiter­
kammerwahlen erst nach seiner Feststellung 
im Hauptwahlprotokoll, also naturgemäß erst 
nach Abschluß der Wahl,·vorgenommen werden 
kann. Da somit durch die Arbeiterkammer­
Wahlordnung selbst das Verfahren hinsichtlich 
der Kundmachung geregelt erscheint, besteht 
meiner Ansicht nach keine Veranlassung, eine 
Anordnung im Sinne der Anfrage zu treffen. 
Ich bin aber gerne bereit, um etwaigen Miß­
verständnissen vorzubeugen, eine diesbezüg­
liche Erläuterung an den Österreichischen 
Arbeiterkammertag zu senden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel : Da ich auch 
Bundesgesetzblätter lesen kann, war mir sehr 
genau bekannt, was im § 54 steht. Ich darf 
den verehrten Herrn Minister aber darauf 
aufmerksam machen, daß bei den bisherigen 
Arbeiterkammerwahlen regelmäßig - wie das 
auf Grund der Wahlordnung überhaupt mög­
lich war, weiß ich nicht - durch das Radio 
und am nächsten Morgen in den Zeitungen 
Teilresultate des ersten Tages - ich muß 
ein heute hier gebrauchtes Wort wiederholen -
in spektakulärer Weise veröffentlicht worden 
sind. Da das bereits zweimal passiert ist und 
wir heuer im Herbst Wahlen haben, habe ich 
mir diese Anfrage erlaubt. Ich nehme gerne 
zur Kenntnis, Herr Minister, daß Sie nunmehr 
diese Absicht haben. Ich darf Sie nur fragen, 
ob Sie bereit sind, diesen Hinweis in einer so 
strikten Form zu geben, daß er beachtet 
werden muß. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Proksch: Ich werde mir erlauben, in der mir 
richtig erscheinenden Form die erläuternde 
Bemerkung zu geben. (Abg. Dr. van Tongel: 
Die Wirkung werden wir ja sehen!) 

Präsident: Anfrage 598jM der Frau Abge­
ordneten Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer (ÖVP) 
an den Herrn Sozialminister, betreffend Zu­
sammensetzung der Codexkommission : 

Entspricht es den Tatsachen, daß die Zu­
sammensetzung der Kommission zur Heraus­
gabe des österreichischen Lebensmittelbuches 
(Codexkornmission) in der Weise geändert 
wurde, daß an die Stelle eines geprüften Lebens­
mittelchemikers ein Vertreter des Gewerk-
schaftsbundes tritt? ' 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Proksch: Es entspricht nicht den Tatsachen, 
daß die Zusammensetzung der Kommission 
zur Herausgabe des österreichischen Lebens­
mittelbuches, der Codexkommission, in der 
Weise geändert worden ist, daß an die Stelle 
eines geprüften Lebensmittelchemikers ein 
Vertreter des Gewerkschaftsbundes tritt. Es 
ist auch in dem vom Bundesministerium für 
soziale Verwaltung im Jänner dieses Jahres 
zur Begutachtung versendeten Entwurf einer 
Lebensmittelgesetznovelle nicht beabsichtigt, 
an die Stelle derartiger Sachverständiger einen 
Vertreter des Österreichischen Gewerkschafts­
bundes treten zu lassen. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Anfrage 588/M des Herrn Abgeordneten 
Libal ( S PÖ) an den Herrn Finanzminister , 
betreffend Vergabe von Tabaktrafiken : 
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Sind Sie bereit, dem Vorzugsrecht kriegs­
beschädigter Trafikbewerber bei der Vergabe 
von Tabaktrafiken zum Durchbruch zu ver­
helfen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Gemäß Tabakmonopolgesetz ist die Austria 
Tabakwerke AG. verpflichtet, kriegsbeschä-

Finanzminister , betreffend Entschädigungen 
für Umsiedler und Heimatvertriebene: 

'Velche Beträge wurden bis 30. April 1964 
durch die Finanzlandesdirektionen auf Grund 
des österreichisch-deutschen Finanz- und Aus­
gleichsvertrages an Entschädigungen und Härte­
beihilfen an Umsiedler und Heimatvertriebene 
ausgezahlt? 

digte Bewerber bei der Besetzung von Tabak- Präsident: Bitte, Herr Minister. 
verschleißgeschäften bevorzugt zu behandeln. Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Kriegsbe~ch.ädigte ~nd Opferbefürsorgte haben Bis zum 30. April 1964 wurden durch die 
daher seIt J.eher ellle bevorzugte Beha~dlu?g I Finanzlandesdirektionen in Durchführung des 
erfahren. DIe Monopolverwaltung beabSIChtIgt österreichisch-deutschen Finanz- und Aus­
nicht, ~iese bevorzugte Behandlung in Zu- gleichsvertrages an Umsiedler und Heimat-
kunft mcht aufrechtzuerhalten. vertriebene an Entschädigungen 286,019.896 S 

Präsident: Eine Zusatzfrage. und an Härtebeihilfen 24,053.966 Sausgezahlt. 
Der Umfang an Erledigungen und demnach 

Abgeordneter Libal: Herr Minister! Ist an flüssigzumachenden Beträgen wird in der 
Ihnen bekannt, daß in der letzten Zeit mehrere 

nächsten Zeit steigen, da entsprechend der Fälle von Benachteiligungen bei der Vergabe 
vorgesehenen Planung die Entschädigungs­

von Tabaktrafiken an Kriegsbeschädigte vor- abteilungen der Finanzlandesdirektionen 
gekommen sind? Sind Sie bereit, diese Be- _ nach Aufarbeitung der Fälle des Besatzungs-
nachteiligungen aufzuheben? schädengesetzes und des Kriegs- und Ver-

Präsident: Bitte, Herr Minister. folgungssachschädengesetzes - nunmehr in 
Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: vollem Umfang für die Durchführung von Ent­

Ich nehme an. daß Sie vielleicht Fälle meinen, schädigungsaktionen nach dem österreichisch­
in denen and~re Situationen vorgelegen sind, deutschen Finanz- und Ausgleichsvertrag ein­
wie zum Beispiel, daß ein kriegsbeschädigter gesetzt werden können. 
Bewerber nicht die persönliche Voraussetzung Präsident: Eine Zusatzfrage. 
dafür erbringen konnte, wie etwa die Unbe­
scholtenheit, oder daß ihm kein geeignetes 
Lokal zur Verfügung steht, daß ein Opfer­
befürsorgter zu berücksichtigen war oder daß 
ein bedürftiger Familienangehöriger eines 
Kriegsbeschädigten vorhanden war. Wenn 
es andere Fälle sind, würde ich Sie bitten, 
sie mir zu nennen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Libal: Herr Minister! Ich 
werde Ihnen zwei Fälle, die in der letzten 
Zeit vorgekommen sind,persönlich überbringen. 
(Bundesminister tür Finanzen Dr. Schmitz: 
BWe!) 

Ich erlaube mir aber noch eine zweite 
Frage: Wieweit ist die Überprüfung der 
Vorschläge der Zentralorganisation der 
Kriegsopferverbände, die 1962 dem Finanz­
ministerium übergeben worden sind, vom 
Finanzministerium vorgenommen und er­
ledigt worden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Das entzieht sich meiner Kenntnis, aber ich 
werde mich sofort informieren und Sie gerne 
schriftlich vom Ergebnis meiner Nachfrage 
in Kenntnis setzen. 

Präsident: Anfrage 599/M des Herrn Abge­
ordneten Machunze (ÖVP) an den Herrn 

Abgeordneter Machunze : Herr Minister! 
Von den Betroffenen wird immer wieder die 
Auffassung geäußert, daß jene Mittel, die 
die Republik Österreich für diese Zwecke 
ausgibt, wesentlich niedriger sind als der 
Anteil, den die Bundesrepublik Deutschland 
auf Grund des Finanz- und Ausgleichsvertrages 
leistet. Ist diese Auffassung richtig? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz:: 
Diese Auffassung ist nicht richtig. Das Wesen 
dieses Abkommens ist eben eine entsprechende 
Aufbl'ingung der Mittel seitens der Bundes­
republik. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Machunze: Herr Minister! 
Glauben Sie, daß nach den Angaben, die 
Sie gemacht haben, die planmäßige Ab­
wicklung etwa Ende 1967, wie es dem Vertrag 
entsprechen würde, eingehalten werden dürfte? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Ich glaube schon. Nach der Umstellung der 
jetzt mit Besatzungsschäden und Kriegs- und 
Verfolgungssachschäden befaßten Beamten auf 
die Durchführung der Entschädigungsaktion 
nach diesem Abkommen werden wir, glaube 
ich, diesen Termin einhalten können. 
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Abgeordneter Machunze : Danke. 

Präsident: Anfrage 593/M des .Herrn Ab­
geordneten Dr. Broesigke ( F PÖ) an den 
Herrn Finanzminister, betreffend Schatz­
scheine: 

Wann und in welcher Weise beabsichtigt das 
Bundesministerium für Finanzen das Problem 
der Schatzscheine zu regeln? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Meine Damen und Herren! Das Schatzschein­
problem ist nicht mehr in der Form akt~ell, 
wie es die Anfrage vielleicht erwarten laßt. 
Wir' müssen bei den Schatzscheinen vier 
Kategorien unterscheiden, die auch verschieden 
zu behandeln sind. Es gibt die Gruppe der 
sogenarmtenKassenstärker-Schatzscheine, . die 
Gruppe' der Besatzungskosten-Schatzscheme, 
der. ,sogenannten Offenmarkt-Schatzscheine 
und der Schatz scheine zur Leistung der Quoten 
an internationale Organisationen. 

Bei den Kassenstärker-Schatzscheinen wur­
den in den letzten Jahren rund 1, I Milliarden 
Schilling eingelöst. Auch im heurigen .J~hr 
ist eine: Tilgung 'von 300 Millionen SchIllmg 
vorgesehen auf Grund des Bundesfinanz­
O'esetzes, eine weitere Milliarde an Kassen­
;tärker-Schatzscheinen wurde in eine 6pro­
'zentige Anleihe ko~vertiert. Im .U:mlauf 
bleiben 'daher etwas mehr als 2,1 MIllIarden 
an' Kassenstäi"ker-Schatzscheinen. Von diesen 
müssen noch im laufenden Jahr für 137 Millionen 
Schatzscheine getilgt werden. Die verbleiben­
den Kassenstärker~Schatzscheine können nach 
übereinstimmender Meinung der Fachleute 
vom Kreditapparat ohne weiteres übernommen 
werden. . . 

Die zweite Gruppe, die Offenmarkt-Schatz­
scheine das sind echte Geldmarktpapiere, 
die iiri Rahmeri des Konzeptes zur Herst~.nung 
eines fmiktionsfähigen Geldmarktes in Oster­
reich erst· seit Beginn des Moliats Mai auch 
an der Börse eingeführt' worden sind u~d 
der Belebung des Geldmarktes dienen. ~ler 
gibt es keinPrQblem, weil die ProlongatIOn 
gesichert ist. , 

Bei der dritten Gruppe der Schatzscheine 
zugunst~ll ,. 'il,lternationaler, ,O~ganisation~n 
taucht· das ominöse. Problem. mcht auf,: da 
dIese Scha'tzscheine. auf Sicht [j,usgestellt sind 
und daher eine' Prolongation nicht in Frage 
kommt. Die Rucklösung erfolgt über' die 
Na.tionalbank . und ,bewirkt. eine Erhöhung 
der 'Buchschuld, löst ~lso auch. unmittelbali 
keine budgetären . Folgen aus. 

Die vierte Gruppe ist die Gruppe der . so­
O'enannten' " Besatznngskosten-Scha tzscheme, 
~obei das. Pröblem· dadurch· entsteht, daß 
- entgegen der bisherigen Praxis des Rech-

nungshofes - nunmehr die Prolongierung 
dieser Schatzscheine nicht mehr möglich ist. 
Nach dem Konzept des Finanzministeriums 
ist - wie wir das in anderen Fällen sehen -
eine Tilgung auch für die Besatzungskosten­
Schatzscheine vorgesehen. Ein Problem ent­
steht nur insofern, als die plötzliche Einlösung 
von rund 2 Milliarden an Besatzungskosten­
Schatzscheinen einen gewissen Einfluß auf die 
Währung hat, der darin liegt, daß nicht der 
gesamte Betrag von 2 Milliarden an Schatz: 
scheinen als Ersatz für Mindestreserven bel 
den Kreditinstituten anzurechnen ist und 
die Fachleute damit rechnen, daß ungefähr 
eine halbe Milliarde davon den Geldumlauf 
erhöhen würde. 

Nun möchte ich aber hier hinzufügen, 
daß es sicher nicht Aufgabe des Rechnungs­
hofes ist - da bin ich ganz der Meinung 
des Herrn Rechnungshofpräsidenten -, Wäh­
rungspolitik zu betreiben, sondern der Rech­
nungshof hat Gesetze anzuwenden. Und wenn 
sich bei Anwendung der Gesetze währungs­
politisch nachteilige Folgen ergeben, ist es 
Aufgabe von Regierung und Parlament, durch 
eine entsprechende Regelung Schäden abzu­
wenden. 

Das Schatzscheinproblem reduziert sich also 
auf die Frage: Ist es währungspolitisch zweck­
mäßig, die gesamten 2 Milliarden an Besatzungs­
kosten-Schatzscheinen, die jetzt fällig werden, 
auf einmal einzulösen, oder soll diesbezüglich 
eine Regelung gefunden werden, die es er­
möglicht, eine Mehrbelastung des Geldumlaufes 
von rund einer halben Milliarde vielleicht 
auf einen Zeitraum von etwa zwei oder drei 
Jahren zu verteilen ~ Diese Regelung müßte 
aber Gegenstand eines eigenen Schatzschein1 
gesetzes sein, das sich aber. ~m ~egensatz 
zu früheren Entwürfen des MInIsterIUms bloß 
mit dieser Gruppe von Schatzscheinen und 
bloß mit der Frage der Prolongierung eines 
Teiles der Beträge, die diese schockartige 
Einlösung der Schatzscheine zum Nachteil 
der Währung verhindert, befassen müßte. 

Sie ersehen daraus, daß es beim Problem 
der Schatzscheine durch die schon bisher 
konzeptive Politik des Finanzmi~isteriums, 
die darauf gerichtet ist, nicht die Prolon­
gierung, sondern die regelmäßige Tilgung zum 
Konzept zu machen, im Interesse des Geld­
marktes und auch im Interesse einer Stärkung 
des Vertrauens des Bundes als Geldnehmer 
eigentlich bloß um die Frage .g~ht, welche 
Konsequenzen man währungspohtIsch aus der 
plötzlichen Einlösung dieser 2 Milliarden ziehen 
soll .. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Minister! 
Die eigentliche Frage ging dahin, welche 
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Dr. Broesigke 

Maßnahmen das Bundesministerium für Fi­
nanzen zu ergreifen beabsichtigt. Sie haben 
gesagt, was in der Vergangenheit geschehen 
ist, und Sie haben die Möglichkeiten auf­
gezeigt: entweder Einlösung der Besatzungs­
kosten-Schatzscheine, um die es im wesent­
lichen geht, oder Schaffung einer gesetzlichen 
Regelung für die Prolongierung. Sie haben 
aber nicht gesagt, was Sie eigentlich zu tun 
beabsichtigen, ob nämlich die derzeit in 
Umlauf befindlichen Schatzscheine je nach 
Fälligkeit eingelöst werden sollen oder ob 
eine Prolongierung vom Bundesministerium 
für Finanzen auf gesetzlicher Grundlage, zum 
Unterschied von der bisherigen Regelung, 
beabsichtigt ist. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Herr Abgeordneter! Ich habe gesagt, daß 
auch in Zukunft die Tilgung die wesentliche 
Lösung des Schatzscheinproblems sein wird. 

In der Frage Besatzungskosten-Schatz­
scheine wird derzeit geprüft, ob hier ein 
Schatzscheingesetz für das Jahr 1964 für 
die Beseitigung währungspolitisch nachteiliger 
Folgen der Einlösung der 2 Milliarden an Be­
satzungskosten-Schatzscheinen eine zweck­
mäßige und richtige Maßnahme ist. Ich 
möehte betonen, daß die Lösung des Problems 
schlechthin auch in Zukunft in der beab­
sichtigten Tilgung der fälligen Schatz scheine 
liegt. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Ich müßte 
also Ihre Beantwortung so verstehen, daß 
das Bundesministerium für Finanzen derzeit 
noch nicht weiß, sondern nur prüft, ob es 
die Schatzscheine einlösen oder ob es eine 
gesetzliche Regelung anstreben soll. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 

Die Frage ist falsch gestellt, weil auf keinen 
Fall das Bundesministerium für Finanzen 
die Besatzungskosten-Schatzscheine einlöst, 
sondern die Nationalbank. 

Präsident: Ich danke, Herr l\rIinister. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind ab­
gelaufen. Somit ist die Fragestunde beendet. 

Den eingelangten Antrag 106/A der Ab­
geordneten Dr. van Tongel und Genossen, 
betreffend N ovellierung des Einkommensteuer­
gesetzes 1953 in der derzeit geltenden Fassung, 
weise ich dem Finanz- und Budgetaus­
schuß zu. 

Wird gegen diese Zuweisung ein Einwand 
erhoben? - Dies ist nicht der Fall. 

Seit der letzten Haussitzung sind acht 
Anfragebeantwortungen eingelangt, die 

den Anfragestellern zugegangen sind. Diese 
Anfragebeantwortungen wurden auch ver­
vielfältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Ab­
geordneten Machunze, um die Verlesung des 
Einlaufes. 

Schriftführer Machunze : 

"An den Herrn Präsidenten des National­
rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 27. Mai 1964, Z1. 5284/64, über 
meinen Antrag gemäß Artikel 73 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bundesministers für Landesverteidigung 
Dr. Georg Pr ader den Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Karl 
Schleinzer mit dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. Ich bitte, 
in der Verlesung fortzufahren. 

Schriftführer Machunze : Von der Bundes­
regierung sind folgende Vor lag e neingelangt: 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
vom 28. November 1960 über öffentliche 
Schutzimpfungen gegen übertragbare Kinder­
lähmung abgeändert wird (413 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Verfassungs­
gerichtshofgesetz abgeändert und ergänzt wird 
(414 der Beilagen); 

Bundesgesetz über die Einhebung von Ge­
bühren für besondere Überwachungsdienste 
öffentlicher Sicherheitsorgane (Überwachungs­
gebührengesetz) (415 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Rechtspfleger­
gesetz geändert wird (416 der Beilagen). 

Weiters legt der Bundesminister für Inneres 
einen Bericht über die Flüchtlingssituation 
in den Jahren 1945 bis 1961 und über die 
Auflösung der Altflüchtlingslager in Österreich 
vor. 

Ferner ersucht das Strafbezirksgericht Wien 
um Aufhebung der Immunität des Abge­
ordneten zum Nationalrat Karl Ozernetz wegen 
§§ 487 und 495 Abs. 2 StG. (Ehren beleidigung). 

Es werden zugewiesen: 
413 dem Ausschuß für soziale Verwaltung; 
414 und 415 dem Verfassungsausschuß; 
416 dem Justizausschuß; 

i der Bericht des Bundesministers für Inneres 
dem Verfassungsausschuß ; 

das Auslieferungsbegehren dem Immunitäts­
ausschuß· 
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Präsident: Es ist mir der Vorschlag zu-\ teil des Gesetzes bildenden Verzeichnisse zu 
gekommen, die Debatte über die Punkte 11 ergänzen und zu berichtigen. 
und 2 der heutigen Tagesordnung unter einem' I V I .r d B t d . .... m er aUle er era ungen wur e von 
abzuführen. Es smd dIes dIe Abanderung d n Ab dn t n I H lb' h d P"l ., e geor e eng. e IC un 0 z 
des Bundesstraßengesetzes und dIe Fman- d rAt t llt d' R . 1 . e n rag ges e , Ie egIerungsvor age 
zierung der Autobahn Innsbruck - Brenner. d r h d' A f h . Ab" d d . . u c Ie u na me eIner an erung er 

Falls dIeser V?rschla:g angenomm~n WIrd, Straßenbeschreibung der Ardagger Straße zu 
,:erden zuerst dIe Ben?hter~tatter Ihre .. Be- ergänzen. Hiedurch ergaben sich auch Ab­
rIc~lte geben, sodann ~Ird dIe De~atte ub~r änderungen hinsichtlich der Zusammenrech­
beId~ Punkte unter emem ab~~fu~rt. D~e nung der Straßenlängen und der fortlaufenden 
AbstImmung erfolgt selbstverstandhch, WIe N umerierung der Punkte der Regierungsvor­
immer in solchen Fällen, getrennt. Wird lage. 
gegen diesen Vorschlag ein Einwand erhoben? 
- Dies ist nicht der Fall. Die Debatte über 
die Punkte 1 und 2 der heutigen Tages­
ordnung wird daher gemeinsam abgeführt. 

1. Punkt: Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage (395 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, betreffend die Abänderung des 

Bundesstraßengesetzes (406 der Beilagen) 

2. Punkt: Bericht des Finanz-· und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(396 der Beilagen): Bundesgesetz, betreffend 
die Finanzierung der Autobahn Innsbruck -

Brenner (407 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den Punkten 1 und 2, 
über die soeben beschlossen wurde, die Debatte 
unter einem abzuführen. Es sind dies die 
Abänderung des Bundesstraßengesetzes und 
die Finanzierung der Autobahn Innsbruck -
Brenner. 

Berichterstatter zum 1. Punkt ist der Herr' 
Abgeordnete Staudinger. Ich bitte ihn um 
seinen Bericht. 

Berichterstatter Staudinger: Hohes Haus! 
Der Handelsausschuß hat in . seiner Sitzung 
vom 12. Mai 1964 die Regierungsvorlage, 
betreffend die Abänderung des Bundesstraßen­
gesetzes, beraten. 

Durch den zur Verhandlung stehenden 
Gesetzentwurf sollen weitere Straßenzüge, die 
durch die Verkehrsentwicklung für den Durch­
zugsverkehr Bedeutung erlangt haben, als 
Bundesstraßen erklärt werden. Andere Straßen­
züge haben ihre Bedeutung für den Durch­
zugsverkehr verloren und sollen als Bundes­
straßen aufgelassen werden. Im Zuge des 
Ausbaues von Bundesstraßen war der Verlauf 
einiger Straßen zu ändern. 

Durch die besondere Entwicklung des moto­
risierten Verkehrs hat sich die Notwendigkeit 
ergeben, weitere Strecken als Autobahnen zll 
erklären. 

Außerdem waren einige Bestimmungen des 
Bundesstraßengesetzes und die einen Bestand-

N ach einer Debatte wurde die Regierungs­
vorlage mit den beantragten Abänderungen 
einstimmig angenommen. 

Ferner hat der Ausschuß auf Antrag der 
Abgeordneten Dr. Migsch, Kulhanek und 
Dr. vall Tongel folgende Entschließung 
einstimmig angenommen: . 

Der Handelsausschuß ist der Auffassung, 
daß eine N ovellierung des Bundesstraßen­
gesetzes, BGBI. Nr. 59/1948, in der Fassung 
der Bundesgesetze BGBL Nr. 127/1954, 
BGBL Nr. 56/1958, BGBL Nr. 100/1959, 
BGBI. Nr. 135/1961 und BGBI. Nr. 11/1962 
und der Kundmachung BGBL Nr. 65/1963, 
wie folgt zweckmäßig wäre: 

Der § 18 Abs. 1 zweiter Satz hätte zu 
lauten: 

"Außer halb geschlossener Ortschaften und 
bei neu angelegten Umfahrungsstrecken in­
nerhalb des Ortsgebietes dürfen innerhalb 
einer Entfernung von 10 Metern, welche 
vom äußeren Rande des Straßengrabens 
beziehungsweise bei aufgedämmten Straßen 
vom Böschungsfuß und in Ermangelung 
von Gräben und Böschungen von der äuße­
ren Begrenzungslinie der Straßenbankette 
gemessen wird, ohne Zustimmung der Bun­
desstraßenverwaltung Neu-, Zu- oder Um­
bauten, Einfriedungen, Düngerstätten oder 
Düngergruben nicht angelegt werden." 

Das Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau wird ersucht, dieses Problem 
im Einvernehmen mit den in Frage kommen­
den Interessenvertretungen raschestmöglich 
zu prüfen, 
Der Handelsausschuß stellt den An trag, 

der Nationalrat wolle 
1. dem von der Bundesregierung vorgelegten 

Gesetzentwurf (395 der Beilagen) mit den 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Ab­
änderungen die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen und 

2. die Entschließung annehmen. 
Hinsichtlich einer allfälligen Debatte be­

antrage ich, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. 
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Präsident: Berichterstatter zum 2. Punkt 
ist Herr Abgeordneter Marberger. Ich ersuche 
ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Marberger : Hohes Haus! 
Im Auftrage des Finanz- und Budgetaus­
schusses habe ich die Ehre, dem Hohen Haus 
über die Regierungsvorlage 396 der Beilagen: 
Bundesgesetz, betreffend die Finanzierung der 
Autobahn Innsbruck - Brenner, zu berichten. 

Um den Bau der Autobahn Innsbruck­
Brenner durchführen zu können, ist eine 
Finanzierung im Wege von Kreditoperationen 
in den Jahren 1964 bis 1968 erforderlich. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll 
daher der Bundesminister für Finanzen er­
mächtigt werden, für die in dem genannten 
Zeitraum erforderlichen Kreditoperationen bis 
zum Betrag von 1500 Millionen Schilling die 
Haftung des Bundes zu übernehmen. Der 
Wortlaut des § 3 Abs. 1 enthält eine ent­
sprechende Flexibilität insofern, als Schuld­
aufnahme und Haftungsübernahme erforder­
lichenfalls jeweils auch vor und nach dem 
Zeitraum erfolgen können, für den die in 
diesem Absatz ziffernmäßig angegebenen Kre­
ditbeträge bestimmt sind. 

Die Herstellung, Erhaltung und Finanzieruni 
der Autobahn soll einer in der Rechtsform 
einer Aktiengesellschaft zu gründenden Kapital­
gesellschaft übertragen werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
erwähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung 
am 12. Mai 1964 der Vorberatung unterzogen. 
Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Oskar Weihs, Mahnert, Prinke, Machunze, 
Czettel und Mitterer sowie in Vertretung des 
Bundesministers für Finanzen Sektionschef 
Dr. Rottky und Staatssekretär Dr. Kotzina 
beteiligten, wurde der Gesetzentwurf unver­
ändert angenommen. 

Im Namen des Finanz- und Budgetaus­
schusses stelle ich somit den Antrag, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf (396 der Beilagen) 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, gestatte 
ich mir den Vorschlag, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. 

Präsident: Die Berichterstatter beantragen, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. - Ein Einwand hiegegen 
wird nicht erhoben. General- und Spezial­
debatte werden daher unter einem vorge­
nommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Als erster 
Redner ist Herr Abgeordneter Holoubek zum 
Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Holoubek (SPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Beim Öster­
reichischen Straßentag, der Anfang Mai in 
Wien stattgefunden hat, wurde die Prognose 
gestellt, daß es in Wien im Jahre 1980, wenn 
die Motorisierung annähernd so weitergeht, 
etwa 530.000 Kraftfahrzeuge geben wird. 
Auf 3,2 Personen wird also ein Personenkraft­
wagen entfallen. 

Ob man nun über diesen Drang zur Moto­
risierung erfreut ist oder nicht, er ist eine 
Tatsache, mit der wir uns abzufinden haben 
und für die wir bei unseren Straßenbauten 
und Verkehrsbauten vorzusorgen .haben. 

Es ist gewiß erfreulich, daß der Besitz 
eines Autos heute nicht mehr wenigen vor­
behalten ist. Dennoch wäre es falsch, daraus 
zu schließen, daß damit die soziale Frage 
für die arbeitenden Menschen gelöst ist, wie 
das vielfach geschieht. Wir wissen aus der 
Praxis - und ich kann das aus meinen Er­
fahrungen in dem Betrieb, in dem ich lange 
Zeit tätig war, bestätigen -, wie viele Ent-. 
behrungen Arbeiterfamilien auf sich nehmen, 
um zu einem Auto zu kommen. Der be­
scheidene Wohlstand, den wir erreicht haben, 
ist in der Tatsache begründet, daß die ver­
heiratete Frau und andere Familienmitglieder 
mitarbeiten, daß die Möglichkeit besteht, 
heute in den Zeiten der Konjunktur Über­
stunden zu machen, und nicht in den hohen 
Löhnen, wie mitunter fälschlich behauptet 
wird. 

Dieser Drang zum Auto, der wie eine Seuche 
einen Großteil unserer Mitbürger erfaßt hat, 
läßt diesen bescheidenen Wohlstand nicht 
immer so zur Auswirkung kommen, wie wir 
es gerne möchten. Man muß es, glaube ich, 
auch von dieser· Stelle aus aussprechen: Wer 
am Monatsersten die Ratenzahlungen für 
sein Auto zu leisten hat, wer am Monatsersten 
für die Inbetriebsetzung und Instandhaltung 
des Autos zu sorgen hat, der wird von seinem 
Wohlstand verhältnismäßig wenig spüren. In 
der Rangliste der Anschaffungen steht in 
vielen Familien das Auto leider nicht an letzter 
Stelle. Man verzichtet auf viele Annehmlich­
keiten des Lebens, man geht in kein Theater, 
man verzichtet aufs Kino, nur um endlich 
einmal in den Besitz eines Autos zu kommen. 

Meine Damen und Herren! Wir werden 
daher, wie gesagt, auch in den nächsten 
Jahren mit einem zunehmenden Verkehr 
rechnen müssen. Das stellt besonders eine 
Großstadt wie Wien vor schwierige Probleme. 
Auf dem flachen Land, in kleineren Gemeinden 
ist das Verkehrsproblem oft mit einfachen 
technischen Mitteln leichter zu lösen. In der 
Großstadt liegen die Verhältnisse ganz anders. 
Hier haben wir es nicht nur mit dem Individual-
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Holoubek 
verkehr, sondern auch mit dem Massenverkehr 
zu tun. Wir müssen in einer Großstadt wie 
Wien innerhalb kürzester Zeit große Menschen­
massen zur Arbeitsstätte und wieder nach 
Ha use bringen. Es ist also das Verkehrspro blem 
hier, wie gesagt, im Gegensatz zum Ver­
kehr auf dem flachen Lande ein sehr schwieriges 
Problem. 

Stadtbaudirektor Dr. Koller hat beim Öster­
reichischen Straßentag ganz richtig gesagt: 
"Der Wettlauf zwischen dem Bau von Straßen 
und dem Bau von Kraftfahrzeugen ist noch 
in keiner Stadt der Welt gelungen." 

Hier komme ich nun zu dem entscheidenden 

Alles das, die Verkehrsbauten, die Brücken, 
die Verbesserung und Instandhaltung der 
2030 km Landesstraßen kostete viel Geld. 
Ich darf hier einige Zahlen nennen: Die Fuß­
gängerdurchgänge am Ring kosten rund 
95 Millionen Schilling, der Umbau des Süd­
tiroler Platzes 75 Millionen Schilling, das 
Schottentor 48 Millionen Schilling, das Ver­
kehrsbauwerk um die Kennedy-Brücke in 
Hietzing 60 Millionen Schilling, die Brücken 
über den Donaukanal 100 Millionen Schilling, 
die dritte Strombrücke ist mit 152 Millionen 
Schilling veranschlagt, und die Gürtelbrücke 
wird zirka 95 Millionen Schilling kosten. 

Punkt: Das Problem des steigenden Verkehrs Ich frage Sie nun, meine Damen und Herren: 
in der Bundeshauptstadt kann nicht allein Ist es angesichts dieser gewaltigen Belastungen 
mit den Geldmitteln, die der Gemeinde Wien Wiens durch die Verkehrs-, Brücken- und 
und dem Land Wien zur Verfügung stehen, Straßenbauten ein unbilliges Verlangen, wenn 
gelöst werden. Diesen Standpunkt haben wir seit Jahren von dieser Stelle aus von meiner 
Sozialisten von jeher eingenommen, wenn wir Fraktion ein größerer Anteil an Bundes­
davon gesprochen haben, daß der Bund doch straßen für das Land Wien gefordert wurde? 
mehr als bisher Landesstraßen von Wien zu Alle diese Einrichtungen werden ja nicht 
Bundesstraßen erklären soll. nur von der Wiener Bevölkerung benützt. 

Zu dieser Einsicht hat sich nun auch der Stellen Sie sich einmal an die Einfallstraßen 
nach Wien, etwa auf die Triester Straße oder Herr Bundeskanzler Dr. Klaus durchgerungen, 

",ie ich einer seiner letzten Radioreden ent- auf die Wiener Straße, dann werden Sie sehen, 
daß hier sehr viele und nicht immer nur die nehmen konnte; mit dieser Rede werde ich 
leichtesten, sondern schwere und schwerste mich später noch ein wenig beschäftigen. 
Fahrzeuge aus den Bundesländern nach Wien 

Wien errichtet seit Jahren im steigenden und von Wien kommen, die die Verkehrs­
Maße Verkehrsbauten. Als Abgeordneter des flächen Wiens in Anspruch nehmen. 
Landes Wien erinnere ich Sie - und ver-
zeihen Sie, daß ich das tue - an die Fuß- Ich habe hier einige Male gelegentlich der 
gängerpassagen am Ring, ich erinnere an die Budgetdebatte die Frage der Autobahnen 
Schottenkreuzung, an deri Umbau des Süd- im Bereiche des Landes Wien angeschnitten. 
tiroler und des Matzleinsdorfer Platzes, an den Das Handelsministerium wollte die Auto­
Praterstern, an die Kennedy-Brücke in bahnen grundsätzlich nur bis zur Stadt­
Hietzing und schließlich an die in Bau befind- grenze führen. Ich darf an die Debatten 
liche Unterpflasterstraßenbahn, die von der hier in diesem Hohen Haus erinnern. Was 
Universitätsstraße bis zur Sezession führen also für andere Bundesländer eine Selbst­
soll. Damit habe ich nur wenige dieser großen verständlichkeit war, daß nämlich der Bund 
Verkehrsbauten genannt. Ich verweise auf die Autobahnen ihres Landes bezahlt und be­
die vielen Brücken-Umbauten und -Neu- treut, das sollte für Wien nicht gelten. 
bauten, nicht zuletzt auf die dritte Wiener Nun können wir mit Genugtuung feststellen, 
Strombrücke und die Gürtelbrücke, die den daß diesem steten Verlangen in der jetzt 
Gürtel mit der Brigittenau verbinden und zur Beratung stehenden Novelle Rechnung 
wesentlich zur Entflechtung des Wien er Ver- getragen wurde. Wir finden nun die Auto­
kehrs beitragen wird. bahntrassen im Lande Wien und die Zu-

Noch etwas: Wien hat derzeit 2030 km bringerstraßen in dieser Regierungsvorlage 
Landesstraßen. Als sie errichtet wurden, verankert. Ich muß aber hier sagen, um nicht 
genügten sie für den Pferdefuhrwerksverkehr falsche Vorstellungen aufkommen zu lassen: 
und auch für die wenigen Autos, die damals Im ersten Entwurf war das nicht enthalten. 
die Wiener Straßen befahren haben. Jetzt Erst nach langwierigen, schweren Verhandlun­
ist das ganz anders. Die Befahrung mit gen, in denen sich insbesondere die Herren 
schweren und schwersten Kraftwagen macht Staatssekretäre Dr. Kotzina und Weikhart be­
es notwendig, die Straßen mit modernen Be- . müht haben, eine Kompromißlösung zu finden, 
lägen zu versehen. Das kostet Geld, das sind konnten die Wünsche des Landes ·Wien in 
ungeheure Ausgaben, die der Gemeinde und bezug auf die Autobahntrassen ihre Erfüllung 
dem Lande Wien entstehen. Von den 2030 km finden. Damit ist der jahrelange Kampf 
Landesstraßen in Wien gibt es derzeit nur meiner Fraktion um die Aufnahme der Auto­
mehr 227 km unbefestigter Straßen. ,bahnen . im Lande Wien in das Bundes-
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straßennetz, wie ich glaube, erfolgreich be- müssen, daß man Wien in dieser Hinsicht 
endet worden. tatsächlich als Stiefkind behandelt hat, Ich 

In Angelegenheit der Autobahnen in Zu- habe daher in der Sitzung des Budgetaus­
sammenhang mit dieser Regierungsvorlage schusses am 13. November vorigen Jahres 
darf ich noch im Namen meiner Fraktion neuerlich auf diese Ungerechtigkeit verweisen 
die Bundesstraßenverwaltung ersuchen, die müssen. 
Dringlichkeit des Autobahnbaues auf den Es tut mir leid, meine Damen und Herren, 
Strecken Graz-Gleisdorf und Klagenfurt- daß ich Sie heute wieder mit der Begründung 
Villach anzuerkennen. Auf beiden Straßen langweilen muß, die ich hier wiederholt 
hat sich der Binnenverkehr gigantisch ent- vorbrachte, um die langjährigen Forderungen 
wickelt, und ich brauche hier in diesem Kreis des Landes Wien zu rechtfertigen. Ich muß es 
nicht zu sagen, weil es jeder aus eigener also noch einmal sagen und gestehe, daß 
Anschauung kennt, daß in dem Gebiet Klagen- ich mir fast schon vorkomme wie ein Ma­
furt-Villach der Fremdenverkehr ungeheuer gnetophonband, weiIich es schon zum sechsten 
gewachsen ist und daß die Straße durch oder siebenten Male wiederhole; aber es muß 
die bekanntesten Fremdenverkehrsorte am gesagt werden, um es immer wieder in Er-
Wörthersee führt. Hier wäre unsere Bitte, innerung zu rufen. Von den 9238 km Bundes-
die Bundesstraßenverwaltung möge erwägen, straßen entfallen derzeit auf das Land Wien 
diesen beiden projektierten Autobahnstrecken ganze 15 km oder 0,16 Prozent aller Bundes­
den Vorrang zu geben. straßen. In Wien aber leben 23 Prozent 

Was in der zur Beratung stehenden Re- der österreichischen Bevöikerung, sind 22 Pro­
?ierun~svorlage - deswegen vor all~m habe zent aller österreichischen Kraftfahrzeuge re­
ICh mICh zum Wort gemeldet - mcht be- gistriert, und es werden in Wien 42 Prozent 
rüeksiehtigt ia!, n~mlich die für den. Dur?h- des gesamten Zuschlages zur Mineralölsteuer 
zugsverkehr WIChtIgen Landesstraßen 1ll WIen aufgebracht. Dazu kommt noch, daß Wien in 
zu . Bundesstraßen zu erklären, soll. hier als I steigendem Maße Fremdenverkehrsstadt wird. 
bleIbende Forderung des Landes WIen noch Ich glaube, alle Bürger unseres Staates, 
einmal ausgesprochen und begründet werden. wo immer sie auch in diesem Staat leben 

Im Artikel 10 Abs, 1 Z. 9 des Bundes-Ver- sollten ein Interesse daran haben, daß sich 
fassungsgesetzes ist bestimmt, daß die "Ange- ihre Bundeshauptstadt mit den Verkehrs­
legenheiten der wegen ihrer Bedeutung für den und Straßenbauten allen Gästen würdig re­
Durchzugsverkehr durch Bundesgesetz als präsentiert, denn für den Gast, der mit dem 
Bundesstraßen erklärten Straßenzüge" Bundes. Auto kommt, ist letzten Endes die Straße 
sache in Gesetzgebung und Vollziehung sind. die Visitenkarte des Landes, in dem er seine 
Es kann nun niemand bestreiten, daß die zur Ferien verbringt. 
Stadtgrenze führenden großen Bundesstraßen I' S't d B d t h ß t 
im Lande Wien ebenfalls als Durehzugsstraßen n Jdener HI zung

H 
eS

d 
IU ~e, atussc u es s~g e 

'h B d t h b E' t h ltb nun er err an e sminiS er zu meInen 
I re e eu ung a en. s IS un a ar, A f" h d ß d' Üb h .. t 
d ß 11 h W · f"hr d B d t ß us u rungen, a Ie erna me zusa z-

a a e nac Ien u en en un ess ra en licher Landesstraßen durch den Bund ohne 
an der Stadtgrenze, gerade dort, wo der E hl' ß .. t I' h M'tt 1 f" d , h . d 'hr B d rsc Ie ung zusa z IC er I e ur en 
Verkehr am dlC testen WIr ,1 e e eutung St ß b . ht C 1 k" I h d f d 

ß 1· d ra en au nIC er.lO gen onne. e ar ar-
nach dem Bundesstra enge setz ver Ieren un f f k h d ß 't d N 11 
zu normalen Landes- und Gemeindestraßen au au mer sam mac en, a ml en ove .~n 

d I h .. ht b' d' G 1 h 't zum Bundesstraßengesetz 1948 vom 18. Marz 
wer en. c moc e el leser e egen el 1959 M' d D b 1961 d , h' A h ß ,vom al un vom ezem er en-
gleICh anregen, was aue Im ussc u zum h h d ß d' V t t ce , .. d' noc, 0 ne a Ie orausse zungen zuge rouen 
Ausdruck gekommen Ist: man moge, wenn lese h"tt d' d H H d 1 .. t h' . d d B d a en, Ie er err an e smlniS er ler 
Novelle angenommen WIr, as un es- t .. t l' h . t 918 k L d 
straßengesetz wiederverlautbaren. 'Venn Sie ntann

ß 
e, zusa zBIC dms~besam m dan es-

. " . s ra en vom un u ernommen wur en -
SIch dIe 1m Bundesstraßengesetz und m den b . h ß' . d h' f" 

. N 11 f h' d St ß a er IC mu Immer WIe er Inzu ugen: 
dIversen ove en au sc einen en ra en- 'ht' L d W' D 11 b . t .. . d B d 1" d h mc 1m an Ien.· as a es eweIS, zuge In an eren un es an ern anse en -, ht d L d W' . d F . .. f d . h d' h . R . wle ungerec as an len In er rage 
SIe dur en ann mc t le eutlge egierungs- d B d t ß b' h b h d lt d 
vorlage ansehen, sondern das Stammgesetz 
von 1948 und die Novellierungen -, werden 
Sie Straßenzüge finden, die verhältnismäßig 
wenig oder überhaupt keine Bedeutung für 
den Durchzugsverkehr hatten und dennoch 
zu Bundesstraßen erklärt wurden. Das ist 
aber leider nicht in Wien so - das muß ich 
immer wieder betonen -, sondern in anderen 
Bundesländern. Sie werden also zugeben 

er un ess ra en IS er e an e wur e. 

Bei der Behandlung des Kapitels 21, Bauten, 
in der Budgetdebatte vom 6. Dezember 1963 
hier im Hohen Hause hat der Herr Abge­
ordnete Dr. Fiedler von der Österreichischen 
Volkspartei einen Antrag eingebracht, in dem 
vom Herrn Handelsminister ein Minimum von 
dem verlangt wurde, was wir seit Jahren 
gefordert haben. Der Herr Abgeordnete Dok-

202 
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tor Fiedler sagte dazu laut Protokoll, auf einen mäß - ich betone: vereinbarungsgemäß -
Zwischenruf von mir eingehend: "Mit dem erfolgen soll. Wir wollen hoffen, daß die 
Punkt 2, Herr Kollege, wollen wir zeigen, Österreichische Volkspartei zu ihrem Wort 
daß wir durchaus bereit sind, den Wünschen steht und daß besonders die Wiener Abge­
des Landes Wien entgegenzukommen. "ordneten auf der rechten Seite dieses Hauses -
In einem weiteren Zwischenruf haben wir auch Sie, Herr Kollege Reich - sich dann 
ihm gesagt, daß es etwas spät ist und daß in dieser Frage mit uns bemühen werden. 
es merkwürdig ist, daß man wenige Monate, Ich habe einmal gelegentlich einer Rede 
zehn Monate vor den Wiener Landtags- zu diesem Thema von dieser Stelle aus an 
wahlen bereit ist, ein Minimum dessen zu be- das Goldene Wiener Herz des Herrn Handels­
willigen, was man dem Land Wien jahrelang ministers Bock, der damals Abgeordneter 
vorenthalten hat. von Wien war, appelliert. Dieser meinte 

Wir haben dann durch meine Parteifreunde dazu: Das Herz habe ich, nur das Gold 
Kratky und Genossen in der gleichen Sitzung fehlt. - Ein Pech für Wien, daß der heutige 
einen Antrag eingebracht, in dem der ~ang- Bundeskanzler und Parteiobmann der ÖVP, 
jährige Wunsch des Landes Wien nach Über- Herr Dr. Klaus, als Finanzminister das Gold 
nahme von 148 km Landesstraßen in Wien in Form des Zuschlages zur Mineralölsteuer 
durch den Bund zum Ausdruck gebracht wurde. von Wien hatte, aber noch nicht das Herz 
Der Herr Kollege Reich hat in derselben für Wien, das er jetzt entdeckt hat, wie 
Sitzung in einer Rede nachher diesen Antrag ich das einer Rundfunkrede entnommen habe. 
Kratky, diese alte Forderung des Landes Wien In der Rede vom 23. Mai sagte der Herr 
an den Bund, als Lizitationspolitik bezeichnet Bundeskanzler laut "Volksblatt" : "Der Aus­
und wörtlich gesagt: "Wir Wiener ÖVPler bau Wiens zu einer modernen Großstadt stelle 
lieben diese Stadt nicht weniger als die Ver- gewaltige Probleme und Anforderungen. Es 
treter der Sozialistischen Partei!" Das glaube wäre gewiß ungerecht, wenn nur die Ein­
ich Ihnen, Kollege Reich. (Abg. Reich: I wohner der Stadt für die Aufbringung dieser 
Ich habe auch einiges anderes gesagt!) Das Mittel herangezogen würden. Aus diesem 
glaube ich Ihnen. Lesen Sie das nach im Grund habe er, Klaus, bereits vor seinem 
Protokoll dieser Sitzung. Ich glaube Ihnen, Amtsantritt im Bundeskanzleramt, als Bundes­
daß Sie Wien lieben, aber nur darf diese Liebe parteiobmann der ÖVP, sein ganzes Gewicht 
nichts kosten. (Abg. Reich: Aber was der dafür eingesetzt, daß die Finanzierung und 
Bund sonst für Wien leistet, Herr Kollege, der Ausbau der Autobahn-Einfahrt, der Stadt­
habe ich auch gesagt! - Der Präsident autobahn und der dazugehörigen Zubringer­
gibt das Glockenzeichen.) Ich habe nichts ge- straße vom Bund übernommen und durch­
funden in der Rede, was als positive Leistur:g geführt wird. Er unterstützte alle Bestrebun­
des Bundes betrachtet werden kann. SIe I gen, die dazu dienen, das Leben in der Bundes­
können sich dann das Protokoll dieser Sitzung hauptstadt ge sünder und für alle erträglicher 
ausheben. (Abg. Reich: Aber ich kenne es! zu gestalten. Außerdem verfolge er mit 
Ich kann doch lesen! Ich bin kein Analphabet!) großer Sympathie alle Initiativen, die der 

Bei der Abstimmung über die Gruppe IX Schaffung moderner und familiengerechter 
in der Sitzung des Hohen Hauses vom 11. De- '\Vohnungen dienen." (Zwischenruf bei der 
zember 1963 wurden die Anträge Fiedler SPÖ.) 
und Kratky zurückgezogen, und es ~wurde Dazu muß ich sagen: Wir freuen uns über 
ein Antrag aller drei Parteien angenommen, dieses Bekenntnis zu Wien, aber es hat nur 
dessen Wortlaut Sie auf Seite 2162 des den unangenehmen Beigeschmack, daß es 
Sitzungsprotokolls vom 11. Dezember 1963 fünf Monate vor der Wiener Landtagswahl 
finden. Ich brauche ihn hier nicht zu wieder- ausgesprochen wurde. Wir werden noch oft 
holen. Gelegenheit haben, den Herrn Bundeskanzler 

Diesem Antrag kommt nun die vorliegende 
Regierungsvorlage 'zum Teil nach. Den Be­
dürfnissen des Landes Wien nach Vermehrung 
der Bundesstraßen ist auch zum Teil Rech­
nung getragen. Der Anteil Wiens am Bundes­
straßennetz beträgt jetzt nicht mehr 15 km, 
sondern 33 km. Das ist im Verhältnis zu 
dem, was andere Länder haben, immer noch 
sehr bescheiden. 

Nun höre ich, daß die endgültige Lösung 
dieser Frage im Zuge der nächsten NovelIierung 
des Bundesstraßengesetzes vereinbarungsge-

und Parteiobmann der ÖVP an dieses Bekennt-
nis zu erinnern. 

Als Abgeordneter des Wahlkreises 6, in 
dem unter anderem das Assanierungsviertel 
Braunhirschengrund, Wien-Rudolfsheim, liegt, 
habe ich schon heute den Satz seiner Rund­
funkrede im Ohr, in dem es heißt, daß er, der 
Herr Bundeskanzler, mithelfen will, das Leben 
in der Bundeshauptstadt für alle ge sünder und 
erträglicher zu gestalten. Das kann man, 
so muß ich dem Herrn Bundeskanzler sagen, 
wenn man vor allem dafür sorgt, daß durch 
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ein vernünftiges Assanierungsgesetz diese un- chisehe Autobahnnetz wesentlich vergrößert. 
gesunden Viertel von Wien zum Verschwinden Hierbei wird - das möchte ich als Wiener 
gebracht werden können. Mit diesem Be­
kenntnis, Wien zu einer gesunden und mo­
dernen Stadt zu machen, wandelt der Herr 
Bundeskanzler auf den Spuren jener Männer, 
die nach 1918 den Grundstein zu einem 
modernen und gesünderen Wien gelegt haben. 

Da der vorliegende Gesetzei'lantrag den 

Abgeordneter betonen - unsere Bundeshaupt­
stadt Wien ganz besonders berücksichtigt. 
Seitens des Bundes werden auf Grund dieses 
Gesetzes für die neuen Projekte in sechs 
3undesländern rund 9,5 Milliarden Schilling 
an Kosten übernommen, wobei auf Wien 
2,2 Milliarden entfallen. 

Wünschen des Landes Wien nach Übernahme Meine Damen und Herren! Es ist fast auf 
der Autobahntrassen durch den Bund ent- den Tag genau sechs Monate her, seit in diesem 
spricht und mit der Vermehrung der BundeS-I Hause - es wurde heute hier bereits kurz er­
straßen in 'Wien wenigstens ein bescheidener wähnt - aus Anlaß der Debatte über das 
Anfang gemacht wurde, werden wir der Budget, und zwar bei Kapitel Handel und 
Regierungsvorlage zustimmen. Bauten, eine Diskussion über das Problem 

Ebenso stimmen wir für den Entschließungs­
antrag, der eine Änderung des § 18 Abs. 1 
des Bundesstraßengesetzes verlangt. Es sollen 
damit die Umfahrungsstraßen davor ge­
schützt werden, daß Bauten und andere 
Objekte zu nahe an die Umfahrungsstrecken 
herankommen und damit die Sicherheit des 
Verkehrs gefährden. Ich glaube, der Schutz 
des Menschen im modernen Straßenverkehr 
muß uns oberstes Gebot sein. Von diesen 
Erwägungen ausgehend wurde auch dieser 
Antrag im Handelsausschuß gestellt. 

Ich möchte am Schluß meiner Ausführungen 
zum Ausdruck bringen, daß auf dem Straßen­
bausektor seit 1945 in Österreich viel geschehen 
ist. Das soll absolut nicht geleugnet und soll 
positiv anerkannt werden. Gerade in den letzten 
zt" hn Jahren des steigenden Verkehrs wurden 
vom Bund in fast allen Bundesländern auf 
diesem Gebie'G große Leistungen vollbracht, 
mit Ausnahme des Bundeslandes "Wien. Sorgen 
wir dafür, daß in späterer Zeit durch die Auf­
nahme weiterer Wiener Landesstraßen in 
das Bundesstraßennetz auch die 'Viener der 
Leistungsfähigkeit der Bundef:istraßenverwal­
tung volle Anerkennung zollen können. 

Meine Damen und Herren! Vergessen wir 
aber bei der Verabschiedung dieser Novelle 
auch nicht diejenigen, die durch geistige 
und manuelle Arbeit, oft unter schwersten 
Bedingungen, dafür sorgen, daß der zuneh­
mende Verkehr in unserem Vaterlande sü;h 
reibungslos vollziehen kann. Unser aller Dank 
gilt daher den Ingenieuren, Arbeitern und 
Angestellten des Straßenbaues in Österreich. 
(Anhaltender Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Fiedler zum Wort gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

der Bundesstraßen in Wien abgeführt wurde. 
Ich hatte damals die Gelegenheit wahrgenom­
men, namens meiner Fraktion zu dieser Frage 
Stellung zu nehmen, da wenige Wochen 
vorher der Entwurf zur Bundesstraßenge­
setznovelle im Ministerrat hängengeblieben 
war. Im Rahmen dieser Debatte gab ich der 
Meinung Ausdruck, daß bereits in dieser 
Novelle die gesetzliche Vorsorge für die Schaf­
fung der Wiener Stadtautobahn getroffen 
werden soll, und ich brachte einen dies­
bezüglichen Entschließungsantrag ein. Die 
sozialistische Fraktion - auch das wurde schon 
kurz gestreift - brachte damals durch den 
Abgeordneten Kratky einen Entschließungs­
antrag zur Frage der Übernahme von 
Landesstraßen der Stadt Wien durch den 
Bund ein. 

Ich möchte aber festhalten, daß ans dieser 
Debatte, in der dann auch mein Fraktions­
kollege Reich das \Vort ergriff, ein Satz heraus­
gerissen wurde, wodurch ein falscher Eindruck 
und eine völlig andere Sinnesdeutung seiner 
damaligen Ausführungen entstehen Rollte. Ich 
sehe Inich deshalb veranlaßt - wenn der Herr 
Prä<.iident gestattet, daß vorgelesen ... ",erden 
darf -, aus dem Protokell jenen Absatz zu 
vcrlcf(en, der sich auf den Zwisch€llruf bezieht, 
den KoJ.lege Reich jctZ'li aueh gemacht hat.. 
Er sagte damals ,vörtlich: 

"Aber ich darf wohl noch sagen: Ganz 
dürfen wir die Leistungen des Bundes für 'Vien 
nicht übersehEn. Es gibt nicht nur Straßen 
in \Yien, sondern auch bedeutstLme kultu­
relle Einrichtungen, die vom Bund erhalten 
werden und die in erster Linie wohl 'Vien 
zugute kommen. Ich denke beispielsweise an 
die Leistungen der Bundestheatel' anläßlieh 
der Wiener Festwochen." 

Herr Kollege Holoubek! Dieser AbstLtz, 
im Zusammenhang zitiert, ergibt ein ein-

Abgeordneter Dr. Fiedler (ÖVP): Hohes heitliches Ganzes und, v"je ich glaube, aueh 
Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! die richtige KlarsteIlung. 
Mit der vorliegenden neuen Novelle zum Bun- Da damals die Abstimmung über die 
desstraßengesetz wird das geplante österrei- I gegenständlichen Budgetkapitel erst Einige 
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Tage später angesetzt war, und zwar für den 
11. Dezember, konnten Vertreter der beiden 
Fraktionen gemeinsam mit Vertretern der 
Wiener Landesregierung beziehungsweise des 
Wiener Stadtsenates den gesamten Fragen­
komplex eingehend beraten und einen gemein­
samen Entschließungsantrag an Stelle der 
beiden Anträge erarbeiten. 

Diesem gemeinsamen Entschließungsantrag 
sind dann auch die beiden freiheitlichen 
Abgeordneten von \Vien beigetreten, sie haben 
ihn mitgezeichnet, wobei sie allerdings bei 
der Abstimmung von ihren Bundesländer­
kollegen im Stich gelassen wurden. (Abg. 
Dr. van Tongel: Sie wurden nicht im Stich 
gelassen, sondern es wurde deutlich erklärt, 
daß wir es so besprochen haben!) Das nehme 
ich gerne zur Kenntnis. Sie sind also allein 
mit dem Antrag mitgegangen und wußten, 
daß ihre übrigen sechs Kollegen sich nicht 
mit diesem Entschließungsantrag, der im 
Interesse der Bundeshauptstadt Wien lag, 
identifizierten. 

Mit dieser nun am 11. Dezember beschlos­
senen Entschließung haben wir den Herrn 
Bundesminister für Handel und Wieder­
aufbau ersucht, die notwendigen gesetzlichen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die 
durch Wien führenden Autobahntrassen be­
reits in dem Ent>\<'1lrf der vorbereiteten Bun­
desstraßengesetznovelle festgelegt werden. Wir 
haben den Bundesminister ferner ersucht, 
bei den Verhandlungen über einen neuen 
Finanzausgleich im Sinne der Entschließung 
des Nationalrates vom 18. März 1959 auch 
das Land Wien durch Übernahme einzelner 
Landesstraßen entsprechend zu berücksichtigen. 

Meine Damen und Herren! Zirka 55 km 
Autobahn auf Wiener Boden, mehr als drei­
mal soviel als im ersten Entwurf vorgesehen 
war, sollen nun vom Bund gebaut werden. 
Als Verwirklichung des gemeinsamen Antrages 
der drei Nationalratsfraktionen sollen als 
erste Etappe folgende "Viener Autobahntrassen 
und ihre Fortsetzungen in den Kompetenz­
bereich des Bundes übernommen und vom 
Bund gebaut werden: Margaretengürtel­
Schönbrunn-Auhof; St. Marx-Grenzacker­
gasse/Favoritenstraße-Inzersdorf samt Ab­
zweigungen; St. Marx-Aspern, und zwar 
St. Marx - Erdberger Mais-Donaubrücke 
nächst Stadlau - Aspern-Aderklaa; Erd­
berger Mais-Flughafen Schwechat, und z\var 
Erdberger Mais - Kaiserebersdorf-Schwe­
chat-Flughafen; Autobahn Wien/Donau­
kanal-Stammersdorf, und zwar Donaukanalj 
Adalbert Stifter-Gasse-Donaubrücke (Nord­
brücke)-Großjedlersdorf zur Brünnerstraße 
nördlich Stammersdorf. 

Weiters wird nun die "\Viener Bundesstraße 
bereits bei der Triester Straße beginnen und 

über die Altmannsdorfer Straße, Grünberg­
straße, Linke Wienzeile, Hadikgasse, 
Hackinger Straße in Richtung Auhof, auf der 
rechten Seite des Wienflusses von der Schön­
brunner Schloßstraße über den Hietzinger Kai 
ebenfalls in Richtung Auhof führen. Der 
Bund übernimmt damit diese 13 km, deren 
Ausbau unabhängig von der Autobahn er­
hebliche Kosten verursachen wird, in seine 
Kompetenz. Diese sogenannten Wiental­
Begleitstraßen werden mit Vorrang ausgebaut 
und müssen bereits zum Zeitpunkt der Fertig­
stellung der zur Hälfte verkehrsmäßig aus­
gebauten Autobahntrasse Preßbaum - Auhof 
unbedingt vollendet sein. 

Eine Stadtautobahn, die über dem "VieH­
fluß liegt und eine teilweise Absenkung der 
Flußsohle notwendig machen wird, ist vor­
läufig noch Zukunftsmusik, wird aber be­
stimmt eine reale und unbedingte Notwendig­
keit werden. 

Ziemlich kostspielig wird auch ein anderes 
Straßenstück sein, das in die Novelle noch ein­
gebaut wurde: die Strecke zwischen Nußdorf 
und Klosterneuburg, deren Sanierung tech­
nisch erhebliche Schwierigkeiten bringt. Dieses 
5 km lange Straßenstück müßte allerdings 
vordringlich ausgebaut werden, da die Ver­
kehrsstockungen in den Stoßzeiten längst 
untragbar sind. 

Mit der Beschlußfassung über die gegen­
ständliche Bundesstraßennovelle wird den In­
tentionen der Antragsteller des seinerzeitigen 
gemeinsamen Antrages vom 11. Dezember 1963 
bezüglich der Autobahntrassen in Wien voll 
Rechnung getragen, während bezüglich der 
Bundesstraßenübernahmen-dies wurde auch 
bereits erwähnt - mit Ausnahme der Auto­
bahnzubringer und der Heiligenstädter-Straße 
die in diesen Tagen bekanntlich anlaufenden 
Finanzausgleichsverhandlungen Gelegenheit zu 
weiteren Gesprächen geben werden. Ich möchte 
deshalb den Anlaß der heutigen Debatte nicht 
vorübergehen lassen, ohne dem Herrn Bundes­
minister für Handel und Wiederaufbau und 
seinen beiden Herren Staatssekretären für 
ihre Bemühungen um die Realisierung dieses 
gemeinsamen Entschließungsantrages namens 
meiner Fraktion herzlich zu danken. (Beifall 
bei der ÖV P.) 

Ich glaube aber auch sagen zu können, daß 
nunmehr der seit Jahren latente und uner­
quickliche Streit zwischen der Gemeinde "\Vien 
und dem Bund in causa Bundesstraßen dem 
Ende zugeht. Dabei wird man nicht über­
sehen dürfen, daß eine vernünftige Straßen­
baupolitik nur dann verwirklicht werden kann, 
wenn jede Gemeinde, jedes Land die Dotierung 
des Straßenbaues mit ihrem eigenen Leistungs­
vermögen abstimmt. Nahezu alle großen 
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Dr. Fiedler 
Städte Österreichs wenden Jahr für Jahr I autobahn bis zum Auhof im Jahre 1965 im 
6 bis 10 Prozent ihres Budgets für den Straßen-I darauffolgenden Jahr 1966 der Bau der Stadt­
bau auf, die Landesregierungen stecken 8 bis autobahn in Angriff genommen werden könnte. 
16 Prozent ihres jährlichen Budgets in ihre Die bis dahin noch zur Verfügung stehende 
autonomen Straßen, Wien hingegen wendet Zeit sollte zur genauesten Detailplanung und 
derzeit lediglich 4 Prozent auf. besten Koordinierung zwischen der Gemeinde 

Der Verkehr ist nunmehr der lebensnot­
wendige Blutkreislauf einer Stadt, und um 
den Verkehrskreislauf unserer Stadt aufrecht­
zuerhalten, wird es großer und gemeinsamer 
Anstrengungen bedürfen. Der Bund leistet 
auf Grund der vorliegenden Novelle einen sehr 
beachtlichen Beitrag hiezu, ja ich möchte 
sagen, neben dem Bau der Schnellbahn und 
den laufenden Gesprächen zwischen den zu­
ständigen Ressorts des Bundes und der Ge­
meinde Wien über Pläne für ein großzügiges 
Schnellbahnnetz zwischen Wien und Nieder­
österreich einen ganz bedeutenden Beitrag 
dazu, daß Wien künftig nicht im Verkehrs­
chaos erstickt. 

"Vien und dem Bund benützt werden, zu einer 
notwendigen Koordinierung, die bedauerlicher­
weise beim Ausbau der Altmannsdorfer Straße 
noch nicht so richtig funktioniert hat. Die 
Altmannsdorfer Straße, die auf Grund der 
gegenständlichen Gesetzesvorlage vom Bund 
übernommen wird, wurde erfreulicherweise 
von der Gemeinde Wien bereits als Autobahn­
zubringer ausgebaut. Leider wurden hiebei 
die zwei schienengleichen Kreuzungen mit der 
stark befahrenen Verbindungsbahn, die nach 
den Plänen der Österreichischen Bundes­
bahnen eine Schnellbahn werden soll, nicht 
beseitigt. Seitens der Bundesstraßenverwal­
tung sollen nunmehr bereits Unterführungen 
geplant werden. Einen auf solche Weise ver-

Der Verkehr in Wien hat im letzten Jahr- lorenen Aufwand an Geld und Zeit in Zukunft 
zehnt eine Entwicklung genommen, wie sie zu vermeiden wäre wohl nicht nur wünschens­
kein Verantwortlicher oder Kompetenter an- wert, sondern unbedingt zu verlangen. 
genommen hat. Ich erinnere mich, daß im 
Jahre 1956 - es war in der Gemeinderats- Meine Damen und Herren! Die Abge-

ordneten der Österreichischen Volkspartei in sitzung am 10. Februar - anläßlich der 
Beschlußfassung über die Empfehlungen der diesem Hause werden der gegenständlichen 
ersten Wiener Verkehrsenquete der damalige Gesetzesvorlage selb3tverständlich ihre Zu­
Amtsführende Stadtrat für das Bauwesen die stimmung geben. 
Annahme vertrat, daß in der Zunahme der Was nun den die Bundeshauptstadt Wien 
Motorisierung in unserer Stadt der Kulmi- betreffemden Teil des Gesetzes anbelangt, 
nationspunkt erreicht und keine weitere ·wird mit der heutigen Beschlußfassung durch 
sprunghafte Entwicklung der Motorisierung das Hohe Haus eine Maßnahme von aller­
zu erwarten sei. Für den Zeitpunkt 1965 größter Bedeutung gesetzt. Die volle Trag­
rechnete man dann etwas später mit ins- weite und Auswirkung wird allerdings erst 
gesamt 242.000 Kraftfahrzeugen; tatsächlich dann richtig zum Ausdruck kommen, wenn die 
wurde diese Zahl, die für 1965 prognostiziert I heute gesetzlich beschlossenen Projekte 
war, bereits im Jahre 1963 erreicht. Darüber steinern~. Wirklichkeit geworden sind. (Beifall 
hinaus hat sich immer wieder gezeigt, daß bei der 0 V P.) 
sogar auf sehr sachlicher und fachlicher Basis 
erstellte Zahlen durch die reale Wirklichkeit 
überholt werden. 

Auf Grund der Erfahrungen des Jahres 1963 
wurde nunmehr eiligst eine neue Prognose er­
stellt, und zwar rechnet man bis zum Jahr 
1980 mit 530.000 Kraftfahrzeugen in 'Vien, 
was einer Verdoppelung des heutigen Standes 
entspricht. Es wird deshalb im Interesse 
unserer Bundeshauptstadt 'Vien, die auf 
0,5 Prozent der Gesamtfläche von ganz 
Österreich nicht ganz 25 Prozent der Be­
völkerung unseres Staates in ihren Mauern 
beherbergt und in der 42 Prozent aller Arbeit­
nehmer des Bundesgebietes ihrer Beschäftigung 
nachgehen, gelegen sein, sobald wie möglich 
an die Realisierung der in diesem Gesetz 
vorgesehenen Projekte zu schreiten. 

Ich könnte mir nun vorstellen, daß nach der 
Fertigstellung des Anschlusses der West-

Präsident: Zum ·Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Mahnert. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Mahnert (FPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Im Vordergrund 
der bisherigen Debatte standen die Probleme 
des Wienel' Straßenbaues, und von beiden 
Vorrednern wurde mehrfach die Entschließung 
zitiert, die während der letzten Budget­
debatte hier im Hause gefaßt wurde. 

Ich hatte ursprünglich nicht die Absicht, 
mich ebenfalls mit dem "Viener Straßen­
problem zu befassen, aber die Feststellung 
des Herrn Abgeordneten Dr. Fiedler, die 
freiheitlichen Abgeordneten aus den Bundes­
ländern hätten damals die zwei Wiener Ab­
geordneten im Stich gelassen, macht doch 
eine ganz kurze Klarstellung und eine Er­
innerung an den tatsächlichen Ablauf not­
wendig. 
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Mahnert 
Unsere damalige Stellungnahme, die von lastung des Straßennetzes mit den Möglich­

meinem Kolleg~n Abgeordneten Zeillinger sehr keiten des Straßennetzes in Einklang zu 
ausführlich begründet wurde, beinhaltete bringen. Diesen 7 Milliarden pro Jahr, die 
keinesfalls - wir haben das in aller Klarheit als notwendig bezeichnet werden, steht gegen­
festgesteIlt -, daß wir uns der Berechtigung über, daß - ich folge wieder diesem Bericht 
der Ansprüche des Landes Wien gegenüber des Instituts für "Virtschaftsforschung -
dem Bund verschließen. Das wurde, wie I von 1955 bis 1963 vom Bund, den Ländern 
gesagt, in aller Klarheit und in aller Deut- und Gemeinden im Durchschnitt insgesamt 
lichkeit zum Ausdruck gebracht. Wir waren 113,6 Milliarden pro Jahr, also etwas über die 
nur andererseits der Meinung, daß es nicht Hälfte des notwendigen Betrages, verbaut 
richtig sei, im Zuge einer Budgetdebatte worden sind. 
und vor Finanzausgleichsverhandlungen, die 
in diesem Jahr fäHig sind, eine Präjudizierung, Die Frage der Finanzierung des Straßen-
einen Vorgriff im Hinblick auf ein Bundesland baues und speziell des Autobahnbaues ist 
zu tätigen. Wir vertraten die Auffassung, daher außerordentlich akut geworden. Die 
daß das ein Gesamtfragenkomplex sei, der' vorliegende Abänderung des Bundesstraßen­
alle Bundesländer betreffe und daher auch gesetzes geht auf diese Probleme nicht ein, 
gleichmäßig in den Finanzausgleichsverhand- es ist auch nicht ihre Aufgabe. Wohl aber 
lungen ohne Präjudizierung durch eine Ent- bemüht sich das zweite Gesetz, das zur De-

batte steht und mit dem ich mich vor allem schließung des Nationalrates geregelt werden 
befassen möchte, das Gesetz über die Fi­müsse. Ich darf es bei dieser kurzen Klar-

stellung bewenden lassen. nanzierung der Brenner Autobahn, um Fi­
nanzierungsmöglichkeiten. Ich darf vorweg­
nehmen - ich werde das im einzelnen noch 
begründen -, daß hier ein Finanzierungs­
weg aufgezeigt wird, bei dem sich gerade an 
diesem Beispiel herausstellen wird, daß er 
nicht gangbar ist, daß es kein Weg ist, der 
dieses Problem wirklich löst. (Präsident Dipl.­
Ing. Waldbrunner übernimmt den Vorsitz.) 

Die Abänderung des Bundesstraßengesetzes, 
die wir heute beschließen, ist in gewisser 
Hinsicht auch eine Präjudizierung und ein 
Vorgriff auf den Finanzausgleich, denn sie 
beinhaltet eine Kompetenzverschiebung zwi­
schen Bund und Ländern - im wesentlichen 
zugunsten des Bundes -, aber im Gegen­
satz zu der damaligen Resolution muß fest­
gestellt werden, daß es eine Präjudizierung, 
ein Vorgriff ist, der alle Bundesländer einiger­
maßen gleichmäßig betrifft. 

Wie sah bisher die Finanzierung des Straßen­
baues aus? Fast 95 Prozent der aufge­
wendeten Mittel kamen aus dem Zuschlag 
zur Mineralölsteuer , ein kleiner Betrag aus 

Neben dieser Kompetenzverlagerung bein- anderen gebundenen Einnahmen, etwa 5,5 Pro-
haltet die Abänderung des Bundesstraßen. zent kamen aus dem außerordentlichen Budget. 
gesetzes noch die Erklärung einiger wesent- Nun wird als zusätzlicher "Veg vorgesehen _ 
licher Straßenstücke zu Autobahnen. Ich in der Debatte des Finanz- und Budget­
glaube aber, daß keines der beiden Momente, ausschusses kam es beinahe so zum Ausdruck, 
die in diesem Gesetz enthalten sind, weder als ob es das Ei des Kolumbus sei -, die 
dieser Vorgriff auf den Finanzausgleich noch Frage der Finanzierung durch Einführung 
die Erklärung zu Autobahnen, uns dem Kern einer Maut zu lösen. Ich habe im Finanz­
des Problems näherbringt, dem Kern, der und Budgetausschuß hiezu eImge Fragen 
darin besteht: Wie können wir die vor uns aufgeworfen, ehva folgende Feststellung: Im 
liegende Aufgabe der Finanzierung des gesamten Bundesgebiet ist es eine Selbst-
Straßenbaues überhaupt lösen? verständlichkeit, daß der Bau, die Finanzierung 

Das Institut für Wirtschaftsforschung hat und die Erhaltung von Autobahnen eine Auf­
in seinem .Monatsbericht Nummer 1/1964 - gabe des Bundes ist. Auch Herr Kollege 
er wurde vom Kollegen Holoubek schon Holoubek ist auf diesen Punkt eingegangen 
kurz zitiert - Prognosen gestellt und ist zu I und hat festgestellt, man sei nun endlich so 
folgender Feststellung gekommen: Bereits im weit, auch hinsichtlich Wiens anzuerkennen, 
Jahre 1970 wird die Verkehrsdichte erreicht, daß das eine klare und eindeutige Bundes­
die man zunächst erst für das Jahr 1980 aufgabe sei. Ich stellte daher die Frage, wieso 
vorhergesehen hat. Daraus folgert, daß es diese Aufgabe in einem einzigen Fall auf eine 
notwendig sein wird - so der Bericht des Gesellschaft abgewälzt wird. Warum in ganz 
Instituts für Wirtschaftsforschung -, In- Österreich ein Befahren der Autobahn ohne 
vestit.ionen vorzuziehen, und man errechnet Maut? Nur in einem Fall wird eine Maut ein­
bis 1970 einen Bedarf von etwa 52 Milliarden geführt und dadurch die Finanzierung vom 
Sehilling, das sind etwa 7 Milliarden pro Jahr, Bund abgewälzt und der Autofahrer - zu­
die notwendig wären, um diesem Bedürfnis sät.zlich zu den bestehenden Finanzierungs­
zu entsprechen und Verkem-sdichte und Be- möglichkeiten - herangezogen. 
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Mahnert 
Im Zuge dieser Debatte erklärte dann, 

ich glaube, der Herr Abgeordnete Mitterer, 
daß man wahrscheinlich überhaupt dazu wird 
übergehen müssen, generell Maut einzuführen, 
und daß das vielleicht die Lösung des Problems 
sei, daß man auf diesem Weg zu einer Fi­
nanzierung des Autobahnbaues gelangen könne. 
Gerade das vorliegende Beispiel der Brenner 
Autobahn zeigt, daß das ein absolut untaug­
licher Weg ist und daß es auf diese Weise 
nicht möglich sein wird, das Finanzierungs­
problem zu lösen. 

Ganz kurz einige Zahlen: Die Kosten der 
Brenner Autobahn sind nach diesem Gesetz 
mit 1,5 Milliarden präliminiert. Ich weiß 
nicht, ob es dabei bleiben wird oder nicht. 
Ich will hier nicht Hellseher spielen, aber 
alle bisherigen Erfahrungen sagen uns, daß 
die vorläufigen Kostenvoranschläge natürlich 
immer wesentlich überschritten werden. Blei­
ben wir bei den 1,5 Milliarden! Die Frequenz 
der Brennerstraße - ich nehme die Zahlen 
des Grenzüberganges Brenner zur Grund­
lage - beträgt etwa 1 Million Fahrzeuge im 
Jahr. Über die Höhe der Maut wurde noch 
nicht gesprochen. Es wurde aber gesagt, 
daß die Maut vielleicht 50 S betragen wird. 
Nehmen wir diesen Betrag zur Grundlage, 
dann würde im Jahr ein Betrag von 50 Mil­
lionen Schilling an Maut aufgebracht werden. 
Das ist etwas mehr als 3 Prozent der Bau­
summe. Nehmen wir an, Sie setzen die Maut 
mit 100 S fest - Sie würden damit aller­
dings das Ausweichen auf die alte Bundes­
straße natürlich wesentlich begünstigen -, 
dann würden Sie erst zu einem Betrag von 
100 Millionen Schilling kommen, das sind 
etwas mehr als 6 Prozent der Bausumme. 
Das heißt mit anderen Worten: Sie können 
durch die Maut gerade mit Müh und Not 
den Zinsendienst des Aufwandes decken, aber 
nicht mehr! 

Daher führt diese Erkenntnis eigentlich 
zu denselben Schlußfolgerungen, die ich aus 
grundsätzlichen Erwägungen im Finanz- und 
Budgetausschuß schon angeschnitten habe, 
zu den Schlußfolgerungen, daß die vorge­
sehene Finanzierung der Brenner Autobahn 
und die Einführung einer Maut auf dieser 
Strecke nur den Charakter einer Vorfinan­
zierung haben. Dieser Charakter der Vor­
finanzierung sollte daher sinngemäß, wenn 
wir nicht eine Augenauswischerei betreiben 
wollen, auch im Gesetz in aller Klarheit zum 
Ausdruck kommen. 

Hohes Haus! Ich habe im Ausschuß 
folgende Auffassungen vertreten und darf 
sie noch einmal kurz wiederholen: Der Auto­
bahnbau stellt grundsätzlich - und das 
wird unwidersprochen bleiben - eine Auf­
gabe des Bundes dar. Diese Aufgabe des 

Autobahnbaues müßte aus dem Zustand der 
Improvisation herausgehoben werden. Es läßt 
sich kein System erkennen, nach dessen 
Grundsätzen heute der Autobahnbau in Öster­
reich vorgenommen wird. Man hat manchmal 
den Eindruck, daß das Bundesland oder 
Interessensgebiet zum Zug kommt, das be­
sonders massiv vertreten ist, das die Möglich­
keit hat, sein Vorhaben entsprechend stark 
zu vertreten. Irgendein System, irgendeine 
Rangreihenfolge läßt sich beim besten Willen 
nicht erkennen. Ich bin daher der Auffassung, 
daß man primär eine langfristige Planung er­
stellen und sich im Rahmen dieser lang­
fristigen Planung auf Grund ganz objektiver 
Kriterien Gedanken darüber machen müßte, 
in welcher Reihenfolge die einzelnen Auto­
bahnen im Rahmen der zur Verfügung stehen­
den Mittel zu verwirklichen sind. Es gibt 
durchaus objektive Kriterien: die verkehrs­
politische Bedeutung, die Frequenz und eine 
Reihe von Gesichtspunkten, die durchaus die 
Feststellung ermöglichen, welche Dringlich­
keit die einzelnen Vorhaben haben. 

Ich habe die Auffassung vertreten, daß 
dann, wenn man an eine solche langfristige 
Planung herangeht, wenn man im Zuge einer 
solchen langfristigen Planung eine Rang­
reihenfolge nach objektiven Kriterien erstellt, 
außer Zweifel die Brenner Autobahn zumindest 
nicht am Ende, sondern verhältnismäßig 
weit vorne rangieren wird. Meine Herren 
Kollegen von den anderen Parteien aus Tirol 
werden ja sicher im Zuge ihrer Reden über 
die Bedeutung der Brenner Autobahn noch 
manches sagen. Ich möchte ihnen von ihrem 
Stoff nicht sehr viel wegnehmen. Sie wird 
also zweifellos verhältnismäßig weit vorne 
rangieren. Wir wissen, daß bis 1966 die Bud­
getmittel gebunden sind. Es könnte sein, 
daß 1967, 1968, 1969 eben im Rahmen einer 
solchen Planung doch die Bundesfinanzierung 
der Brenner Autobahn praktisch nicht mehr 
zu verhindern, das heißt absolut notwendig 
wäre. Nun stehen diesem Gedanken die Not­
wendigkeit und das berechtigte Interesse 
Tirols gegenüber, trotz der Bindung von Bud­
getmitteln bis 1966. Weil es nicht gelungen 
ist, diesen Vorrang der Brenner Autobahn 
schon früher irgendwie zur Wirkung zu bringen, 
weil es den zuständigen Stellen nicht gelungen 
ist, eine Einplanung in die bisherigen Budgets 
vorzunehmen, müssen Wege gesucht werden 
- und das bejahen wir absolut -, eine 
Vorziehung dieses Bauvorhabens durch irgend­
eine andere Finanzierungsmöglichkeit zu er­
reichen. Bis zu diesem Punkte folgen wir 
nun den Gedankengängen des Gesetzes durch. 
aus. Es muß eine Möglichkeit gefunden werden, 
die rasche Inangriffnahme dieses wesentlichen 
Autobahnstückes herbeizuführen. Aber die 
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Mahnert 

Finanzierung, die Finanzierungsgrundlage, die 
Tatsache, daß es sich um eine Aufgabe des 
Bundes handelt, dürften durch diese Vor­
finanzierung nicht irgendwie berührt und 
negiert werden. 

Wenn nun der Bund verlangt, daß man, 
wenn das vorgezogen werden soll, in irgend. 
einer anderen Form die Kosten der V or­
finanzierung tragen muß, dann ist das ein 
absolut berechtigter Standpunkt. Es wäre 
daher durchaus berechtigt, daß diese Kosten 

ziellen Tiroler Wünschen irgendwie Rechnung 
zu tragen. Die Ausnahmegenehmigungen, die 
jetzt im Gesetz vorgesehen sind, werden sich 
- davon bin ich vollkommen überzeugt­
auf Einsatzfahrzeuge und einen ähnlichen 
kleinen Kreis von Dienstfahrzeugen und so 
weiter beschränken. Aber eine Ausnahme­
genehmigung, die den Bedürfnissen der An­
rainer entgegenkommt, halte ich bei größtem 
Optimismus für außerordentlich unwahr­
scheinlic.h. 

der Vorfinanzierung, also die Kosten bis zu Aber es gibt doch einige durchaus 
dem Zeitpunkt, wo der Bund im Rahmen wesentliche Gründe, die dieses Tiroler An­
einer normalen Planung einspringen müßte, liegen unterstützen. Die Autobahn dient 
durch eine Maut gedeckt werden. Mein Vor- schließlich auch zu einem gewissen Teil dem 
schlag im Ausschuß ging daher dahin, diesen innertirolischen Verkehr, soweit sie eine Ver­
Charakter der Vorfinanzierung im Gesetz zu bindung zwischen den Gemeinden des Wipp­
verankern, festzulegen, daß die Maut nur zur tales und Innsbruck darstellt. Wir legen nicht 
Deckung des Zinsendienstes, also zur Deckung nur aus verkehrspolitischen Gründen, sondern 
der Vorfinanzierungskosten dient. Es ist daher, auch aus politischen Gründen selbst größten 
eine selbstverständliche Konsequenz, das ge-I' Wert darauf, daß der Verkehr mit Südtirol, der 
samte Gesetz überhaupt bis zu dem Zeitpunkt Verkehr zwischen Nord- und Südtirol nicht 
zu befristen, wo im Rahmen der langfristigen irgendwie behindert, erschwert wird, sondern 
Planung der Bund einspringen muß und seine daß er nach Möglichkeit erleichtert wird. Jede 
ihm nun einmal zustehende Aufgabe über- Erschwernis halten wir für nicht vertretbar. 
nehmen muß. Mit diesem Zeitpunkt müßte Daß die Maut Tiroler Fahrzeuge oder 
aber auch diese Gesellschaft, die gegründet Innsbrucker Fahrzeuge deswegen besonders 
wurde, ihre Aufgaben einschließlich der Maut- schwer trifft, weil eben diese Fahrzeuge diese 
einhebung wieder verlieren, und die Brenner Straße nach Südtirol viel häufiger frequen­
Autobahn würde wieder eine Straße, die wie 
alle anderen Straßen des Bundes behandelt tieren werden als irgendein ausländisches oder 
wird. irgendein innerösterreichisches Fahrzeug, ist 

Ich habe damals im Ausschuß einen 
Antrag gestellt, der diese Gedanken zur 
Grundlage hatte, der dem Gesetz den Charakter 
eines Vorfinanzierungsgesetzes gege ben und 
eine Befristung vorgesehen hätte. Die An­
träge wurden ganz selbstverständlioh vor allem 
mit dem Hinweis darauf, daß es sich ja um ein 
paktiert es Gesetz handle, an dem nichts mehr 
zu ändern ist, abgelehnt. 

Ich habe allerdings - und nun muß ich 
speziell als Tiroler Abgeordneter sprechen -
noch einen weiteren Grund dafür, warum ich 
auf diese Befristung sehr großen Wert gelegt 
habe. Das Gesetz sieht wohl vor, daß Aus­
nahmen von der Maut gemacht werden. 
Es ist begreiflich, daß vor allem von den 
Anrainern der Autobahn Wünsche ge­
äußert werden und daß es in Tirol Ten-
denzen gibt, Fahrzeuge mit Tiroler Nummern 
oder mit Nummern bestimmter Tiroler Be­
zirke entweder zu pauschalieren oder ihnen 
sonstige Ausnahmemöglichkeiten zu bieten. 
Wenn ein Optimismus in dieser Ric.htung 
in Tirol verbreitet wird, dann ist das ein an den 
Tatsachen vorbeigehender Zweckoptimismus. 
Ich bin vollkommen davon überzeugt, daß 
es nicht möglich sein wird, im Zuge der 
künftigen gesetzlichen Regelung diesen spe-

fast selbstverständlich. Der Besitzer eines 
Tiroler Fahrzeuges wird im Durchschnitt 
vielleicht zehnmal im Jahr diese Maut zu 
zahlen haben, während ein Ausländer oder 
Innerösterreicher sie vielleicht einmal oder 
zweimal im Jahr zu leisten haben wird. Also 
der Wunsch auf Pauschalierung ist durchaus 
berechtigt. Ich glaube, daß es nicht möglich 
sein wird, in der künftigen gesetzlichen Re­
gelung diesen Ansprüchen irgendwie Rechnung 
zu tragen. Das ist ein zusätzlicher Grund 
für mich als Tiroler Abgeordneten, diese Be­
fristung der Maut und des ganzen Gesetzes 
vorzuschlagen. 

Mit der Darstellung dieser Gründe habe 
ich schon manches über die Bedeutung der 
Brenner Autobahn gesagt, und ich möchte 
meine Ausführungen nur noch in einem Punkt 
ergänzen. Über die Bedeutung dieser Auto­
bahn für den innerösterreichischen, für den 
Tiroler Verkehr, über die Bedeutung der Ver­
bindung nach Südtirol habe ich bereits ge­
sprochen. Die Brenner Autobahn hat aber 
auch für den Fernlastverkehr eine sehr we­
sentliche Bedeutung, die, europäisch-verkehrs­
politisch gesehen, auf keinen Fall außer acht 
gelassen werden kann, abgesehen davon, daß 
unser Land natürlich auch Interesse an 
einem möglichst starken Transitverkehr durch 
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Österreich hat, an dem wir bekanntlich auch 
verdienen. Der Fernlastverkehr über den 
Brenner hat in den letzten Jahren ein ganz 
beachtliches Ausmaß angenommen, er ist 
sprunghaft gestiegen. Im Jahre 1962 wurden 
nach den Unterlagen, die mir zur Verfügung 
stehen, 850.000 Tonnen befördert. Im Jahre 
1963 waren es 1,2 Millionen Tonnen. Im 
letzten Jahr wurden rund 70.000 LKW-Züge 
über den Brenner geführt. Also die Bedeutung 
dieser Verkehrsstraße als Verbindung zwischen 
Norden und Süden, zwischen der Bundes­
republik Deutschland und Italien, ist ganz 
besonders groß. Wir müssen uns auch darüber 
im klaren sein, daß eine gewisse Gefahr der 
Umleitung durch die Schweiz besteht, also 
daß wir durchaus Gefahr laufen, der Schweizer 
Konkurrenz in die Hände zu arbeiten. 

Von diesem Grundgedanken der europäischen 
verkehrspolitischen Bedeutung ausgehend, 
wurde vor Jahren auch ein Projekt in die 
Debatte geworfen, mit dem ich mich nicht 
identifizieren möchte, das ich aber zur Debatte 
stellen muß. Ich meine das Projekt, den 
Brenner zu untertunneln. Das Projekt wird 
seit fünf Jahren in der Öffentlichkeit diskutiert. 

internationale Konferenz abzuführen, um 
Österreich zumindest nicht dem Vorwurf aus­
zusetzen, daß es die Interessen der Handels­
partner im Norden und im Süden beim Ausbau 
der Brenner Autobahn nicht entsprechend be­
rücksichtige. 

Doch nach diesem Ausflug zu diesem Pro­
jekt noch einmal kurz zum Gesetz selbst 
zurück. Die Gründe, die mich veranlaßt 
haben, im Ausschuß Abänderungsvorschläge 
zu machen, brauche ich kaum zusammen­
zufassen. Ich möchte nur noch einmal wieder­
holen, daß ich der Auffassung bin, daß es 
grundsätzlich falsch ist, dem Bund die Er­
mächtigung zu geben, eine Aufgabe abzu­
wälzen. Das kann nur zum Zweck der Vor­
finanzierung sein, aber nicht eine Dauer­
lösung. Es kann unserer Auffassung nach 
nicht richtig sein, eine Ungleichheit herzu­
stellen, wie sie dieses Gesetz nun praktisch 
verfügt, und ich möchte dieser Stellung­
nahme vielleicht nur noch die Charakteri­
sierung einiger Schönheitsfehler des Gesetzes 
anfügen, die uns mit dazu veranlassen, diesem 
Gesetz unsere Zustimmung nicht zu geben. 

Ich selbst habe am 5. Juli 1961 eine diesbe- 'Wir halten es für problematisch, daß der 
zügliche Anfrage an den Herrn Handelsminister Bund, wie das in diesem Gesetz geschieht, 
eingebracht. Sie wurde am 10. November 1961 seine Steuerhoheit auf eine Gesellschaft, die 
dahingehend beantwortet, daß wegen der privaten Charakter hat, überträgt. Das ist 
hohen Kosten das Projekt als unwirtschaftlich der Fall, denn das Gesetz beauftragt ja den 
zu betrachten sei und daher nicht näher in Bund, Maut einzuheben. Es ist also eine 
Betracht gezogen werden könne. Ich möchte Abgabe, die der Bund einhebt. Nun überträgt 
mich, wie gesagt, mit dem Projekt des Brenner- der Bund die Einhebung und auch die Ver­
Tunnels durchaus nicht identifizieren. Ich wendung dieser Abgabe an eine private Ge­
kann mich aber anderseits des Eindrucks nicht seIlschaft. Wir sind der Ansicht, daß das 
erwehren, daß man die Frage, die ja nicht von grundsätzlich nicht möglich ist. Ja es erhebt 
einem Politiker beantwortet werden kann, sich die Frage, ob es, selbst wenn man dieses 
sondern von Experten beantwortet werden, Gesetz realisiert, notwendig war, eine eigene 
muß, nicht genügend Experten vorgelegt hat Gesellschaft zu gründen, ob es nicht durchaus 
und daß sich die Experten mit dieser Frage möglich gewesen wäre, der bestehenden Bun­
nicht genügend befaßt haben. des straßen verwaltung diese Aufgabe zu über-

Die Argumente, die für dieses Projekt vor- trag~n. Der Bund selbst kön~te ja di~se 
gebracht werden, beziehen sich auf den inter- A~eIhe ebenso aufnehmen, WIe das .. eme 
nationalen Lastenverkehr, auf die europäische pnv~te G~sel~schaft machen kann. E3 wurden 
Bedeutung der Straße, die eine optimale damI~ zusatzlIche Verwaltungskosten durchaus 
Lösung, eine absolute Winterfestigkeit er- vermieden werden. 
fordere. Man stellt fest, daß die internationalen Einen kleinen Schönheitsfehler, den ich 
Transportorganisationen, angeblich aber auch ja auch schon im Ausschuß angeschnitten 
die EWG-Handelskommission und auch ver- habe - man ist allerdings auf ihn nicht ein­
schiedene EWG-Staaten an diesem Projekt gegangen -, stellt die Bestimmung dar, 
durchaus interessiert seien. Man kommt daß die Abberufung von Vorstandsmitgliedern 
daher zu der Schlußfolgerung, daß angesichts nur durch einstimmigen Beschluß der Bundes­
des Interesses des Auslandes an einer optimalen regierung erfolgen kann. Da wir als gelernte 
Lösung der Brennerstrecke auch eine ge- Österreicher ja wissen, daß die Einstimmigkeit 
meinsame Finanzierung möglich sei. Es wird im Ministerrat oft sehr schwer herbeizuführen 
daran erinnert, daß zum Beispiel die Gott- ist, können wir uns durchaus vorstellen, daß 
hardbahn durch eine solche gemeinsame Fälle eintreten, wo sich aus sachlichen 
auf internationaler Ebene durchgeführte Zu- Gründen die Abberufung eines Vorstands­
sammenarbeit ermöglicht wurde. Der Vor- mitgliedes als notwendig erweist, es aber 
schlag gipfelt darin, über diese Frage eine nicht möglich ist, sie wirklich durchzuführen, 
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weil eben die notwendige Einstimm~gkeit in 
der Bundesregierung nicht erzielt werden 
wird. 

Es waren also eine ganze Reihe von Fragen, 
die eine eingehendere Befassung mit dem 
Gesetz notwendig gemacht hätten. Ich habe 
daher damals im Ausschuß auch die Einsetzung 
eines Unterausschusses beantragt, um eine 
gründlichere Beratung zu ermöglichen. Dieser 
Antrag wurde ebenso wie meine Abänderungs­
anträge nlit dem Hinweis - ich möchte es 
noch einmal wiederholen - abgelehnt, das 
Gesetz sei paktiert und man könne daher 
auch den Änderungen nicht zustimmen, die 
man selbst für vernünftig, für richtig hält. 

Wir freiheitlichen Abgeordneten sind in 
der glücklichen Lage, so abstimmen zu können, 
wie es unserer Auffassung über ein Gesetz 
enspricht. Wir werden daher diesem Gesetz 
unsere Zustimmung nicht geben. (Beifall 
bei der F PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Horejs das Wort. 

Abgeordneter Horejs (SPÖ): Hohes Haus! 
Wenn ich als Tiroler Abgeordneter zu den 
zur Beschlußfassung vorliegenden Gesetzen 
Stellung nehme, so besonders deshalb, weil 
ich einerseits meiner Genugtuung Ausdruck 
geben möchte, daß die Autobahn Kufstein­
Innsbruck und Innsbruck-Brenner ihre ge­
setzliche Grundlage findet und damit ihrer 
Verwirklichung näherrückt, andererseits aber 
auch deshalb, weil das Gesetz über die Finan­
zierung der Autobahn Innsbruck-Brenner 
durch die Erklärung zur Mautstraße nicht 
unseren ungeteilten Beifall finden kann. 

Die Autobahnstrecken Kufstein-Innsbruck 
und Innsbruck-Brenner lassen ihre Bedeu­
tung daran erkennen, daß diese Straßenver­
bindungen Teile jener Europastraße sind, die 
den kürzesten Weg vom Nordkap bis Sizilien 
darstellt. Dementsprechend verdichtet sich 
der Verkehr auf diesen Straßen aus den an 
dieser Sammelschiene liegenden Ländern von 
Nord nach Süd und von Süd nach Nord. 
Dazu kommt noch der Ost-West-Verkehr 
auf der Bundesstraße 1 von Wörgl bis Inns­
bruck, der nunmehr durch eine Autobahn­
abzweigung von Wörgl bis SölI entlastet werden 
soll. 

Es ist uns unerklärlich, warum eine der 
wichtigsten Straßen unseres Bundesgebietes 
zur Mautstraße erklärt wird, und es ist erst­
malig, daß eine Bundesstraße - die Brenner 
Autobahn wird im Gesetz als Bundesstraße 
verankert - zur Mautstraße erklärt wird, 
nachdem vor Jahrzehnten die Straßenmaut 
auf den Bundesstraßen abgeschafft wurde. 

Die Brenner Autobahn ist keine Ausflugs­
oder Luxusstraße, die man besonders be­
steuern müßte, sondern eine zwingende N ot­
wendigkeit für den europäischen Verkehr, der 
infolge der Integration Europas immer dichter 
wird. Der Güterverkehr, der über den Brenner 
rollt, betrifft nicht nur die Staaten der EvVG, 
sondern auch jene der EFTA. Der Bau des 
ersten Teilstückes mit der Europabrücke 
wurde deshalb vorgenommen, weil die der­
zeitige Brenner Bundesstraße verkehrsmäßig 
hoffnungslos überlastet ist und im Abschnitt 
Schönberg durch eine Anzahl unübersicht­
licher Kurven eine horrende Unfallhäufigkeit 
aufwies. 

Die Erklärung dieser Straße, die die Pracht 
und Schönheit eines Teiles unseres Landes 
dem Auge des Reisenden erschließt, zur Maut­
straße stellt auch eine Benachteiligung unseres 
Bundeslandes gegenüber den anderen Bundes­
ländern dar, da die Autobahnen in den anderen 
Bundesländern mautfrei geführt werden, ob­
wohl auch für diese zum Teil Anleihemittel 
verwendet wurden. 

Tirol, das den größten Anteil am Devisen­
ertrag aus dem Fremdenverkehr einbringt, 
ist ohnedies durch den Aufteilungsschlüssel 
der Straßenbaumittel aus dem Bundesbudget 
schwer benachteiligt. Die Auf teilung der 
Anteile an die Bundesländer erfolgt nach dem 
Kilometeranteil an Bundesstraßen im jeweiligen 
Bundesland, ohne zu berücksichtigen, daß 
Straßenbau und -erhaltung in Gebirgsgegenden 
wesentlich kostspieliger sind als im Flachland. 
Ein Kilometer gut ausgebauter Bundesstraße 
kostet in Tirol 10 bis 40 Millionen Schilling, 
während im Flachland ein Kilometer im 
Durchschnitt auf 3,3 Millionen Schilling 
kommt. 

Der Winterfremdenverkehr, der immer stär­
ker wird und durch seinen Devisenertrag den 
Niederschlag in unserer Volkswirtschaft findet, 
läßt sich nur unter Aufbietung erheblicher 
Mittel für den Straßenbau auf die Dauer 
sichern. Um den Fremdenverkehr ins Land 
zu bringen, sind gute Straßen notwendig. 
Nur gute Straßen ziehen den Verkehr an und 
laden den Gast ein, im Lande zu verweilen. 
Schlechte Straßen versucht der Reisende 
möglichst rasch hinter sich zu bringen. Der 
Straßenzustand ist von vordringlicher Be­
deutung für die Wahl des Reisezieles und des 
Aufenthaltslandes. 

Unser Devisenerlös aus dem Fremdenver­
kehr stammt größtenteils von motorisierten 
Ausländern, denn ungefähr 83 Prozent der 
Fremden besuchen unser Land im eigenen 
Kraftfahrzeug. Wir werden in Zukunft nicht 
nur mit den Preisen für den Aufenthalt 
mit unseren Nachbarländern in schärfste 
Konkurrenz treten, sondern auch mit gut 
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ausgebauten Verkehrswegen. Die deutsche an dem Ergebnis der Verkehrszählung. An 
Bundesrepublik und die Schweiz unternehmen der Zählstelle in der Marktgemeinde Brixlegg 
alle Anstrengungen auf diesem Gebiet, um wurden am 15. August 1963 an einem Tag 
dem Strom der Ferienreisenden ihre Land- 13.937 Motorfahrzeuge gezählt. Aber auch 
schaft durch gute Straßen zu erschließen. im Winter wurden Spitzenzahlen erreicht: 

Wie überlastet die Straßen durch das Am 9. Feber 1964 wurden an derselben Zähl­
Unterinntal sind, beweisen am besten die stelle 7731 Fahrzeuge gezählt. Wer sich an 
Zahlen, die im letzten Bericht der Öster- Sommertagen in endlosen Kolo:p.nen im 40 

. hi h G 11 h ft f" d St ß bis 50 Kilometer-Tempo durch das Inntal reiC sc en ese sc a ur as ra enwesen , " 
"b d V k h f 11 h h . 0" t 'h mühte und sICh am Brenner an eme 12 bIS u er as er e rsun' a gesc e en In s errelC. hl 'h 
. J hr 1963 f G d d M ld g d )14 Kilometer lange Autose ange anrei en 
1m a e au run er e un en er I 'h h lb 'b' b" d 
Gendarmeriedienststellen enthalten sind, Da- mußte, SIC a meterweIse ,eI ruten er 

h t ht d G d ' t S Ib d Sonne voranschleppte, um nut kochendem nac se er en armenepos en 0 a 1 
H 11 ' T' I . ~ 299 b b 't t V k h Kühler und verbrannten Kupp ungsbelägen a In Iro nHu ear el e en er e rs-. .. . . . 

f"ll d S't 0" t . h dIe Paß hohe zu erreIchen, WIrd es vorZiehen, un a en an er pI ze ganz s erreiC s, ge-. d R 1- "hl d' 
fIt Gd' t K f t . 't eme an ere ouve zu wa en, um Iesem 
o g vom en armeTl~pOS en u s em ml Schicksal zu ent ehen. 

274. Der Gendarmerieposten Sch waz be- g 
arbeitete 199, der Gendarmerieposten Jen- Daß bei überschweren Lastzügen Gebühren 
bach 167, der Gendarmerieposten Wörgl 165, für die Übertonnage eingehoben werden, die 
der Gendarmerieposten Straß 140 und die im Jahre 1962 beim Übergang in Kufstein 
Gendarmerieposten Brixlegg und Wattens je 1,113.672 S einbrachten, und Beförderungs-
124 Verkehrsunfälle, obwohl diese Gendarmerie- steuer eingehoben wird, die am gleichen 
posten jeweils kaum mehr als 10 km vonein- Übergang jährlich zirka 14 Millionen Schilling 
ander entfernt sind und dazwischen Gen- einbringt, entschädigt nicht für die Nachteile, 
darmerieposten mit weniger als 100 Unfall- die insbesondere dadurch an den Straßen 
meldungen liegen. entstehen, daß sie diesen Belastungen auf die 

Wenn es in absehbarer Zeit nicht gelingt, Dauer nicht gewachsen sind. 
den Zustand der Überlastung zu ändern, Das Verkehrsaufkommen im Transitver­
besteht die Gefahr, daß unser Land von den kehr zwischen Italien und der Bundesrepublik 
Urlaubern und Feriengästen in Zukunft um- Deutschland wird auch in den nächsten Jahren 
fahren wird, wofür bereits durch den Rück- weiter ansteigen. In der Bundesrepublik 
gang der ein- und ausreisenden Personenkraft- wird mit dem Bau der Gegenfahrbahn auf der 
wagen an den wichtigsten Grenzübergängen bisher einbahnig geführten Inntal Autobahn 
ernste Anzeichen vorhanden sind, die man begonnen und mit einer Grenzbrücke über 
nicht übersehen sollte. den Inn bei Kufstein bis 1967 abgeschlossen 

Während an allen Grenzübergängen bis 1962 
eine ständige Steigerung des Personenkraft­
wagenverkehrs registriert wurde, ging dieser 
1963 merklich zurück. Gegenüber 1962 reisten 
am Übergang Kufstein-Kiefersfelden um 
74.947 Personenkraftwagen weniger ein und 
um 127.189 weniger aus. Bei Achenkireh an 
der Achenseestraße ging die Zahl der ein­
reisenden Motorfahrzeuge um 145.606 und 
die der ausreisenden Motorfahrzeuge um 91.482 
zurück. Am Brenner wie auch am Reschenpaß 
waren ebenfalls erhebliche Rückgänge an ein­
wie ausreisenden Kraftfahrzeugen zu ver­
zeichnen. Einen beachtlichen Zuwachs erfuhr 
allerdings der Ein- und Ausreiseverkehr mit 
Lastzügen über die Grenze bei Kufstein. 
Dieser stieg von 29.120 Lastkraftwagenein­
heiten im Jahre 1960 auf 40.200 im Vorjahr 
bei der Einreise und von 29.591 im Jahre 1960 
auf 40.126 bei der Ausreise an. Durch diesen 
steigenden Verkehr der Straßenkolosse wird 
die Straße durch das Unterinntal wie auch 
zum Brenner hoffnungslos verstopft. 

Welche Spitzen die Verkehrsbelastung auf 
der Bundesstraße 1 erreicht, erkennen Sie 

werden. Damit wird sich der Verkehrsstrom 
auf der österreichischen Seite noch weiter 
verdichten, weil dadurch eine erleichterte 
und raschere Grenz- beziehungsweise Zoll­
abfertigung im internationalen Warenverkehr 
möglich wird. 

Ich möchte aber auch auf die Gefahren 
hinweisen, die sich auf den Anschlußstraßen 
an die Autobahnen ergeben. Das Autobahn­
gefühl, das. im Fahrer weiterwirkt, obwohl 
er sich nicht mehr auf der Autobahn befindet, 
und ihn sorgloser im Verkehr macht, wird, 
falls wir nicht in der Lage sind, den Bau der 
Autobahn auf unserer Seite fortzusetzen, 
auch auf unseren Straßen seine Auswirkung 
finden. Auf dem Anschlußstück der Auto­
bahn München-Salzburg, von Rosenheim 
nach Kufstein, mahnen Schilder an den Unfall­
stellen, nach denen auf einer Strecke von 
kaum 30 Kilometern innerhalb von zwei Jahren 
23 Verkehrstote und eine Anzahl Schwerver­
letzter zu beklagen waren. 

Ich möchte mit meinen Ausführungen die 
Bedeutung der beiden vorliegenden Gesetze 
unterstreichen, die ein wichtiger Schritt zur 
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Behe bung des Verkehrsnotstandes in Öster­
reich sind, denn die Verkehrsverhältnisse auf 
den Hauptverkehrsadern sind in den anderen 
Bundesländern sicherlich nicht wesentlich 
anders als in Tirol. Die Rheintal Autobahn 
in Vorarlberg oder die Fortsetzung der Süd­
autobahn bis Villach sind sicherlich genauso 
wichtig wie die Inntal Autobahn. 

Wenn wir Vergleiche mit anderen Ländern 
ziehen, so erkennen wir, daß die Motorisierung 
bei uns noch lange kein Maximum erreicht hat. 
Die europäischen Automobilfabriken produ­
zieren täglich zehntausende Kraftfahrzeuge, die 
auf den Markt gebracht und zum Verkehr 
zugelassen werden. Der Personenwagen ge­
hört heute zu den Gütern des gehobenen 
Bedarfes, er ist ein Symbol des Wohlstandes 
geworden. Es ist der Wunsch von tausenden 
Mitbürgern, einen eigenen Kraftwagen zu 
besitzen. Die Kraftfahrzeugdichte im Ver­
hältnis zur Bevölkerungszahl ist in den Nach­
kriegsjahren in einem ungeheuren Ausmaß 
gestiegen, wie man es nie erwartet hätte. 
Die zur Verfügung stehenden Verkehrsflächen 
konnten mit dieser Entwicklung aber nicht 
annähernd Schritt halten. Trotzdem liegt 
Österreich in der Reihung noch weit hinter 
dem Stand von England, Frankreich, Schwe­
den oder der deutschen Bundesrepublik, ganz 
abgesehen von den USA. Die Zahl der be­
antragten Neuzulassungen bei unseren Be­
hörden steigt beständig, und man kann sich 
ausrechnen, wann sich der Kraftfahrzeug­
bestand verdoppelt haben wird. Aus dieser 
Tatsache ergeben sich Aufgaben, die wir be­
wältigen müssen. Schlechte Straßen gefährden 
nicht nur den Autofahrer, sondern auch den 
Fuß geher und Radfahrer. Sie sind eine Be­
drohung für jedermann. 

Die Erhöhung der Verkehrssicherheit ist 
eine vordringliche verkehrspolitische Auf­
gabe. Die Zahl der Verkehrsunfälle nimmt 
ständig zu. 1963 gab es in Österreich 84.216 
Verkehrsunfälle mit Sach- und Personen­
schäden, dabei wurden 1777 Menschen getötet 
und 59.495 verletzt. Hohes Haus! Wir sind 
gegen Zahlen abgestumpft. Aber wenn wir 
diesen Zahlen einen menschlichen Aspekt 
geben, so wird uns deren Schrecklichkeit erst 
recht bewußt. Diese Zahlen besagen, daß in 
Österreich alle 4 bis 5 Stunden ein Mensch im 
Straßenverkehr getötet und alle 9 Minuten 
ein Mensch verletzt wird. Alle 6 Minuten 
ereignet sich ein Verkehrsunfall mit Personen­
oder Sachschaden. 

Stellen Sie sich weiter eine Schulklasse vor 
in einem unserer schönen Schulhäuser, die 
nach dem Krieg gebaut wurden, in dem unsere 
Buben und Mädchen zur Schule gehen. Unsere 
Hoffnung und unsere Liebe hängt an diesen 

Kindern. Wenn wir aber die Zahlen be­
trachten, wissen wir ganz genau, daß von den 
40 Buben und Mädchen, die da in einer Klasse 
sitzen, mindestens 1 bis 2 im Laufe ihres 
Lebens an einem Verkehrsunfall zugrunde 
gehen werden. Mindestens 1 bis 2 von 40! 
Das ist statistische Wahrscheinlichkeit. Von 
den übrigen 38 bis 39 Kindern, die da fröhlich 
und unbeschwert in einer Klasse sitzen, wird 
jedes mindestens 2 bis 3 Verkehrsunfälle im 
Laufe seines Lebens erleiden, wenn wir von 
den gegenwärtigen Tatsachen ausgehen. 

Der volkswirtschaftliche Schaden, der durch 
die Unfallhäufigkeit entsteht, kann kaum in 
Zahlen ausgedrückt werden. Abgesehen von den 
Ausfällen an Arbeitskraft und den Leistungen 
der Sozialversicherung können die Versiche­
rungsleistungen auS der Haftpflichtversiche­
rung jährlich bis an die Milliardengrenze ge­
schätzt werden. 

Hohes Haus! Das kann in Zukunft noch 
schlimmer werden, und es wird wahrschein­
lich noch schlimmer werden. Das Problem 
des Straßenverkehrs ist nicht nur ein finan­
zielles und technisches, sondern nach meiner 
vorhergehenden Schilderung vorwiegend ein 
humanitäres. Der Verkehr wird steigen, und 
die Schwierigkeiten, ihn zu bewältigen, werden 
steigen. Aber die Schwierigkeiten von heute 
sind die Katastrophe von morgen. 

Die Realisierung des vorliegenden Gesetzes 
über die Abänderung des Bundesstraßen­
gesetzes ist zweifellos ein ent,scheidender 
Schritt zur Behebung des Verkehrsnotstandes. 
Ich betone aber: die Realisierung. Durch 
sie würde das Autobahnnetz in Österreich 
von der derzeit bestehenden Gesamtlänge 
von 287 km der West- und Südautobahn auf 
rund 1100 km erweitert. Nach den jetzigen 
durchschnittlichen Baupreisen wäre hiezu ein 
Aufwand von rund 18 Milliarden Schilling 
notwendig. Die Autobahn Innsbruck-Brenner 
hat trotz des bestehenden kostspieligen Teil­
stückes mit der Europabrücke noch ein 
Erfordernis von 1,5 Milliarden, für das Teil­
stück Innsbruck-Kufstein wird ebenfalls mit 
einem Aufwand von 1,5 Milliarden gerechnet. 
Noch ist die Westautobahn und das Teil­
stück der Südautobahn bis Wiener Neustadt 
nicht fertiggestellt. Es fehlen dazu noch 
105 km, die bis 1966 fertiggestellt werden 
sollen. Wenn das bisherige Tempo des Auto­
bahnbaues beibehalten wird, das heißt, wenn 
nicht größere Mittel als bisher für den Auto­
bahnbau zur Verfügung gestellt werden, müß­
ten 20 Jahre vergehen, bis die im Gesetz 
vorgesehenen Strecken der Autobahn dem 
Verkehr übergeben werden könnten. Im Zeit­
alter der Großraumwirtschaft ist der Ausbau 
der Verkehrswege nach zeitgemäßen Erforder-
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nissen eine internationale Gemeinschaftsauf­
gabe, zu der auch Österreich einen seiner 
verkehrspolitischen Bedeutung angemessenen 
Beitrag wird leisten müssen. 

Obwohl in den letzten Jahren sehr erheb­
liche Mittel für den Ausbau der Bundes­
straßen verwendet - 1961 wurden 1165 Mil­
lionen, 1962 1125 Millionen, 1963 1198 Mil­
lionen ausgegeben, für 1964 sind 1408 Mil­
lionen vorgesehen - und für den Ausbau 
der Autobahnen aufgewendet wurden - 1961 
waren es 961 Millionen, 1962 UOl Millionen, 
1963 1030 Millionen, für 1964 sind 894 Millionen 
präliminiert -, konnte den tatsächlichen Er­
fordernissen nicht Rechnung getragen werden. 

Hohes Haus! Autobahnen und Bundes­
straßen sind nur ein Teil unseres Straßen­
netzes und bilden erst mit den Landes- und 
GemeindestraBen eine geschlossene Einheit. 
·Wenn wir jedoch abseits der Bundesstraßen 
fahren, empfinden wir erst, wie weit wir im 
Straßenbau hinter dem Fortschritt der Mo­
torisierung zurückgeblieben sind. Die Landes­
straßen sollen unsere Dörfer und Täler dem 
modernen Verkehr erschließen. Der Zustand 
dieser Straßen, die oftmals diese Bezeichnung 
nicht verdienen, ist manchmal so, als ob 
es noch keine Kraftfahrzeuge, sondern nur 
Pferdefuhrwerke und Ochsenkarren gäbe. Hier 
kann man von unterentwickelten Gebieten 
sprechen, für die Entwicklungshilfe nötig wäre. 

nach erhielten alle Gemeinden Österreichs 
einschließlich der Landeshauptstädte einen 
Anteil von insgesamt 65,53 Millionen Schilling. 

Diese Benachteiligung der Gemeinden führt 
dazu, daß sie nicht in der Lage sind, ihre 
Verkehrsprobleme nach den Erfordernissen 
allein zu lösen. Die Gemeinden bedürfen für 
diesen Zweck dringend finanzieller Hilfe, denn 
der Unfalltod ist in geschlossenen Ortschaften 
mindestens genauso häufig wie auf Land­
straßen und Autobahnen. 

Die Gemeinden haben meist sehr schöne 
Verbauungspläne, sind aber nicht in der Lage, 
sie verkehrsmäßig durchzusetzen. Allein die 
Grundablösen stellen die Gemeinden oft vor 
unüberwindliche Aufgaben, wenn Preise ge­
zahlt werden müssen, die deren Leistungs­
fähigkeit weit übersteigen. Die Gemeinden 
sind meist die Opfer der eigenen Auf­
schließungstätigkeit, denn erst durch diese er­
halten die Anliegergründe ihren Wert. Wäh­
rend der Bund zur Gänze und die Länder 
zum großen Teil ihren Straßenaufwand aus 
zweckgebundenen Steuern aus dem Verkehrs­
geschehen finanzieren können, müssen die Ge­
meinden ihre Kommunalsteuern, die Gewerbe­
wie auch die Getränkesteuer, heranziehen 
und andere wichtige kommunale Aufgaben 
vernachlässigen. Dazu müssen die Gemeinden 
noch bis zu 33 Prozent für den Bau der Landes­
straßen an Zuschüssen leisten. 

Diese Entwicklungshilfe heißt Straßenbau. Wohin das führt, kann ich Ihnen an einem 
Die moderne Verkehrserschließung unserer Beispiel zeigen. Die Tiroler Landesregierung 
Dörfer und Täler wird eine dringende Not- hat in ihrer Sitzung vom 11. Feber 1964 der 
wendigkeit in bezug auf die europäische Inte- Gemeinde Großvolderberg die Aufnahme eines 
gration, die unserer land wirtschaftlichen Be- Darlehens von 300.000 S für die Staubfrei­
völkerung besonders in den Gebirgstälern machung der Volderbergstraße, einer Landes­
einen noch härteren Existenzkampf bringen straße, unter der Voraussetzung genehmigt, 
wird. Für sie wird der Fremdenverkehr daß vier Gemeinderäte persönlich hiefür die 
einen wirtschaftlichen Ausgleich bringen müs- Bürgschaft übernehmen. 

sen. Der Österreichische Gemeindebund hat auf 
Durch den Finanzausgleich mit den Län- seinem 14. Österreichischen Gemeindetag in 

dern und Gemeinden werden diese an der einer Entschließung festgestellt, daß das ge­
Mineralölsteuer und Kraftfahrzeugsteuer be- samte öffentliche Straßennetz eine verkehrs­
teiligt. An der Mineralölsteuer ist der Bund politische Einheit darstellt. Jede Straßen­
mit 26 Prozent, sind die Länder mit 64 Prozent kategorie, auch die Gemeindestraßen, stellen 
und die Gemeinden mit 10 Prozent, an der einen Teil des Ganzen dar. Er erhob die For­
Kraftfahrzeugsteuer ist der Bund mit 57 Pro- derung, daß für Zubringer- und Verbindungs­
zent, sind die Länder mit 40 Prozent und straßen zu Bundes- und Landesstraßen, die 
die Gemeinden mit 3 Prozent beteiligt. Vom dem Fernverkehr dienen, soweit sie Gemeinde­
Bundeszuschlag zur Mineralölsteuer sind Län- straßen sind, alle drei Gebietskörperschaften 
der und Gemeinden ausgeschlossen. Dieser gemeinsam aufzukommen haben. Dieser For­
ist für die Bundesstraßen allein zweckgebunden. derung wurde bisher nicht Rechnung getragen. 

Die Anteile, die aus diesen Steuern den Es wäre wünschenswert, wenn im kommenden 
Gemeinden zufließen, sind sehr bescheiden Finanzausgleich diesem Wunsch entsprochen 
und quantitativ völlig unzureichend. Im werden könnte. 
Jahre 1963 betrugen die Abgabenerträge aus Ebenso notwendig wäre es, einen Fonds zu 
der Mineralölsteuer 562 Millionen, aus der schaffen, der auch kleineren Gemeinden die 
Kraftfahrzeugsteuer 311 Millionen, und der Möglichkeit gibt, durch billige Kredite oder 
Bundeszuschlag brachte 2248 Millionen. Dem- Bedarfszuweisungen ihre Verkehrsprobleme zu 
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lösen, Verkehrshindernisse und Unfall schwer­
punkte zu beseitigen. Der Straßenbau ist 
ein Finanzproblem aller Gebietskörperschaften. 
Die zur Verfügung stehenden Mittel sind für 
alle zu gering, um den Verkehrsnotstand zu 
beseitigen. 

Unser Kollege Uhlir hat vor längerer Zeit 
den Vorschlag gemacht, die Kraftfahrzeug­
steuer aufzulassen und auf einen Zuschlag 
zur Mineralölsteuer umzulegen. Die jetzige 
Form der Kraftfahrzeugsteuer ist ungerecht. 
Sie belastet den, der sein Auto nur sonntags, 
für den Urlaub und zum Wochenende benützt, 
genauso wie den, der jährlich 50.000 und mehr 
Kilometer fährt. Es ist einfacher und steuer­
gerechter, wenn das Aufkommen aus der 
Kraftfahrzeugsteuer auf den Sektor der Treib­
stoffsteuer hinübergelegt wird. Das würde 
auch eine verwaltungsmäßige Einsparung er­
bringen. Es ergäbe sich dazu auch eine zu­
sätzliche steuermäßige Erfassung der aus­
ländischen Straßenbenützer für einen Beitrag 
zur Erhaltung unserer Straßen. 

Ich bin überzeugt, daß diese Lösung vom 
größten Teil unserer Kraftfahrer begrüßt 
würde, wenn sie wissen, daß diese Mittel 
zweckgebunden für den Straßenbau sind. 
Jeder Kraftfahrer wird bereit sein, notfalls 
noch einige Groschen mehr für Benzin zu 
zahlen, wenn er weiß, daß das Geld für den 
Straßenbau und damit zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit ausgegeben wird oder die 
Einführung von Straßenmauten vermieden 
werden könnte. Was der Autofahrer für 
Benzin mehr bezahlt, bringt er durch bessere 
Straßen infolge Zeitgewinnes und rascherer 
Transportleistung, Verringerung des Treib­
stoffverbrauches, verringerten Fahrzeug- und 
Reifenverschleißes sowie durch die Herab­
setzung der Unfallgefahr wieder herein. :Für 
die Zuführung zusätzlicher Mittel an den 
Straßenbau wäre auch die Zweckbindung 
noch anderer Abgaben als der Mineralöl­
und Kraftfahrzeugsteuer gerechtfertigt. 

Das Tempo der fortschreitenden Motori­
sierung und der internationale Wettbewerb 
auf den Straßen bedingen einen rascheren 
Ausbau unserer Autobahnen und Fernver­
kehrsstraßen, wenn wir nicht in einen Zu­
stand hoffnungsloser Überlastung geraten wol­
len. Nur gute Straßen bieten ein Höchstmaß 
an Sicherheit, der Ausbau unserer Straßen 
ist eine der größten gemeinwirtschaftlichen 
Aufgaben unserer Zeit. 

Hohes Haus! Verkehrsunfall und Ver­
kehrstod sind heute die größten Bedrohungen 
unserer Volksgesundheit. Verkehrsprobleme 
lösen heißt unserer Wirtschaft und den Men­
schen dienen, heißt ihnen Leben und Gesund­
heit erhalten! (Be'i/all bei der SPÖ.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten lng. Helbich das Wort. 

Abgeordneter lng. Helbich (ÖVP): Hohes 
Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ich darf zuerst auf einige Bemerkungen 
des Herrn Abgeordneten Mahnert eingehen, 
der verschiedenes im österreichischen Straßen­
bau nicht sieht. Er sieht kein System, er 
sieht keine Planung, und er sieht keine Rang­
ordnung. 

Darf ich dazu vielleicht feststellen: Es gibt 
schon ein System im österreichischen Straßen­
bau und vor allem im Autobahnbau, und 
zwar das System der Fertigstellung der Auto­
bahn Salzburg-Wien-Wiener Neustadt. 

Er sieht keine Planung. Er sagt: Planen kann 
man schon, geplant wurde genug, aber was 
wir besonders brauchen, ist das dazugehörige 
Geld. Nur planen ist zuwenig, und es solle, 
worauf ich in meinen späteren Ausführungen 
noch zurückkommen will, getrachtet werden, 
dem österreichischen Straßenbau, vor allem 
im außerordentlichen Budget, mehr Mittel 
zuzuführen. Wir 'wären sehr dankbar, wenn 
wir im Herbst eine diesbezügliche Unter­
stützung auch von seiner Seite bekämen. 

Er sieht ferner keine Rangordnung. Es gibt 
eine Rangordnung, nämlich die Rangordnung 
der Verkehrsintensität, das heißt, es werden 
zuerst jene Straßen ausgebaut, die auf Grund 
der Ergebnisse der Verkehrszählung die erste 
Rangordnung haben. Bei der Bundesstraßen­
verwaltung liegt also ein ganz genaues Konzept 
vor, nach welchem die Straßen Österreichs 
ausgebaut werden sollen. (Abg. M ahnert: 
Dann müßte doch die Brenner Autobahn 
schon längst dran sein, wenn das stimmen 
würde 1 - Staatssekretär Dr. Kot z i n a : Sie 
ist ja auch schon dran I) Sie ist ja auch dran, 
sehr geehrter Herr Kollege! Ich werde Ihnen 
dann in meinen Ausführungen noch sagen, 
wo die Hauptübergänge sind, und dann 
werden Sie feststellen können, daß ganz genau 
nach Rangordnungen vorgegangen wird. 

Der österreichische Straßenbau ist ein An­
liegen der Gesamtheit des österreichischen 
Volkes und daher eine volkswirtschaftliche 
Notwendigkeit geworden. Es gibt heute in 
Österreich bereits über 1,6 Millionen Fahr­
zeuge, die die österreichischen Straßen be­
fahren. Von 1937 bis 1963 verzehnfachte 
sich die Zahl der Kraftfahrzeuge in Öster­
reich. 1937 kam auf rund 60 Österreicher 
ein Kraftfahrzeug, heute kommt schon auf 
jeden sechsten Österreicher ein Kraftfahrzeug. 

Wir leben in einer Zeit, in der das Kraft­
fahrzeug, der Personenkraftwagen keineswegs 
mehr Luxus ist, sondern eine wirtschaftliche 
Notwendigkeit geworden ist. Das Fahrzeug 
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dient nicht nur dem Beruf, es dient auch der Jahre 1963 haben nicht weniger als 51,6 Mil­
Erholung, die vor allem für jene Men~ch~n lionen Grenzübertritte stattgefunden, davon 
von entscheidender Wichtigkeit ist, dIe m nicht weniger als 43,4 Millionen oder 84 Pro­
größeren Siedlungs gebieten w~hnen .. Bis ~um zent auf den Straßen. 
31. Dezember 1963 hat es in ÖsterreICh mcht Interessant ist es auch, zu sehen, daß gerade 
weniger als 628.548 zugelassene Personen- von bestimmten Gebieten her die Straßen 
kraftwagen gegeben. Trotz dieser hohen Zahl besonders stark benützt wurden, und zwar 
hält die steigende Tendenz noch an, und es sind 65 Prozent oder 33,8 Millionen Einfahrten 
ist noch lange keine Sättigung erreicht, auf Straßen erfolgt, die von der Bundes­
da allein in Wien pro Woche rund 400 Per- republik Deutschland in Österreich einmünden. 

sonenkraftwagen zugelassen werden. Es ist ferner auch interessant, festzustellen, 
Es ist auch interessant, festzustellen, zu I daß sich dieses gewaltige Aufkommen an 

welchem Zweck die Personenkraftwagen- Straßenfahrzeugen nicht gleichmäßig über 
besitzer ihre Wagen haben. Man kann ~est- das Jahr verteilt abspielt, sondern daß mit 
stellen, daß 48 Prozent aller PKW-BesItzer sehr großen Stoßbelastungen zu rechnen ist. 
von und zur Arbeitsstätte fahre~, d~ß 13 Pro- Von Juli bis August 1963, also allein in diesen 
zent das Kraftfahrzeug ausschhe~hch z~ Be- zwei Monaten, gab es nicht weniger als 
rufszwecken brauchen und daß d~e resthchen 20,3MillionenGrenzüberschreitungen-dassind 
39 Prozent es für Erholung, ErfrIschung und 40 Prozent aller Grenzüberschreitungen im 
Freizeitgestaltung benützen. Der Sog zum Jahre 1963 -, davon nicht weniger als 17,7 Mi!-
PKW hält in unverminderter Stärke an. lianen wieder auf den Straßen. 

Es ist auch interessant, festzustellen, wie Es ist natürlich sehr wichtig, daß wir einen 
diese neuen großen Aufwärtsentwicklungen flüssigen Verkehr erreichen beziehungsweise 
zustande gekommen sind. Die Teilzahlung daß eine entsprechende Ausgestaltung statt­
des Personenkraftwagens spielt hier eine ganz findet denn der Fremdenverkehr ist von ganz 
entscheidende Rolle. Im Jahre 1953 waren entscheidender Bedeutung für unsere Volks­
Teilzahlungsbeträge für Autoschulden in einer wirtschaft. Er brachte im vergangenen Jahr, 
Höhe von rund 590 Millionen Schilling vor- im Jahre 1963, nicht weniger als 11,1 Millianlen 
handen, 1963 haben sie bereits die 1,5 Mil- Schilling. 

liarden-Grenze überschritten. Ich darf auch noch auf die volksw-irtsehaft-
Ebenfalls ist interessant festzustellen, liehe Bedeutung der österreichischen Kraft­

welche Rolle der Gebrauchtwagen bei der fahrzeugwirtschaft hinweisen. Es ist fest­
steigenden Motorisierung spielt. Nu.r 19 ~ro- gestellt worden, daß ungefähr 8 bis 10 Pro­
zent der Autobesitzer konnten SICh emen zent des Volksvermögens durch die öster­
Wagen über 30.000 S leisten und haben ihn reichische Kraftfahrzeugwirtschaft geschaffen 
ohne Teilzahlungskredite bezahlt. 22 Prozent werden' das ist also die Produktion, das ist 
sämtlicher Autobesitzer erstanden Personen- der H;ndel, das sind die Dienstleistungsge­
kraftwagen, deren Anschaffungspreis unter werbe das ist die Straßenbauwirtschaft. Im 
5000 S lag. "Vir sehen also, daß die Personen- Dienste der motorisierten ·Wirtschaft stehen 
kraftwagen heute kein Luxus mehr sind, in Österreich nicht weniger als 28.000 Betriebe 
daß sie eine wirtschaftliche Notwendigkeit mit rund 150.000 Beschäftigten. Die Umsätze 
geworden sind. Wir haben uns mit der Realität dieser motorisierten Wirtschaft v,-m'den mit 
dieser Entwicklung abzufinden. rund 12 Milliarden Schilling beziffert. 

Bessere Straßen bedeuten daher in Öster- Gestatten Sie mir, daß ich einen kurzen 
reich für 1,6 Millionen Kraftfahrzeugbesitzer Blick auf die österreichische Tiefbauwirt­
ein besseres Leben, weil im Jahre 1962 zum schaft werfe. Es sei festgehalten, daß die 
Beispiel mit öffentlichen und privaten Ver- österreichische Tiefbauwirtschaft nicht aus­
kehrsmitteln, die sich auf den Straßen be- gelastet ist. Ich bitte wohl zu unterschei~en 
wegen, nicht weniger als 280 Millionen Men- zwischen der österreichischen HochbaUWIrt­
sehen befördert wurden. Haben wir gute schaft und der österreichischen Tiefbauwirt­
Straßen, dann haben wir, wie ich schon er- schaft! Mit dem Tiefbau beschäftigen sich 
wähnt habe, ein besseres Leben, eine bessere in Österreich rund 500 Baufirmen mit mehr 
Behandlung unserer Mitbürger auf der Fahrt als 20.000 Beschäftigten. Gerade in den 
zur Arbeit, von der Arbeit und zur Erholung. letzten Jahren hat es eine sehr gute Aus-

Wir dürfen aber auch nicht vergessen, nützung dieser österreichischen Tiefbauwirt­
daß gerade der Fremdenverkehr für die Straße schaft gegeben, weil sehr große Bauvorha?en 
eine ganz entscheidende Rolle spielt. Im auf dem Kraftwerksektor und auf dem Tlef­
Jahre 1963 sind nach verläßlichen Schätzungen bausektor des Straßenbaues durchgeführt wur­
nicht weniger als 15 bis 20 Millionen Kraft- den. Es konnten daher Maschinen im Mil­
fahrzeuge in Österreich eingefahren. 1m liardenwert angeschafft und investiert werden, 
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und wir können heute froh sein, daß wir eine 
wirklich vollrationalisierte Tiefbauwirtschaft 
haben. \Vir alle sehen es doch, wenn wir 
über das Land fahren und an Baustellen vor­
beikommen, welche modernsten und modernen 
Geräte oft selbst an kleineren Baustellen 
vorhanden sind, um nach neuen und rationellen 
Methoden den österreichischen Straßenbau 
betreiben zu können. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es ist Tatsache, daß die 
österreichische Tiefbauwirtschaft um 1 Mil­
liarde Schilling mehr leisten könnte, als es 
jetzt der Fall ist. 

Wir sehen auch die Anzeichen. Wir können 
feststellen, daß gerade im süddeutschen Raum, 
im bayrischen Raum, in letzter Zeit immer 
mehr österreichische Baufirmen im Straßen­
bauauftauchen. Das tun sie nicht aus Nächsten­
liebe oder deshalb, weil sie bei uns nicht bauen 
wollen, sondern sie machen es, weil sie in 
Österreich wirklich nicht ausgelastet sind. 
Sie gehen daher hinaus und bieten im Aus­
land an, um ihre Maschinen, Geräte und 
Facharbeiter weiterhin beschäftigen zu können. 

Ich darf mich nun dem Autobahnbau im 
besonderen widmen. Es ist uns gesagt worden 
und es ist TatEache, daß die Autobahnstrecken 
Salzburg-Wien/Auhof und Inzersdorf-Neun­
kirchner Allee mit den vorhandenen jährlich 
gleichen Mitteln im Jahre 1966 fertig wer­
den. Das heißt, daß noch im Jahre 1964 
die Südautobahn bis zur Neunkirchner Allee 
mit Baumischbelag fertig sein wird, und 
im Jahre 1965 wird die Decke aufgebracht 
werden. Bei der Westautobahn wird im 
Frühjahr 1965 der Teilabschnitt Preßbaum­
Auhof mit Baumischbelag fertig sein, die 
Strengbergstrecke im Spätherbst 1965. Im 
Jahre 1966 werden auch auf diesen beiden 
Strecken die Decken fertiggestellt werden 
können. Aber bereits am Ende des Jahres 1964 
werden fast alle Brückenbauten der West­
und der Südautobahn abgeschlossen sein, 
sodaß die Autobahnbrücken-Kapazität, wenn 
ich so sagen darf, dann freisteht. Ende 1965 
werden auch sämtliche Erdarbeiten abge­
schlossen, sodaß auch die große Kapazität 
der Erdarbeiten des Autobahnbaues ab 1965 
frei sein wird. Es wäre daher notwendig 
und wirtschaftlich sinnvoll, daß bereits ab 
1965 weitere Brückenbauten beziehungsweise 
ab 1966 weitere Erdarbeiten an verschiedenen 
Teilstrecken der Autobahn in Österreich be­
gonnen würden. Hiezu sind aber zusätzliche 
Mittel erforderlich, weil die vorhandenen, 
derzeit zur Verfügung stehenden Mittel noch 
bis 1966 zur Fertigstellung benötigt werden. 

Wenn jemand behauptet, daß der Autobahn­
bau in Österreich gegenüber den Plänen viel zu 
langsam fortgeschritten sei, möge dem ent-

gegengehalten werden, daß die Westautobahn 
Salz burg-Wien im Jahre 1954 begonnen 
wurde und daß ein 10 Jahres-Programm vor­
gesehen war. Wir schreiben zwar jetzt das 
Jahr 1964, aber bis zum Jahre 1966 wird 
nicht nur die Autobahnstrecke Salzburg­
Wien, sondern auch die zusätzliche Autobahn­
strecke Wien-Wiener Neustadt fertig sein. 
Diese Hinzuziehung hat also die Verzögerung 
verursacht. 

Nach verschiedenen Meinungen, die manch­
mal vorgebracht wurden, wäre es sinnvoll, 
die gesamten zusätzlichen Mittel, die dann 
frei werden, an einem Punkt zu verwenden, 
zum Beispiel für den Autobahnbau in Wien. 
Ich bin der Meinung, daß man keine Ballungen 
herbeiführen soll, sondern daß auch die stark 
befahrenen Stücke in Kärnten, in der Steier­
mark oder in Tirol in der Weise, wie ich es 
jetzt dargestellt habe, berücksichtigt werden 
sollen, daß also Brückenbauten und Kunst­
bauten vorgezogen werden, um auch be­
schäftigungsmäßig eine gewisse Gleichmäßig­
keit zu erreichen. Es ist daher möglich, wenn 
die Strecke Salzburg-Wien-Wiener Neustadt 
fertig ist, daß dann vielleicht wieder ein 
neuer Fleckerlteppich entsteht, aber ich darf 
dazu sagen, daß es auf der ganzen Welt 
Fleckerlteppiche gibt, wenn man schon dieses 
Wort gebrauchen will, auch in Amerika. 
Und warum? Weil man zuerst nach dem 
ganzen Konzept, das im Autobahnbau vor­
gesehen ist, die am stärksten frequentierten 
Strecken herausnimmt. Daher wird es auch 
in der nächsten Etappe notwendig sein, daß 
Teile in Kärnten oder in der Steiermark vor­
gezogen werden, auf denen, die am stärksten 
frequentierten Stellen sind; anschließend wer­
den die Verbindungsstücke hergestellt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Wir haben im heurigen Jahr 
rund 730 Millionen, also 30 Prozent aus der 
Mineralölsteuer für den Autobahnbau genom­
men. Weitere 150 Millionen Schilling sind 
im außerordentlichen Budget. Dazu möchte 
ich feststellen, daß diese 150 Millionen Schil­
ling im außerordentlichen Budget viel zuwenig 
sind und daß wir fordern, daß im Budget 1965 
der Betrag auf 750 Millionen Schilling erhöht 
werden möge. Wenn wir uns die Aufwendun­
gen im außerordentlichen Budget in den letzten 
Jahren anschauen, können wir feststellen, daß 
für den Straßenbau im außerordentlichen Bud­
get 1958 709 Millionen Schilling, 1960 877 Mil­
lionen Schilling, 1961 962 Millionen Schilling 
eingesetzt waren und daß wir im Jahre 1962 
auf 461 Millionen Schilling heruntergeschlittert 
sind, im Jahr 1963 auf 346 Millionen Schilling; 
im Jahr 1964 haben wir überhaupt nur mehr 
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, 150 Millionen Schilling. Es muß daher alles 

unternommen werden, damit für das Haus­
haltsjahr 1965 die Mittel im außerordentlichen 
Budget von 150 Millionen Schilling auf 750 Mil­
lionen Schilling erhöht werden. 

Nach vorsichtigen Schätzungen rechnet man, 
daß die Fertigstellung der gesamten vorge" 
sehenen Autobahnstrecken 17 bis 18 Milliarden 
Schilling kosten wird. Nimmt man dann 
noch die beiden Strecken, über die das Hohe 
Haus heute beschließen wird, also Linz­
Passau und das Stück in Salz burg dazu, so 
werden es rund 20 Milliarden Schilling sein. 
Wollte man diesen Betrag aufbringen, wäre 
es erforderlich, daß mindestens diese 750 Mil­
lionen Schilling in einem 15 Jahr-Programm 
neben den bestehenden Mitteln Verwendung 
finden, da es sonst nicht möglich ist, in einer 
rationellen und zügigen Weise dem Verkehr, 
der immer wächst und steigt, zu entsprechen. 

Leider, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, kosten gute Straßen Geld, schlechte 
Straßen aber Volksvermögen. Man darf nicht 
vergessen, wie viele Unfälle schlechte Straßen 
herbeiführen und wie schlechte Straßen Volks­
vermögen vergeuden. Bedenken wir doch, 
daß im Jahre 1963 in Österreich über 
52.000 Verkehrsunfälle zu registrieren waren 
und daß bei diesen Verkehrsunfällen sehr 
gewaltige Sachschäden angerichtet wurden. 
Wenn ich nur ganz kurz darauf eingehen 
kann, so gab es zum Beispiel in Nieder­
österreich im vergangenen Jahr über 12.000 Ver­
kehrsunfälle. Allein im Bereich des Bezirks­
gendarmeriekommandos Amstetten ereigneten 
sich 1174 Unfälle, in Baden 1206 Verkehrs­
unfälle und in Gmunden - Oberösterreich -
1267 Verkehrsunfälle und so fort und so 
weiter. 

Wir sehen also, daß auch die Straße bei 
den Unfällen eine ganz entscheidende Rolle 
spielt. Aber das ist nicht nur bei uns in Öster­
reich so. Es ist ja kaum zu glauben, - daß 
im gesamteuropäischen Straßenverkehr im 
Jahre 1962 65.000 Menschen den Verkehrs­
tod fanden. Es ist Tatsache, daß schlecht~ 
Straßen den Durchschnittsfahrer überfordern 
und daher eine höhere Unfalls quote brin­
gen. Bei den meisten Unfällen, das konnte 
festgestellt werden; sind immer wieder schlech­
te Verkehrsfiächen zumindest mitschuldig. 
Nur gute Straßen sind daher sichere Straßen. 

Darf ich mich noch kurz, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, einem Problem 
widmen, das mir persönlich sehr nahe liegt, 
weil es einen Kreis betrifft, aus dem ich 
komme. Es handelt sich um den Zusatz­
antrag, dem der Ausschuß zugestimmt hat, 
den Donauübergang bei Grein. Es ist ein 
Wunsch der Bevölkerung des Mühlviertels, 
des Waldviertels und eines Teiles VOll Nieder-

österreich schon seit vielen Jahrzehnten, einen 
Donauübergang zu bekommen. 1871 wurde 
die erste Petition verfaßt und an die Land­
tage sowie an den damaligen Reichsrat ge­
geben. Über 100.000 Menschen sind in einer 
verkehrstechnisch schwierigen Situation, weil 
die Verhältnisse nicht gerade die besten sind. 
Darf ich nur erwähnen, daß zum Beispiel 
von 1900 bis 1960 die Bevölkerung in Süd­
oberösterreich um 50 Prozent gewachsen ist, 
während sie im Mühlviertel gleichgeblieben ist. 
Das durchschnittliche Steueraufkommen be­
trug vor zwei Jahren in Österreich pro Kopf 
der Bevölkerung 728 S, bei uns im Mühl­
viertel nur 250 S. Wir haben das große 
Problem, daß wir den Menschen, die dort 
arbeiten wollen, keine Arbeitsplätze geben 
können. 20.000 Menschen fahren als Pendler 
in das südliche Oberösterreich und Nieder­
österreich, um Arbeit zu finden, und 2000 Men­
schen wandern jährlich aus dem Mühlviertel 
ab. Die Tragik daran ist, daß 80 Prozent 
von ihnen weniger als 35 Jahre alt sind. Was 
kann man dagegen tun ~ Man kann nichts 
anderes tun, als als erstes auf dem Gebiet 
des Straßenbaues und des Überganges über 
die Donau einen Schritt zu machen. Es wurde 
auf dem Gebiete bereits viel getan, und wir 
sind dem Amt der Oberösterreichischen Landes­
regierung und dem Bund dankbar, daß sie 
sich dieses Gebietes angenommen haben. Es 
können Donauübergänge bei Aschach und 
Mauthausen gebaut werden, und das ist 
von ganz entscheidender Bedeutung. 

Es liegt also für diesen vorhin besprochenen 
Donauübergang bei Grein ein Projekt von 
Dr. lng. Koller vor, das die wasserrechtliche 
und eisenbahnrechtliche Genehmigung erhielt. 
Am 23. September 1963 fand in der Stadt 
Grein eine Bürgermeisterkonferenz von 
100 Bürgermeistern aus dem Waldviertel, 
dem Mühlviertel und aus dem Raume von 
Amstetten statt. Es wurde eine Resolution 
beschlossen, die sämtlichen Ministern zu­
geleitet wurde. Nun haben wir das erfreuliche 
Produkt dieser Besprechung und der Re­
solution, daß wir heute diese Bundesstraßen­
gesetz novelle 1964 beschließen können, in 
der die diesbezüglichen Belange Berücksichti­
gung gefunden haben. 

Hohes Haus! Wir danken daher allen 
jenen, die an dieser großen Bundesstraßen­
gesetznovelle 1964 mitgearbeitet haben, und 
stimmen sehr gerne zu. (Beifall bei der () V P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als näch­
ster Redner ist der Herr Abgeordnete Dr. Bas­
setti zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bassetti (ÖVP): Hohes 
Haus! Ich möchte mich in meinen Ausführun-
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gen auf die Brenner Autobahn beschränken, Straßen. Die Triester Straße verläuft eben, 
aber gleich eingangs eine prinzipielle Feststel- gerade und ist vierspurig, die Brenner Straße 
lung machen, nämlich diese, daß mit der Novel- hingegen bekanntlich nur zweispurig, sie hat 
le zum heutigen Bundesstraßengesetz die Teil- eine stete Steigung, zahllose unübersichtliche 
stücke der Tiroler Autobahn, und zwar die Kurven, wird von Lastzügen buchstäblich 
Inntaler und die Brenner Autobahn, als verstopft und weist auch einen ununter­
Bundesstraßen erklärt werden und daher brochenen Gegenverkehr auf. 
auch wie alle anderen Bundesstraßen aus Was würde nun eine Verkehrszählung auf 
den Mitteln des Bundes zu bauen und zu be- der Triester Straße zeigen, wenn dort die 
zahlen sind. Aus dieser prinzipiellen Fest- gleichen Verhältnisse gegeben wären, wie sie 
stellung heraus ergibt sich auch automatisch auf der Brenner Straße vorhanden sind: 
die Stellung zur Maut, über die wir dann also einzige Ausfallstraße nach dem Süden, 
später noch sprechen möchten. nur zweispurig, steigend, zahllose Kurven, 

Da die vorhandenen Bundesmittel nicht Lastzüge, die sie verstopfen, und in beiden 
ausreichen, um den gewaltigen Straßenbau -I Richtungen von geschlossenen Kolonnen im 
wie wir heute schon gehört haben - zu be- Zwanzigkilometertempo befahren, so wie wir 
wältigen, kann das Bauprogramm nur schritt- das auf der Brenner Straße ständig erfahren 
weise verwirklicht werden. Es ergibt sich müssen ~ Welche Rangordnung ergäbe sich 
daraus, wie Abgeordneter Mahnert schon er- Ihrer Meinung nach hinsichtlich der Ausbau­
klärt hat, zwangsläufig die Notwendigkeit würdigkeit der Triester Straße, wenn sie 
einer Rangordnung. Nun wird diese Rang- wie üblich aus Gesamtverkehr am Zähltag, 
ordnung im Zuge des langfristigen Inve- Tagesdurchschnitt und größter Stundenspitze 
stitionsprogramms sicherlich vorgenommen errechnet würde? . 
werden, doch, glaube ich, gibt sich hier im . Der Fehlschluß aus diesen Erhebungen 
Hause niemand der Illusion hin, daß hier hegt auf der Hand. Wenn die Kapazität 
ausschließlich objektive Merkmale zugrunde einer Straße überschritten wird, vermag das 
gelegt werden. Ergebnis einer Verkehrszählung eben keine 

Im Bestreben, objektive Merkmale zu- gültigen Aussagen mehr zu machen. 
grunde zu legen, kann es im übrigen auch Doch zurück zur Brenner Autobahn. Der 
Pannen geben, wie ich Ihnen an Hand eines europäische Nord-Süd-Verkehr hat sich, wie 
kleinen Beispiels zeigen möchte, eines Bei- schon ausgeführt wurde, in den Jahren 1956 
spiels, das ich allerdings weglassen wollte, bis 1961, somit innerhalb von sechs Jahren, 
aber da Kollege Mahnert die Rangordnung glattweg verdoppelt. Im Jahre 1961 betrug 
der Brenner Autobahn als ziemlich vorder- der Personentransit über die Alpen, verteilt 
gründig bezeichnet hat, möchte ich das des auf sechs schweizerische und fünf österreichi­
Interesses halber doch nicht unerwähnt lassen. sehe Alpenübergänge, 35 Millionen Menschen, 

Nach einer Verkehrszählung des Jahres wobei rund 7 Millionen die Bahn und 28 Mil-
1960 wurde von einer Dienststelle in Öster- lionen die Straße benutzten. Wie aus den 
reich für die damals schon sehr stark fre- Zählungen der österreichischen Grenzbehörden 
quentierte Brennerstrecke hinsichtlich der Aus- hervorgeht, hält die Zunahme im Personen­
bauwürdigkeit die Rangordnung 39 errechnet. und Warentransit über die Alpen weiter an. 
Jeder, der die Verhältnisse aus eigener Er- Die Straße über den Brenner aber, und zwar 
fahrung kennt und daher auch in der Lage ist, über den Brenner als den niedrigsten Alpen­
Vergleiche anzustellen, wird über dieses mathe- übergang mit 1370 m Seehöhe, ist dem an-

schwellenden Verkehrsstrom schon seit Jahren matische Ergebnis erstaunt sein. 
nicht mehr gewachsen. Daß die Brenner 

Eine nähere Untersuchung hat die Fehler Straße bereits im Jahre 1962 ihr Maximum 
aufgedeckt. Der erste Fehler lag im un- hinsichtlich Kapazität und insbesondere die 
gleichen statistischen Erfassungssystem, näm- größtmögliche Spitzenbelastung erreicht hat, 
lieh in der ungleichmäßigen Verteilung der beweisen die Verkehrsziffern der letzten beiden 
Zählstellen. Der zweite, noch viel entschei- Jahre. Im Jahre 1962 überschritten die 
dendere Fehler lag in der falschen Schluß- Brennergrenze auf der Straße 4,946.000 Men­
folgerung, die aus den statistischen Daten sehen mit 1,331.000 Fahrzeugen. Im Jahre 
gezogen wurde. Die Triester Straße zum Bei- 1963, also im folgenden Jahre, ergab sich 
spiel hat in sehr kurzem Abstand zwei Zähl- trotz inzwischen erheblich gestiegener Ein­
stellen. Die 36 km lange Brennerstrecke hat reisen an der bayerisch-tirolerischen Grenze 
ebenfalls zwei Zählstellen, allerdings mit im Brennertransit mit 4,909.000 Menschen 
größerem Abstand. Dadurch entstehen aber und 1,288.000 Fahrzeugen annähernd das 
nicht vergleichbare Ergebnisse. gleiche Volumen. 

Viel entscheidender aber ist der Unter- Ihnen allen wird erinnerlich sein, daß im 
schied der Leistungsfähigkeit der beiden Vorjahr in immer wiederkehrenden Verlaut-
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barungen im deutschen Rundfunk die Italien­
fahrer vor den chaotischen Verhältnissen am 
Brenner gewarnt und aufgefordert wurden, 
andere Routen, über den Reschenpaß, ins­
besondere aber über die Schweiz, zu nehmen. 
So hatte zum Beispiel die Vinschgauer 
Bundesstraße, obwohl sie zwischen Landeck 
und der Grenze völlig unzulängliche Straßen­
verhältnisse aufweist, im Jahre 1962 und im 
Jahre 1963 gleichfalls einen Rekordverkehr von 
jeweils 4 Millionen Menschen in 850.000 Fahr­
zeugen gegenüber nur 460.000 Fahrzeugen 
und 2,6 Millionen Menschen im Jahre 1960. 
Auch dort gab es immer wieder totale Ver­
kehrsstockungen, Urlauber benötigten manch­
mal fast einen Tag nur zum Passieren der 
Grenze. 

Die größte Engstelle der Brenner Bundes­
straße bildet das Stück Unterberg-Schön­
berg, das auf einer 7 km langen Bergstrecke 
über 80 meist scharfe und unübersichtliche 
Kurven aufweist. Eine wirksame Verbesserung 
dieses Straßenstückes ist technisch unmöglich, 
aber auch eine nur unzulängliche Verbesserung 
würde Unsummen verschlingen. Aus diesem 
Grunde wurde dank der Initiative des Herrn 
Handelsministers Dr. Bock vor einigen Jahren 
die Strecke Innsbruck-Schönberg völlig neu 
trassiert und in Anbetracht der kommenden 
Verkehrsentwicklung bereits autobahnmäßig 
ausgebaut. Dieses 9 km lange Teilstück mit 
der bekannten Europabrücke wurde im No­
vember des vergangenen Jahres dem Verkehr 
übergeben. Allerdings ist die Einbindung in 
die alte Bundesstraße bei Schönberg gelände­
mäßig außerordentlich ungünstig, schmal und 
steil abfallend, sodaß die Straße nicht für den 
Lastzugsverkehr freigegeben werden konnte. 

verkehrs. Ich bin dem Vorredner, dem Herrn 
Abgeordneten Horejs, dankbar, daß er die 
Bedeutung der Jnntal Autobahn hervorge­
kehrt hat. 

Während nun mangels Geld die Kapazität 
der Brennerstraße in absehbarer Zeit nicht 
erweitert werden kann und das steigende 
Verkehrsvolumen gewaltsam auf andere Alpen­
übergänge verwiesen wird, hat die benachbarte 
Schweiz, wie ebenfalls schon ausgeführt wurde, 
bereits vor mehreren Jahren ein großzügiges 
Ausbauprogramm für ihre Alpenübergänge 
in Angriff genommen und zum Teil bereits 
fertiggestellt. In den Jahren 1945 bis 1960 
- nur vergleichsweise angeführt - ist für 
die Verkehrsverbesserung auf der alten Bren­
ner Straße ein Betrag von 34 Millionen Schil­
ling aufgewendet worden. In der Schweiz 
wurde in derselben Zeit für die Verbesserung 
der St. Gotthard-Straße das Zehnfache, näm­
lich ein Betrag von 305 Millionen Schilling, 
ausgegeben. Man kann daran die Bedeutung 
erkennen, die die Schweiz dem sogenannten 
Durchzugsverkehr beimißt, im Gegensatz zu 
uns, wo das Argument Durchzugsverkehr 
eher, ein Argument gegen den Ausbau einer 
Straße ist. 

Zufolge der geographischen Verhältnisse 
bucht die Schweiz heute noch zirka zwei 
Drittel des Güterverkehrs, allerdings per Bahn, 
zu ihren Gunsten, hingegen kann Österreich 
bisher noch 50 Prozent des Personenverkehrs 
halten. Immerhin ist zu bemerken, daß der 
2108 m hohe Gotthard-Paß praktisch hin­
sichtlich Frequenz gleich mit dem Brenner­
paß, der nur 1370 m hoch ist, liegt, obwohl 
er winterfrei ist und einen landschaftlich 
schönen Übergang über die Alpen bietet. 

Das Verkehrsproblem der Brenner Straße ist Die Schweiz hat nun mit ihrem neuen 
somit zwar an seiner größten Engstelle behoben, Straßenbauprogramm in wirksamer und ent­
insgesamt gesehen aber noch in keiner Weise i scheidender Weise begonnen, den Personen­
gelöst. Abgesehen von der künftigen Verkehrs- transit insbesondere aus dem Norden und aus 
entwicklung müßte das bisherige Autobahn- dem Westen auf ihr Gebiet umzuleiten. Der­
stück zumindest bis vor Steinach weitergebaut zeit durchbricht sie den Alpenkamm am 
werden, wo eine günstige Einbindungsmöglich- Montblanc und am Bernardino mit zwei 
keit in die alte Brenner Straße bestünde. Gleich- Straßentunnels. Am Großen St. Bernhard, 
zeitig ist die Verlängerung des Torsos in nur 25 km vom Montblanc-Tunnel entfernt, 
Richtung Innsbruck-Inntal notwendig, weil hat sie bereits einen weiteren Straßentunnel 
die Auffahrtsrampe von Innsbruck zum Son- fertiggestellt und dem Verkehr übergeben. 
nenburgerhof ebenfalls den Verkehrsverhält­
nissen in keiner Weise mehr gewachsen ist, 
zumal dort noch ein erheblicher Lokalbedarf 
dazukommt. 

Diese beiden Stücke allein aber erfordern 
fast I Milliarde Schilling Baukosten, ein Be­
trag, der nach Lage der Dinge im Budget 
nicht vorhanden ist, ganz abgesehen davon, 
daß die Inntal Autobahn nicht minder vor­
dringlich ist, nicht nur wegen des Wirtschafts­
verkehrs, sondern auch wegen des Fremden-

Das Hauptprojekt in der Schweiz und für 
uns auch die größ"te Konkurrenz in der Nord­
Süd- Verbindung ist der Tunnel durch den 
Gotthard. Nicht weniger als Konkurrenz 
für uns gefährlich ist die wintersichere Schnell­
bahn von Lindau über Bregenz, Chur und 
durch den Bernardino-Tunnel nach Mailand, 
weil sie knapp an der westlichen Tiroler 
Grenze verläuft und weil sie vor allem in 
Deutschland und in Italien in Autobahnen 
einbindet. An dem Bernardino-Tunnel wird 
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derzeit gebaut; er liegt in 1620 m Seehöhe 
und wird bereits im Jahre 1966 fertiggestellt 
sein. Aber insbesondere das Großprojekt des 
St. Gotthard-Tunnels kostet die Schweiz viel 
Geld. Er ist zwar nur zweispurig ausgebaut, 
hingegen werden die N ord- und Südrampen 
autobahnmäßig ausgebaut sein. Das Projekt 
weist eine Länge von 71 km auf und wird 
zirka 5,2 Milliarden Schilling kosten. Der 
zweispurige Tunnel selbst kostet pro Kilo­
meter 100 Millionen Schilling, autobahnmäßig 
ausgebaut würde er das Doppelte kosten. 
Demgegenüber betragen die Kosten der Bren­
ner Autobahn einschließlich der Europabrücke 
im Durchschnitt pro Kilometer 70 Millionen 
Schilling. Diesem Umstand kommt deswegen 
Bedeutung zu, weil sowohl der Gotthard­
Tunnel als auch der Tunnel durch den St. Bern­
hard mautpflichtig sind und damit die Brenner 
Autobahn hinsichtlich der günstigeren Maut­
rentabilität einen Vorsprung bekommt. 

Die akute Gefahr, daß Tirol und damit 
Österreich -im Straßenverkehr über die Schweiz 
umfahren wird, ist eine ernste Realität und 
kein Schreckgespenst. Abhilfe vermag hier 
nur der rasche Bau der Brenner Autobahn 
zu schaffen, weil nur auf diese Weise der Eng­
paß und das Verkehrschaos behoben werden 
können; und zwar auch dann, wenn noch 
mehrere Jahre hindurch auf dem Brenner 
kein Anschluß an die· italienische Autobahn 
gegeben sein sollte. 

Wir wissen aber alle, daß zum vordring­
lichen Ausbau der Autobahn auf dem Brenner 
das Geld fehlt. Der Bund wird das Geld 
nicht nur heuer und in den nächsten Jahren 
nicht haben, er wird es auch später nur in 
unzureichendem Maße verfügbar haben. Rasch 
bauen heißt somit Kredit aufnehmen, Zinsen 
und Amortisation zahlen. Dadurch entstehen 
zweifelsohne höhere Kosten, die dem Bund 
nicht zumutbar und daher durch eine Maut 
abzugelten sind. Die Frage, die sich uns 
hiemit stellt, heißt nicht: Bauen mit oder 
ohne Maut?, sondern sie heißt: Bauen mit 
Maut oder auf lange. Zeit stottern 1, was 
praktisch gleichbedeutend mit nicht bauen 
ist. Und in diesem Dilemma gibt es praktisch 
nur die eine Lösung: Lieber mit Maut bauen 
als nicht bauen! 

Nun zur Mautfrage selbst: Ich möchte auch 
hier vorausschicken, daß ich durchaus den Auf­
fassungen der beiden Vorredner, der Kollegen 
Mahnert und Horejs, beipflichte. Am gesetz­
lich verankerten Grundsatz, daß die Brenner 
Autobahn eine Bundesstraße ist und daher 
gemäß Verfassung wie jede andere Bundes­
straße vom Bund zu bauen und auch zu be­
zahlen ist, darf sich auch durch dieses Fi­
nanzierungsgesetz nichts ändel'n. Die Ein-

hebung einer Maut ist einzig und allein be­
gründet und gerechtfertigt wegen der Vor­
finanzierung durch Kreditaufnahme und der 
damit verbundenen Mehrkosten durch Zinsen­
dienst und Amortisation. Daraus ergeben 
sich für die noch zu erlassenden Mautbe­
stimmungen klare Richtlinien: 

1. Der Mautertrag : Die Maut hat rechtlich 
nur die Mehrkosten der Vorfinanzierung durch 
Kreditaufnahme sowie die Betriebs- und Er­
haltungskosten der Straße bis zu deren Heim­
fall an den Bund abzudecken. Ob und in 
welcher Höhe die Maut darüber hinaus dem 
Bund eine Refundierung der Baukosten ein­
bringt, ist sicherlich interessant, aber nicht 
von ausschlaggebender Bedeutung. 

2. Dauer der Maut; Die Maut ist zu be­
enden, sobald die Straße beziehungsweise 
der Kredit abgezahlt ist. Die Straße wird 
dann vom Bund übernommen, und die Gesell­
schaft ist aufzulösen, da damit deren Auf­
gabe als Finanzierungsgesellschaft erfüllt ist. 

3. Maut und Inlandverkehr : Im ersten, 
derzeit bestehenden Teil wurde die Brenner 
Autobahn als Neutrassierung der völlig unzu­
länglichen und nicht mehr verbesserungs­
fähigen alten Bundesstraße gebaut. Dieser 
Teil dient aber sehr stark dem Lokalverkehr 
und auch dem heimischen Fremdenverkehr, 
dem mit den besseren Straßen im Wipptal 
und im Stubaital ja auch gedient ist. Die 
Mauteinhebung muß daher sinngemäß so ge­
staltet werden, daß sie auf diese Belange 
Rücksicht nimmt und sich mehr auf den 
Durchgangsverkehr stützt. 

Sie werden fragen, warum das alles -
und der Kollege Mahnert hat ja praktisch 
diese Frage in seinen Ausführungen erhoben­
nicht bereits im Gesetz verankert ist. Ich 
glaube, daß die Debatte üb.er die objektiven 
Kriterien für eine Beendigung der Maut, 
eine Beendigung und eine Terminisierung 
dieses Gesetzes bestimmt ziemlich lang hin­
gegangen wäre, und die Verzögerung als 
solche war uns wenig sympathisch, weil 
sie, offen gesagt, in unseren Augen eine Ge­
fährdung des Zustandekommens des Gesetzes 
überhaupt mit sich gebracht hätte. 

Ich glaube aber auch, daß das vorliegende 
Gesetz seiner Natur nach doch im wesent­
lichen ein Finanzierungsgesetz ist, in dem 
es darum geht, die Ermächtigung des Bundes 
zu einer Darlehensaufnahme für eine mit 
diesem Gesetz gleichzeitig zu gründende 
Brenner Autobahn Gesellschaft auszusprechen 
und weiters ihn zu ermächtigen, für dieses 
Darlehen die Bundeshaftung zu übernehmen. 
Die Mautpflicht als solche ist hier nur dem 
Grundsatz nach ausgesprochen. 
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Dr. Bassetti 
Es ist richtig, daß das Gesetz insofern 

auch einen Schönheitsfehler aufweist, daß 
es im § 1 statt mit der Finanzierung der Auto· 
bahn mit der Maut beginnt. 

Für die Befristung des Gesetzes fehlen 
heute noch die notwendigen objektiven Kri. 
terien. Bauzeit, Bauerfordernis und auch 
Mautertrag sind ja im Augenblick in keiner 
W'eise zahlenmäßig bekannt. Im übrigen 
ist die Mautfrage praktisch erst dann aktuell, 
wenn die Straßen gebaut sind und in Betrieb 
genommen werden. Außerdem - und das 
kommt ja auch im Gesetz zum Ausdruck -
sind ja noch die Mautbestimmungen einem 
besonderen Gesetz vorbehalten. 

1980 einen Tagesdurchschnitt von 8000 Fahr­
zeugen angenommen, was in beiden Rich­
tungen einem Gesamtverkehr von 3 Millionen 
Fahrzeugen im Jahr gleichkäme. Die bis­
herige Verkehrsentwicklung hat dem Gut­
achten des Professors Feuchtinger recht 
gegeben. Auch das Landesbauamt von Tirol 
hat bereits im Jahre 1958 für das Jahr 1962, 
also nur für vier Jahre später, ein Tagesmittel 
von 2500 Fahrzeugen angenommen. Diese An­
nahme wurde damals auch von Fachleuten be­
lächelt, hat aber in der Zwischenzeit nicht 
nur recht bekommen; diese Zahl wurde 
mit über 3000 Fahrzeugen sogar noch über­
schritten. Die Baukosten selbst wurden be­
reits mit 1,5 Milliarden Schilling beziffert; 

Nun zu dem etwas heiklen Kapitel der mut· ob sie sich in dieser Höhe bewegen werden 
maßlichen Mauteinnahmen. Hier gehe ich oder ob sie nicht noch überschritten werden, 
nicht ganz konform mit dem Kollegen Mahnert, ist eine andere Frage. Es ist fast mit 
dessen Schätzungen auf einem Brenner-Ver- Sicherheit mit einer Überschreitung zu rech­
kehr von 1 Million Fahrzeugen basierten. Diese nen. 
Zahl ist vom Brenner-Verkehr bereits in den Der Zinsendienst für das aufzunehmende 
Jahren 1962 und 1963 mit 1,4 Millionen Darlehen würde bei 6 Prozent Verzinsung 
Fahrzeugen überschritten worden, zu einer und bei einer Laufzeit von 15 Jahren, die 
Zeit also, in der bekanntlich die Verhältnisse man wohl als minimale Laufzeit wird an­
auf der Brenner Straße selbst eine weitere nehmen müssen, insgesamt rund 750 bis 
Verkehrszunahme unmöglich gemacht haben. 850 Millionen Schilling ausmachen. Auf 
Die zu geringe Kapazität der Brenner Straße 15 Jahre umgelegt würde dies daher per 
hat den Verkehr in den letzten Jahren be· anno zirka 100 bis 120 Millionen Schilling 
kanntlieh abgewürgt. Er ist bei 1,3 Millionen Baukosten und zirka 50 bis 60 Millionen Schil­
Fahrzeugen stehengeblieben. Erst das Jahr ling Zinsendienst ergeben. 
1964, in dem uns erstmalig das untere Teilstück Die Verkehrsziffern des Jahres 1964 werden 
der autobahnmäßig ausgebauten Bundes- uns eher in die Lage versetzen, Schätzungen 
straße zur Verfügung stehen wird, wird anzustellen, wie hoch der tatsächliche Verkehr 
z~,igen, inwieweit trotz noch b~stehende~ Eng- im Jahre 1968, also zum Zeitpunkte der 
passe auf der Alpenstraße dIe neuernchtete Inbetriebnahme der Brenner Autobahn sein 
Europabrü~ke und. auch der z.auberhaft.e I wird. Man wird daraus ersehen, inwiew~it die 
Gletscherbhck; der SIC~ nunmehr 1m. StU?al- Mauterträgnisse in der Lage sein werden, über 
tal auftut, emen AnzIehungspunkt m RlCh- den Zinsendienst hinaus auch noch zur Ver­
tung einer vermehrten Freque~z über ~en billigung der Baukosten beizutragen. Ich 
~renner ?ar.zust~llen verm~.g. SIcher schemt bin hier auch mit dem Kollegen Mahnert 
Jedoch hmsIChtlIch der Hohe der Maut zu 'nig daß über 50 S hinaus die Maut eher 
sein, daß sich der Personenkraftwagenverkehr :lerk~hrsabweisend wirken würde. Bei einer 
in der Berechnu~lg der Höhe der Ma~t ~lic~t Maut von 50 S, die akzeptabel sein dürfte, 
na.ch . dem . remen Kostenersparmsprmzlp würde ein jährlicher Bruttoertrag von zirka 
~nentleren WIrd .. ?er Urlauber, ~er bekannt- 70 bis 100 Millionen Schilling als Mindestsatz 
hch ~s sehr. eIlIg hab~nde. Sudlan~fahrer erwartet werden können. Dabei soll nicht mit 
läßt SICh allem schon dIe ZeItersparms und mutmaßlichen Zahlen für das Jahr 1980 
auch das Landschaftserlebnis, das die Brenner 
Autobahn bietet, Geld kosten. 

Nimmt man bis zum Jahre 1968, dem Zeit­
punkt der voraussichtlichen Fertigstellung 
der Brenner Autobahn, einen Fahrzeugver­
kehr von zirka 2 Millionen Fahrzeugen an, 
so dürfte diese Annahme realistisch sein. 
Der verstorbene Stuttgarter. Verkehrs wissen­
schaf tier Professor Feuchtinger, der zu einem 
Gutachten über die Brenner Autobahn heran­
gezogen wurde und der gleichzeitig auch ein 
Gutachten über das St. Gotthard-Tunnel­
projekt ausgearbeitet hat, hat für das Jahr 

operiert werden. 
Ebenfalls ist unberücksichtigt die mit 

Sicherheit zu erwartende und ebenfalls vom 
Kollegen Mahnert bereits angezogene Zu­
nahme des Güterverkehrs auf der Straße, 
sobald einmal von Italien über Österreich 
- Tirol- nach Deutschland eine durchgehende 
Autobahn vorhanden sein sollte. Der Fern­
lastverkehr zwischen Italien und Deutschland 
nimmt als Folge des Wirtschaftswachstums 
dieser beiden EWG-Staaten jährlich zu. Er 
betrug im Jahre 1963 bereits - wie ebenfalls 
schon erwähnt - 1,123.000 Tonnen. 
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Dr. Bassetti 
Der rasch zunehmende Nord-Süd-Verkehr, 

die drohende Umfahrung über die Schweiz und 
die daraus entspringenden wirtschaftlichen 
Verluste auf der einen Seite sowie die ange­
spannte Budgetlage des Bundes auf der anderen 
Seite haben uns nun zwecks rascherer Inangriff­
nahme des Ausbaues der Brenner Autobahn 
auf den Weg der außerordentlichen Finanzie­
rung durch Kreditaufnahme gewiesen, wenn­
gleich damit - und das sei hier ausgespro­
chen - zwangs,läufig die wenig sympathische 
Mautpflicht in Kauf genommen werden muß. 
Oberste Maxime hiebei war allerdings, daß 
nur ein rasches Eingreifen unter Zuhilfenahme 
von außerordentlichen Mitteln einer gefährli­
chen Entwicklung Herr zu werden gestattet. 

Es handelt sich hier also um eine Maßnahme 
im Interesse der gesamten Wirtschaft und des 
ganzen Volkes, und es ist in dieser Situation 
müßig, über die Maut zu polemisieren. Wir 
wollen ja primär nicht die Maut, sondern wir 
wollen die Autobahn, und wir wollen die 
Autobahn nicht als reine Durchzugsbahn, 
sondern wir wollen sie gleichermaßen auch im 
Dienste unseres Fremdenverkehrs und der 
heimischen :Wirtschaft, und in diesem Sinne 
muß auch die Mautfrage gelöst werden; Damit 
erledigen sich auch alle übrigen Befürchtungen 
hinsichtlich Sperre von Ausfahrten oder Ver­
hinderung von neuen Ausfahrten. 

Mit der Annahme dieses Gesetzes gehen die 
Bundesländer - und hier möchte ich auf Be­
fürchtungen eingehen, die insbesondere in 
Vorarlberg laut geworden sind - in keiner 
Weise etwa das Risiko ein, daß Bundesmittel 
auf Kosten ihrer eigenen dringenden Bauvor­
haben geschmälert werden. Die Maut bringt 
mit Sicherheit zumindest die Zinsenkosten ein. 
Angenommen den schlimmsten Fall, daß die 
Annuitäten vom Bund in voller Höhe bezahlt 
werden müssen, wozu er im übrigen rechtlich 
auch verpflichtet ist, würden diese Annuitäten 
erst später fällig werden, und. zwar später als der 
Bund laut Bauprogramm Mittel für den Bau 
der Brenner Autobahn bereitzustellen hätte. 
Da die Annuitäten auf mindestens 15 Jahre 
laufen, somit pro Jahr zirka 100 Millionen 
Schilling betragen, ergäbe dies auch wesentlich 
niedrigere Jahrestangenten, als der Bund 
während des Baues an Mitteln aufzubringen 
hätte. Der Bau der Brenner Autobahn mit 
Kredit wird daher den Bund in den nächsten 
fünf Jahren finanziell entlasten und auch dann 
nur mit so geringen Beträgen in Anspruch 
nehmen, daß die Bundesmittel praktis~h unge­
schmälert für die dringenden Bauvorhaben 
der Bundesländer, wozu allerdings auch - und 
hier möchte ich noch einmal auf die Aus­
führungen des Kollegen Horejs zurückkom­
men - die Inntal Autobahn gehört, zur Ver­
fügung stehen. 

Aber auch der Bund selbst geht mit diesem 
Finanzierungsgesetz kein Abenteuer ein. Je 
schneller diese Brenner Autobahn, die ja doch 
einmal gebaut werden muß, gebaut wird, 
umso billiger wird sie sein, und zwar nicht 
nur wegen der steigenden Baukosten, sondern 
auch wegen der mit Sicherheit zu erwartenden 
Ma utrenta bilität. 

Die Brenner Autobahn ist eine Sammel­
schiene für den Südverkehr, ausgestattet noch 
dazu mit der einmaligen Attraktion öster­
reichischer Baukunst und Landschaft. Der 
Durchgangsverkehr ist bereit, auch eine höhere 
Maut zu zahlen, weil dem kleinen Land die . 
teueren Baukosten für ein rascheres Durch­
fahrenwerden nicht zugemutet werden können. 
Solange Europas Straßen noch mautpflichtig 
sein dürfen - und diese Zeit wird meines 
Erachtens nicht unbegrenzt sein -, ruft diese 
außerordentliche und einmalige Situation 
geradezu nach einer' solchen Lösung, die sich, 
wenn sie Rücksicht nimmt auf die einheimi­
schen Bedürfnisse und auf den einheimischen 
Fremdenverkehr, zum Vorteil aller, auch des 
Bundes, aber letztlich auch der europäischen 
Staaten auswirken wird. Der Bund geht jeden­
falls nicht nur kein Risiko, sondern mit großer 
Wahrscheinlichkeit ein gutes Geschäft ein. 
Wer es heute noch nicht glauben will, wird in 
längstens zehn Jahren erkennen, daß der 
Nationalrat mit der Annahme dieses Gesetzes 
eine wirklich unternehmerische Tat gesetzt 
hat, für die ihm eine spätere Generation dank­
bar sein wird. (Beifall bei der () V P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Jonas zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Jonas (SPÖ): Meine Damen 
und Herren! Einige Bemerkungen des Herrn 
Abgeordneten Dr. Fiedler haben mich veran­
laßt, mich zum Wort zu melden. Ich möchte 
verhindern, daß es rund um die Beratungen 
über diese Gesetzesvorlage zu einer Legenden­
bildung kommt, und das soll wenigstens in den 
Protokollen des Nationalrates zum Ausdruck 
kommen. 

Herr Abgeordneter Fiedler hat in seiner 
Rede einen versteckten Angriff gegen die 
Verantwortlichen der Wiener Gemeindever­
waltung gerichtet, als er gesagt hat, daß keiner . 
der Kompetenten und Verantwortlichen im 
Wiener Rathaus die Entwicklung des Verkehrs 
vorhergesehen hat. Damit wollte er augen­
scheinlich sagen, daß auf dieses Versehen 
manches zurückz~führen ist, was heute beklagt 
wird. 

Aber in einem anderen Teil seiner Rede hat 
er den Gegenbeweis dafür angetreten, denn er 
hat gesagt, daß die heutige Gesetzesvorlage 
den Schlußpunkt hinter einen langen und un-
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Jonas 
erquicklichen Streit zwischen der Gemeinde 
Wien und dem Bund setzen wird. 

Ich habe mir in der Eile von meinem Büro 
einiges Material über diese Angelegenheit her­
überschicken lassen und möchte dem Hohen 
Hause nicht vorenthalten, daß in dieser Ange­
legenheit zwischen der Gemeinde Wien und 
dem Handelsministerium eine jahrelange 
Korrespondenz - ich muß leider feststellen: 
eine erfolglose Korrespondenz - stattgefunden 
hat. Ich sage nochmals: In der Eile habe ich 
mir Material herüberbringen lassen. Ich ver­
merke meine Schreiben vom 1. Februar 1960, 
13. Februar 1961, 16. Mai 1961, 7. Juli 1961, 
18. Mai 1962, 23. Mai 1962, 17. August 1962, 
1. Februar 1963 und 12. September 1963. 

Um dem Hohen Hause zu zeigen, wie kom­
pliziert und - wie der Herr Abgeordnete 
Fiedler mit Recht gesagt hat - unerquicklich 
die Situation für die Gemeinde Wien war, 
will ich einen der Briefe hier vorlesen, aus 
dem, glaube ich, mit aller Deutlichkeit her­
vorgeht, worum es sich immer wieder ge­
handelt hat. 

Mein Brief vom 1. Februar 1963 lautet: 

"An den Herrn Bundesminister! 
Wie Ihnen ohne Zweifel bekannt, bemüht 

sich das Land Wien seit Jahren um eine 
bescheidene und verhältnismäßige Angleichung 
seines Bundesstraßennetzes an die Bundes­
straßennetze der übrigen Bundesländer. Mit 
Schreiben vom 1. 2. 1960 und 18. 5. 1962 
habe ich ausführliche, technisch und rechtlich 
begründete Vorschläge erstattet, die Sie 
schließlich mit Schreiben vom 23. 5. 1962 aus 
formalen Gründen unter Hinweis auf den 
Beschluß des Nationalrates vom 11. 3. 1959, 
vorläufig bis zum Jahre 1964, abgelehnt haben. 
Ich habe die Unhaltbarkeit der Argumente 
dieser Ablehnung mit Schreiben vom 26. 7. 
1962 ausführlich dargelegt und gleichzeitig 
Beispiele angeführt, in denen sich Ihr Mini­
sterium der erwähnten Argumente anderen 
Bundesländern gegenüber nicht bedient hat. 
Zu meinem lebhaften Bedauern blieb dieses 
Schreiben bisher ohne Antwort. 

Wie in meinem letzten Schreiben muß ich 
neuerlich den Standpunkt mit Nachdruck 
vertreten, daß es für das Land Wien unerträg­
lich ist, in der Frage der Bundesstraßen derart 
schlecht behandelt zu werden im Gegensatz 
zu den übrigen Bundesländern. Ihr Mini­
sterium zeigt keinerlei Bereitschaft, konkret 
über die sachliche Berechtigung der vom 
Land Wien geäußerten Erweiterungswünsche 
zu verhandeln, um wenigstens grundsätzlich 
zu einer Einigung zu kommen. Es geht nicht 
an, daß im Land Wien von dem rund 9262 km 
langen Bundesstraßennetz nur 15 km liegen, 

d. s. 0,16 Prozent. Als Vergleich hiezu sei 
bemerkt, daß in Wien ca. 23 Prozent der 
österreichischen Bevölkerung lebt, im Jahre 
1961 ca. 22 Prozent der österreichischen 
Kraftfahrzeuge registriert waren und von der 
Mineralölsteuer sowie vom Bundeszuschlag zur 
Mineralölsteuer im Jahre 1961 in Wien je 
42,5 Prozent aufgebracht wurden. Dem­
gegenüber betrug der Ertragsanteil Wiens am 
Gesamtaufkommen der Mineralölsteuer im 
Jahre 1961" - ich füge hinzu: nicht am 
Zuschlag zur Mineralölsteuer - ,,8,9 Prozent." 
Also 42,5 Prozent auf der einen Seite, 8,9 Pro­
zent auf der anderen Seite. "Aus dem Gesamt­
aufkommen des Bundeszuschlages zur Mineral­
ölsteuer hat das Land Wien mit Rücksicht 
auf die geringe Länge der Bundesstraßen in 
Wien nichts zu erwarten. 

Im Hinblick auf diese schon wiederholt 
dargebrachten Darlegungen muß ich mit allem 
Nachdruck um Revision der bisherigen nega­
tiven Einstellung gegenüber den berechtigten 
Angleichungswünschen des Landes Wien an 
die der übrigen Bundesländer auf dem Ge­
biete der Bundesstraßen ersuchen. 

Mit dem Ausdruck vorzüglicher Hoch-, 
achtung." 

Meine Damen und Herren! Ich sage noch­
mals: Es war ein unerquicklicher Streit; 
ich persönlich bin vielleicht eines der Opfer 
dieses Streites gewesen. Ich habe weder in 
der öffentlichen Diskussion noch in den amt­
lichen Verhandlungen jemals eine Bevorzugung 
Wiens verlangt. Ich habe keine Vorrechte 
verlangt, ich habe gar nichts verlangt, sondern 
ich habe immer wieder darauf hingewiesen, 
daß der Bund die Bundesländer gleichermaßen 
zu behandeln hat und daß es unerträglich ist, 
daß Wien so ungerecht behandelt wird. Diese 
Behauptung, daß Wien unberechtigt verkürzt 
wird und ungerecht behandelt wird, "\\'1lrde 
mir immer wieder übelgenommen. 

Zum Beispiel hat noch der ÖVP-Pressedienst 
vom 15. November 1963 unter dem Titel 
"SP-Einspruch gegen Straßengesetz faden­
scheinig begründet" folgendes geschrieben: 
"Aber auch das bereits zum Überdruß vorge­
brachte Argument der angeblichen Benach­
teiligung Wiens ... " und so weiter. 

Meine Damen und Herren! Das war am 
15. November. Am 11. Dezember, also nicht 
ganz vier Wochen später, hat der österreichi­
sche Nationalrat bestätigt, daß Wien ungerecht· 
behandelt wird. Es geschah das in der Ent­
schließung in der Sitzung vom 11. Dezember 
1963, in der es heißt: "Die im Entwurf der 
Novelle 1963 zum Bundesstraßengesetz vor­
gesehene Übernahme von z.wei Straßenzügen 
als Verbindung von der Westautobahn zur 
Südautobahn durch den Bund beseitigt noch 
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Jonas 
nicht die Benachteiligung des Bundeslandes 
Wien auf dem Gebiete des Straßenwesens." 
Wer es also hören und lesen will, hat hier die 
ausdrückliche Bestätigung des Nationalrates 
über diese Fakten. 

Meine Damen und Herren! Ich sage noch 
einmal: Wir haben nie ein anderes Recht ver­
langt, als es die anderen Bundesländer haben. 
Wir wollen keine Bevorzugung für Wien, aber 
wir wollen auch, daß die Notwendigkeiten 
Wiens und daß die Leistungen Wiens auf dem 
Gebiet der Steuerzahlung zum Ausdruck 
kommen. Ich sage noch einmal, damit keine 
Legendenbildung entsteht: Ich freue mich 
auch persönlich, daß es zu dieser Lösung ge­
kommen ist, aber ich kann dem Nationalrat 
nicht vorenthalten, daß das noch keine Lösung 
des Problems ist; es ist eine Teillösung. Denn 
die Entwicklung geht weiter, die Bedürfnisse 
Wiens sind mit diesem Beschluß nicht gedeckt. 
Wir werden dem Handelsministerium be­
ziehungsweise dem Nationalrat in der Folge 
noch weitere Notwendigkeiten Wiens vorlegen. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser (ÖVP): 
Hohes Haus! Schon die Anzahl der Redner 
zu diesen beiden Gesetzesvorlagen beweist, 
welche Bedeutung man dem Straßenbau in 
Österreich beimißt. Ich brauche mich über die 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten nicht weiter 
zu äußern, da das bereits mein Freund 
Helbich getan hat. 

Ich erlaube mir aber, als Redner aus Nieder­
österreich zu zwei Punkten Stellung zu nehmen: 
erstens zu den Bundesstraßen und zweitens 
zum Autobahnausbau. 

Hinsichtlich der Bundesstraßen möchte ich 
nur bemerken, daß das Gesetz nicht viel mehr 
bringt als die Tatsache, daß aus 9343 km 
Bundesstraßen durch das neue Gesetz 
9294 km werden, also in der Gesamtauswirkung 
nach meinen Berechnungen um 50 km weniger. 
Natürlich kann in lokaler Hinsicht die eine 
oder andere Lösung, die im Gesetz enthalten 
ist, von großer Bedeutung sein, aber das allein 
ist schon der Beweis dafür, daß dieses Gesetz 
und diese Abänderung durchaus nicht an das 
heiße Eisen herangeht, das die Bundesstraßen 
darstellen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe selbst 
auch das Gefühl, daß dieser Gesinnungswandel, 
,der in diesem Gesetzentwurf zum Ausdruck Ich möchte nicht in den Fehler verfallen, 
kommt, nur zu verstehen ist, 'Wenn man an hier etwa die Finanzausgleichsverhandlungen 
die bevorstehenden Wahlen in Wien erinnert. vorwegnehmen zu wollen und heute schon 
In diese gleiche Kategorie schließe ich auch die din einer Nw~itdge~etnden. hDebatfte ddie For­
R df kr d d H B d k I . erungen le eros errelc s au en Tisch 

un un e e es errn un es anz ers em, knallen so wie es bere 'ts von seiten Wiens 
die ich mit allergrößtem Vergnügen gehört 1 t 'd . t 1 
habe, weil dainit endlich zum Ausdruck ge an wor en l~ .. 
kommt daß man auch andernorts die Be- Umsomehr bm ICh aber erstaunt über die 
dürfnis~e und die Rechte Wiens anzuerkennen Bemerkung des Herrn Bürgermeisters Jonas, 

b r 't . t M' V .. b' A h" der soeben erklärt hat, daß es sich um eine e el IS. eIn ergnugen elm n oren. . 
dl'es R d h t d . b t d d ß . h . Wahltaktik handelt, wenn SICh nunmehr so-er e e a arln es an en, a lC mIr . Ö .. 0 0 

gedacht habe: Das hat die Wiener ÖVp: gar dIe VP ml~ WIen befaßt und m dIesem 
notwendig gehabt, daß ausgerechnet ein Salz- Gesetz ~chon em ~ntge~en~omm~n festzu-
burg r k mm d Ohr g ß stellen 1st. Ich WeIß WIrklIch mcht, Herr e 0 en un 1 sa en mu ,was.o • 

WI'e b d t t d . . ht' . t d ß Burgermmster J onas, zu welchem Zeitpunkt n e eu e un WIe WlC Ig es IS, a man . Ö . . . 
die Bedürfnisse und die Notwendigkeiten dann em VP-PohtIker an dIe Lösung einer 
Wiens anerkennen muß. (Heiterkeit bei der Frage herangehen soll. (Abg .. Jonas: Vor 
SP()) acht Jahren! - Abg. Dr. M~gsch: Wenn 

. es sachlich notwendig ist!) Ich komme noch 
Meine Damen und Herren! Ich freue mich, darauf zu reden, Herr Bürgermeister. Ich 

daß es zu diesem Beschluß kommt. Aber ich darf aber feststellen: Es ist sehr ungut, wenn 
werde im Interesse Wiens - und dazu bin in eine sehr sachliche Debatte ziemlich un­
ich verpflichtet - die weiteren Bedürfnisse sachliche Bemerkungen hineingetragen wer. 
anmelden, und ich werde, auch wenn es in den, wie es vorhin der Herr Abgeordnete 
Zukunft wieder so schwierig sein sollte, dabei Holoubek gemacht hat, und nun ist der Herr 
nicht müde werden. Bürgermeister J onas noch unsachlicher ge-

Es steht für mich außer Zweifel, daß die worden. (Bei/all bei der ()V P. - Abg. 
Gesetzesbeschlüsse heute gefaßt werden. Die Holoubek: Das werden Sie beurteilen! Sie 
Lösung steht dann aber erst auf dem Papier. sind sachlich jetzt, was?) Ich darf darauf eine 
Ich hoffe, daß die Ausführung dieser 'Be- Antwort geben. Das darf ich mir auch gegen­
schlüsse nicht so lange dauern wird wie die über einem Bürgermeister erlauben. (Heiter­
Vorgeschichte der heutigen Gesetzesvorlage. keit bei der SPÖ. - Abg. Dr. Tull: Sie 
(Beifall bei der SPÖ.j werden f!,S nie werden! - Abg. H oloubek: 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Weiter Das ist die Sachlichkeit!) 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Meine Damen und Herren! Nachdem die 
Marwan-Schlosser. Ich erteile es ihm. Redner anderer Bundesländer vorgeprellt sind 
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Marwan-Schlosser 
und Forderungen angekündigt haben, darf velle besagt folgendes: Zu den bisher be­
ich auch sagen, daß bei den bevorstehenden schlossenen 1086 km kommen weitere 291 km 
Budgetverhandlungen und bei den Finanz- dazu mit einer Gesamtbausumme von 9,5 Milli­
ausgleichsverhandlungen auch Niederösterreich arden Schilling. Mein Freund Helbich hat 
Forderungen stellen wird. Ich möchte zwei bereits ausgeführt, daß wir - wenn ich die 
davon hier bekanntgeben. Zahl richtig in Erinnerung habe - für die 

Die erste Forderung betrifft die Errichtung Fertigstellung des Autobahnnetzes noch rund 
von mindestens zwei Donaubrücken im Raume 20 Milliarden Schilling benötigen werden. 
von Niederösterreich, und zwar die eine bei Ebenso deutlich hat er aber ausgeführt, daß 
Deutsch Altenburg und die andere bei Melk, im Vergleich zu den Wünschen, die an Blähun­
Brücken, die deshalb notwendig sind, weil I gen leiden, die Zuweisungen an Geldmitteln 
die Rollfahren dort den Verkehr einfach nicht zum Ausbau der Autobahnen auf jeden Fall 
mehr bewältigen können. der Schwindsucht verfallen sind. 

Die zweite Forderung ist, daß mindestens Wir müssen daher bei den bevorstehenden 
1000 km Durchzugsstraßen in Niederösterreich Budgetverhandlungen unbedingt dem Antrag 
vom Bund übernommen werden. Gerade des Handelsministers Rechnung tragen. Wenn 
diese Forderung darf ich sehr sachlich be- der Nationalrat ernstlich daran denkt, alle diese 
gründen. Ich darf darauf hinweisen, daß das Pläne zu verwirklichen, dann müssen dem 
Verhältnis zwischen Bundesstraßen und Handelsminister in absehbarer Zeit auch die 
Landesstraßen in den Bundesländern Burgen- entsprechenden Mittel zur Verfügung gestellt 
land, Kärnten, Salz burg und Tirol 1: 1 be- werden. (Beifall bei der () V P.) 
ziehungsweise 1: 1,2 ist, in den Bundes­
ländern Vorarlberg und Steiermark ist das 
Verhältnis zwischen Bundesstraßen und 
Landesstraßen 1: 2,3, Niederösterreich hat 
aber derzeit zwischen Bundesstraßen und 
Landesstraßen ein Verhältnis von 1: 3,45. 
Diese ganz offensichtliche Benachteiligung 
Niederösterreichs muß einer Klärung zuge­
führt werden. ( Abg. Hol 0 u b e k : Rechnen 
Sie erst das Verhältnis in Wien aus!) 

Auch dazu einige Worte, Herr Kollege. 
Niederösterreich hat 3053 km Bundesstraßen, 
10.635 km Landesstraßen und 23.711 km Ge­
meindestraßen. Ich habe jetzt zum ersten 
Mal vom Herrn Abgeordneten Holoubek ge­
hört, daß das Wiener Gemeindestraßennetz 
2030 km umfaßt. Darin liegt wohl ein ganz 
gewaltiger Unterschied, der seine gerecht­
fertigte Berücksichtigung finden muß, ohne 
daß ich mich als Niederösterreicher hier zum 
Verteidiger oder Fürsprecher der Wiener In­
teressen machen will. (Abg. H oloubek: Ver­
gleichen Sie eine Gemeindestraße mit W iener 
Straßen?) Ich habe nur Ihre Zahlen aufge­
griffen. Sie haben gesagt, das sind Gemeinde­
straßen, Herr Kollege. Ich kann wirklich 
nicht mehr tun, als Ihrer Rede zuzuhören. 
Ich wollte dieses Argument gar nicht bringen. 
Nur weil Sie das gesagt haben, habe ich mich 
verpflichtet gefühlt, darauf einzugehen. (Der 
Präsident übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe er­
wähnt, daß wir heute keine Finanzausgleichs­
verhandlungen zu führen haben, aber Nieder­
österreich hat hier als das Stiefkind der 
großen Familie der Straßenverwaltung Öster­
reichs rechtzeitig seine Forderungen zu erheben 
und anzukündigen. 

Zum Autobahnnetz selbst. Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Die heutige No-

In diesem Zusammenhang habe ich nur eine 
Bitte, und diese Bitte möchte ich im Interesse 
der betroffenen Kraftfahrer aussprechen, ich 
möchte nicht einmal sagen: im Interesse der 
Niederösterreicher , sondern ich möchte sagen: 
im Interesse der Wiener und Niederösterreicher , 
aber letzten Endes aller betroffenen Kraft­
fahrer. Diese Bitte geht dahin, daß an den 
begonnenen Teilstücken der Autobahn unbe­
dingt weitergearbeitet werden soll und daß 
sie fert.iggestellt werden sollen. 

Ich meine damit im speziellen die Südum­
fahrung von Wien. Diese hat eine Länge von 
38 km. In diesen Teil der Autobahn wurden 
bereits von seiten der Reichsautobahn - valo­
risiert gerechnet - 210 Millionen Schilling 
hineingesteckt, und in den letzten Jahren 
wurden weitere 160 Millionen Schilling verbaut. 
Und nun mußt,en wir, vor allem die dortige 
Bevölkerung, zur Kenntnis nehmen, daß seit 
einiger Zeit die Arbeiten, natürlich mangels 
Geldes, eingestellt worden sind. Meine Damen 
und Herren! In dieser Trasse wurden bereits 
370 Millionen Schilling verbaut! Ich habe 
hier eine Mappe mit Bildern, die mir von 
Freunden zur Verfügung gestellt wurde, womit 
ich Ihnen zeigen könnte, daß viele Brücken­
bauten bereits fertiggestellt sind, daß viele 
Objekte mitten im Bau stehengelassen worden 
sind. Also 370 Millionen Schilling wurden in 
den Grund und Boden hineingearbeitet, ohne 
daß sie einer Nutzung zugeführt wurden. 
Je länger man dieses Kapital liegen läßt, umso 
weniger wird es wirtschaftlich nutzbar, umso­
mehr werden Zeitschäden die dort investierten 
Gelder wieder verschlingen. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir 
dieses Stück von Steinhäusl bis zum Kreuzungs­
punkt Vösendorf - das ist das, was ich hier 
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als "SüdumfahrungWien" bezeichnen möchte­
ansehen, können wir feststellen, daß 90 Prozent 
der in Frage kommenden Grundstücke schon 
eingelöst sind, daß darüber hinaus auf der 
ganzen Strecke die Erdschüttul1g schon 
weitestgehend erfolgt ist, daß viele, viele 
Brücken fertig sind, aber mit dem Bau von 
noch mehr Brücken begonnen wurde. 

Wenn ich diese Strecke von 38 km zerglie­
dere, um wenigstens zu einer raschen Teil­
nützung zu kommen, dann darf ich hier im 
besonderen zwei Stücke der Trasse hervorheben: 
Das erste Stück ist die Trasse von Steinhäusl 
bis Alland. Die Straßenlänge beträgt 10,5 km. 
Es ist notwendig, daß dort zwei Brücken 
gebaut werden, daß eine Hangbrücke noch 
vervollkommnet wird und auf die ganze 
Strecke eine Bitumenkiesdecke aufgebracht 
wird. Um diese 10,5 km sofort dem Verkehr 
und der Benützung zuzuführen, würden ledig­
lich 60 Millionen Schilling benötigt. Damit 
würde nach der Schätzung von Fachleuten 
erreicht werden, daß mindestens 20 Prozent 
'des Durchzugsverkehrs oder des "Ums-Eck­
Verkehrs", wie man sagt, von Wien abgelenkt 
werden, denn von Steinhäusl fährt man dann 
nicht nach Preßbaum, sondern in Richtung 
Alland. Dort wird man in die Landesstraßen 
eingebunden und kann sehr flüssig und zügig 
entweder nach Mödling oder Baden, von dort 
auf die Autobahn oder auf einer Bundesstraße 
nach Berndorf fahren. Dies allein würde be­
deuten, daß in Zeiten der Verkehrsspitzen der 
Verkehr, der aus dem Raum Sankt Pölten in 
den Raum von Wiener Neustadt geht, nicht 
durch Wien-ums Eck-müßte. In Verkehrs­
spitzenzeiten wären dann nicht zwei Stunden 
Fahrzeit notwendig, sondern die Strecke von 
Steinhäusl nach Baden könnte in 30 Minuten 
durchfahren werden. 

Diese wirtschaftliche Bedeutung allein in 
Verbindung mit der Auflockerung des doch 
sehr stockenden Verkehrs in Wien wäre dazu 
angetan, schlagkräftig zu beweisen, daß 
man die dort investierten Gelder rasch einer 
Nützung zuführen sollte. Dazu kommt noch 
ein sehr bedeutsamer Grund, nämlich daß diese 
Strecke mit einer Länge von 10,5 km durch 
Wienerwald-Gebiet führt. Die dortigen 
Wienerwald-Gemeinden sind keine Industrie­
gemeinden und haben auch sonst keinen wesent­
lichen Anteil am wirtschaftlichen Aufschwung 
in Österreich gehabt. Durch diese Trassen­
führung wäre es immerhin möglich, diese 
Gemeinden dem Fremdenverkehr zu er­
schließen. In manchen Gemeinden könnte 
vielleicht auch der Gedanke verwirklicht wer­
den, ein sogenanntes Erholungsdorf zu werden. 

Für die Wiener gibt es noch einen anderen 
Grund, warum dort ausgebaut werden sollte. 

Derzeit wird die Strecke bis Wien-Auhof aus­
gebaut. Aber auch wenn dieses Straßenstück 
fertig ist, wird der Rückstauraum sicherlich 
bis Preß baum hinausreichen, da in Wien das 
Problem der Verkehrszügigkeit noch nicht 
gelöst ist. Dem stehen noch immer Grund­
einlösungsschwierigkeiten und ähnliche Gründe 
entgegen; ein Autobahn-Kilometer in 'Wien 
kostet 50 Millionen Schilling. Dazu kommt 
dann noch der Ausflüglerverkehr , der derzeit, 
wenn er über Preßbaum nicht herein kann, 
über Laab im Walde ausweicht. Die Landes­
straße dort ist schmal und sehr schlecht, kann 
aber nicht instandgesetzt werden, solange der 
Parallelverkehr von der Baustelle des Auto­
bahnzubringers abgelenkt werden muß. Das 
alles sind Gründe, warum ich im Interesse 
aller Autofahrer dafür eintrete, daß dieses Teil­
stück mit 60 Millionen Schilling Kosten 
raschestens und schnellstens vollendet wird. 

Noch ein zweites Teilstück ist von Bedeutung, 
allerdings in ganz anderer Art. Auch am Knoten­
punkt Vösendorf wurden Geldmittel eingesetzt, 
um den Autobahn-Südring bis Brunn zu 
führen. 15 Millionen Schilling wären zum Bau 
einer Brücke, einer Resterdschüttung und für 
die Bitumel1kiesdecke nötig, um diese 4,5 km 
benütz bar zu machen. Diese Strecke hätte 
allerdings für Wien nur lokale Bedeutung. 
Der ganze Verkehr aus dem Raum Perchtolds­
dorf, Rodaun, Liesing, Brunn körinte auf 
dieser Straße abgewickelt werden. Damit 
könnte eine wesentliche Entlastung der stark 
frequentierten Triester Bundesstraße ein­
treten und eine Entfächerung des Verkehrs im 
ganzen Südgebiet von Wien. 

Meine Damen und Herren! Ich habe das 
deshalb so ausführlich gebracht, weil wir sehr 
betrübt sind. In diese Südumfahrung wurde 
bisher viel Geld hineingesteckt, aber augen­
blicklich wird infolge des Geldmangels nicht 
weitergearbeitet. Wir sind davon überzeugt, 
daß es unbedingt notwendig ist, den Bau 
dieses Teilstückes noch heuer in Angriff zu 
nehmen, um schnellstens mit geringen Mitteln 
einen großen Erfolg erzielen zu können. Der 
Ausbau der Reststrecke ist dann nur mehr 
eine Frage des Geldes und der verkehrs­
technischen Vernunft. 

Gerade in den letzten Tagen haben wir 
gehört, daß das Flugzeugunglück über Wien 
eine sehr große Erregung und Empörung der 
Bevölkerung nach sich gezogen hat. In diesem 
Zusammenhang war in Zeitungen zu lesen, daß 
die Wiener Bevölkerung auch Tankerunfälle 
beängstigen. Will man die Tankerzüge um 
Wien herumführen, wäre es auch aus diesem 
Grund notwendig, den Rest des Ringes der 
Südumfahrung rasch und mit geringen 
Mitteln - es handelt sich noch um etwa 
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200 Millionen Schilling - zu schließen. Das 
wäre notwendig, um den Schwer- und Fern­
verkehr aus Wien herauszunehmen. 

Ich habe Ihnen diese Wünsche für eine Sofort­
realisierung vorgetragen. Darüber hinaus liegt 
uns Niederösterreichern noch das Pro blem 
sehr am Herzen, daß man sich schnell über die 
Trassenführung der Autobahn im Raum 
Wiener Neustadt nach Allhau einigen soll. 
Derzeit sind drei Trassenführungen spruchreif. 
Eine davon führt über Grimmenstein und 
Krumbach nach Allhau. Wir Niederöster­
reicher sind der Auf fassung, daß die Strecke 
über Krumbach und Hochneukirchen aus ver­
kehrstechnischen Gründen, aus Billigkeits­
gründen - weil sie die geringsten Baukosten 
beanspruchen würde -, aber auch aus Gründen 
der Fahrdynamik die richtige Strecke wäre. 
Wir bitten nicht deswegen um eine rasche 
Entscheidung, weil wir drängen wollen, daß 
mit dem Bau dieses Autobahnstückes schon 
nächstes oder übernächstes Jahr begonnen 
wird. Aber, meine Damen und Herren, ver­
stehen Sie doch, was mit der Trassenplanung 
zusammenhängt. Die einzelnen Gemeinden 
sind orientiert: Es ist möglich, daß die Auto­
bahn dort durchgeführt wird. Sie hemmen 
daher jedes weitere Bauvorhaben. Es ist 
also notwendig, eine schnelle Klärung herbeizu­
führen, damit man weiß, welche Autobahntrasse 
verwirklicht wird, und daß die anderen Ge­
biete, in denen derzeit Baubeschränkungen 
bestehen, für eine weitere Verwertung frei­
gemacht werden. Darüber hinaus soll man 
sich auch deshalb rasch einigen, damit man 
lange Zeit hat, die Grundstückseinlösungen 
zu erledigen. Wenn dann einmal mit dem 
Autobahnbau begonnen wird, gibt es wenig­
stens keine Schwierigkeiten mit den Grund­
stücken. 

In diesem Sinne darf ich meine Ausführungen 
beenden. Ich richte an den Herrn Handels­
minister und an seine beiden Staatssekretäre 
die Bitte, daß noch im heurigen Jahr wenig­
stens mit dem Bau der beiden von mir be­
zeichneten Teilstücke der Südumfahrung, 
nämlich Steinhäusl bis Alland und andererseits 
Vösendorfer Knotenpunkt bis Brunn, be­
gonnen werden möge, weil wir der Ansicht 
sind, daß damit etwas Gutes für den Straßen­
verkehr in Österreich getan wird. (Beifall bei 
der ÖVP.j 

Präsident: Zum Wort ist der Herr Abge­
ordnete Dipl.-Ing. Hämmerle gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing.Hämmerle (ÖVP): 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich hoffe, daß ich mich als 
Schlußlicht kurz fassen kann, weil ich nach 
dieser langen Debatt,e den Eindruck habe, 

daß meine Worte nur zu einer weiteren 
Verwirrung darüber, was nun wirklich den 
Vorrang haben soll, beitragen können. (Heiter­
keit.) 

Es freut sich mit den Tirolern jeder Öster­
reicher, wenn wieder ein Stück unseres ge­
planten Autobahnnetzes verwirklicht werden 
kann. Es liegt mir daher fern, in irgendwelcher 
Weise gegen die heute zu beschließende Vor­
lage aufzutreten oder gar gegen diese zu 
stimmen. Mit der Art der Finanzierung 
mein Vorredner Dr. Bassetti bezeichnete SIe 
richtigerweise als eine Vorfinanzierung 
bin ich schon deshalb einverstanden, weil 
ich weiß, daß es nur eine Strecke in Österreich 
gibt, die überhaupt mit einer Maut belegt 
werden kann, und das ist die Brennerstrecke. 
Diese kann der Fremde als den Anfang eines 
Systems von Mautstraßen betrachten, die 
ihn in Italien dauernd verfolgen, und er wird 
die Brennerstrecke deshalb nicht besonders 
fürchten. Das ist der eine Grund. 

Der andere wird klar, wenn man bedenkt, 
daß es völlig unmöglich wäre, für die Rheintal 
Autobahn eine Maut einzuführen, da auf 
der anderen Seite des Rheins eine Schweizer 
Autobahn und in Deutschland die Autobahnen 
ohne Maut befahren werden können. 

Was mich dennoch bewegt, hier zu sprechen, 
das ist die Art und Weise der Vorverhand­
lungen und die geradezu olympische Ge­
sch windigkeit, mit der ohne Beachtung 
mannigfacher Einwände seitens der Kammern 
und anderer interessierter Instanzen und ohne 
Einholung und Prüfung wichtigster statisti­
scher Zahlen voreilige Beschlüsse von großer 
Tragweite gefaßt werden konnten. Bei aller 
Freude darüber, daß "irgendwo" etwas ge­
schieht, bleibt doch ein bitterer Tropfen 
bei den trauernden Hinterbliebenen, deren 
geplante Autobahnstrecken in ihrem Ausbau 
zugunsten dieses Projektes unter Umständen 
weit in die Zukunft zurückgestellt werden 
müßten, eines Projektes, dem ein rein sach­
licher Beobachter, auch untermalt durch 
statistisches Material, nicht so unbedingt 
den Primat einräumen müßte. 

Auf der anderen Seite wissen die "Salz­
burger Nachrichten" vom 24. April 1964 
zu berichten, daß die Italiener wohl geneigt 
sind, die Autostraße von Modena nach Bozen 
bald in Angriff zu nehmen, aber nicht die 
Strecke Bozen-Brenner, für die weder fertige 
Planungen noch irgend welche Termine für 
die Ausführung bestehen. Man erinnert sich 
unwillkürlich an die Timmeljochstraße, 
welche auf österreichischer Seite schon seit 
einigen Jahren fertig gestellt wäre, während 
die Italiener keine Anstalten treffen, ihren 
Teil bis zur Grenze fertigzustellen. 
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Da noch kaum geahnt werden kann, WIe müßte den Verkehr der Bundesstraße 1 und 

hoch die Mauteingänge sein werden, ist 202 - das ist die Harder Brücke aus Richtung 
immerhin zu befürchten, daß der Bund als Schweiz - aufnehmen, was nach den Zahlen 
Ausfallshaftungsträger in stärkstem Maße in des Jahres 1960 einen Tagesdurchschnitt 
Anspruch genommen werden könnte. Da diese von 18.452 Kraftfahrzeugen ergeben und 
Mittel nur dem Zuschlag zur Mineralölsteuer was, ausgenommen Innsbruck mit 15.291 und, 
entnommen werden können, werden andere, wie gesagt, auch Graz mit 11.005, alle anderen 
vielleicht ebenso wichtige Autobahnprojekte um das Doppelte überflügeln würde. Die 
unter Umständen auf Jahre hinaus zurück- Zahl für den Brennerpaß beträgt, nebenbei 
gestellt werden müssen. Ich denke dabei erwähnt, 2911. Warum sie so klein ist, hat 
im speziellen an die Rheintal Autobahn und, in richtiger Weise mein Kollege Dr. Bassetti 
möchte dazu kurz einiges deponieren. erwähnt. 

Die Vollversammlung der Vorarlberger Ich darf zum Schluß noch erwähnen, 
Handelskammer hat in einer Resolution die daß auf deutscher Seite vier Bundesstraßen 
eheste Bereitstellung von Mitteln für den nach Lindau - von München die Bodensee­
Ausbau dieses wichtigen Straßenzuges ge- straße, von Friedrichshafen, Ulm-Ravens­
fordert und durch einleuchtende Zahlen unter- burg-Lindau, die Alpenstraße Oberstdorf­
malt. Die Vorarlberger Bevölkerung von etwa Lindau - neu ausgearbeitet werden, die 
230.000 Einwohnern konzentriert sich zu Autobahnen München-Lindau, Ulm-Lindau 
66 Prozent in 34 Gemeinden des Rheintales, und Stuttgart-Lindau in Planung sind und 
wo die Bevölkerung in zehn Jahren um daß alle diese Straßenzüge in unsere Autobahn 
21 Prozent zugenommen hat; im übrigen Land einmünden sollen. Damit erübrigt sich wohl 
um 16,9 Prozent. Dieser Konzentrations- I jede weitere Begründung, dieses vordring­
prozeß hält weiter an. Das Vorarlberger lichste aller Autobahnstücke in Österreich 
Rheintal ist auch der wirtschaftliche Schwer- in Angriff zu nehmen. 
punkt des Landes. Von den 110.000 Berufs- Ich gebe daher der Hoffnung Ausdruck, 
tätigen - ich habe nur die Zahlen von 1961 - daß das heute zur Beschlußfassung vorliegende 
entfielen 66,7 Prozent auf die Rheintal-Ge- Geschäftsstück und seine Finanzierung -
meinden. In der gewerblichen Wirtschaft ich unterstütze diese Beschlußfassung - kein 
ist diese Zahl sogar 72,7 Prozent. Von 440 In- Hindernis sein sollen, sich dringend mit dem 
dustriebetrieben haben 77 Prozent dort ihren Studium der nächstwichtigen Strecke zu be­
Sitz. fassen und in absehbarer Zeit "grünes Licht" 

Auch das Pendlerwesen spielt eine große für die Finanzierung und den Startschuß zu 
Rolle. Aus der Statistik der Vorarlberger geben. 
Landesregierung von 1955 entnehmen wir, Ich habe heute vielleicht etwas zuviel pro 
daß 29 Prozent aller Arbeitnehmer - der domo als zur Sache gesprochen. Lassen Sie 
österreichische Durchschnitt liegt bei 21 Pro-' mich deshalb mit einem Hinweis schließen. 
zent - nicht an ihrem Wohnsitz arbeiten. Als Föderalist - und als solcher stehe ich 

Nicht minder ins Auge fallend ist der 
Fremdenverkehr. 640.000 Fremde mit 
4,069.400 Nächtigungen reisten zu 83 Prozent 
mit Autos ein. Nicht in diesen Zahlen ent­
halten ist der Durchzugsverkehr und der 
Wochenendausflugsverkehr auf der Bundes­
straße 1, die lange enge Ortsdurchfahrten 
hat und unerträglich überlastet ist. Diese 
Ortsdurchfahrten mit erheblichen Geschwin­
digkeitsbeschränkungen und Gefahrenstellen 
setzen die Leistungsfähigkeit dieser "richtig­
sten Verkehrsader des Landes stark herab. 

Um Sie nicht länger aufzuhalten, will ich 
nur noch das objektivste Bild erwähnen, 
das die Verkehrszählungen ergeben. Wenn 

wohl auf dem legalen Boden der Bundes­
verfassung und sehe ich mich mit den Ver­
tretern anderer Bundesländer einig - l'_löchte 
ich dringend anregen, den Einsprüchen der 
Landesregierungen und den Gutachten der 
Kammern auf Länder- und Bundesebene 
mehr Gehör zu schenken. Sosehr ich den 
Galopp des Amtsschimmels dem Schrittempo 
vorziehe, muß ich doch sagen, daß übereilte, 
fernschriftlich eingeholte Gutachten nicht 
ernst genommen werden können. ( Beifall 
bei der ÖV P.) 

Präsident: Zum Wort ist der Herr Abge­
ordnete Dr. Haseiwantel' gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

man berechtigterweise den Ziel- und Quell- Abgeordneter Dr. Haselwanter (SPÖ): 
verkehr der großen Städte - Innsbruck-Ost, Hohes Haus! Herr Präsident! Mein Vorredner 
Graz-Gleisdorf, Klagenfurt-West - aus-I sagte etwas über die Verwirrung. Ich muß 
klammert, weil dieser nur kurze Strecken -sagen: Es ist notwendig, etwas zu entwirren. 
beansprucht, so liegt die Bundesstraße 1 mit Wenn über die Rheintal Autobahn in Vor­
den Tages- und Stundendurchfahrten weitaus arlberg gesprochen wird, so ist im besonderen 
an der Spitze. Die neue Autobahntrasse festzustellen, daß die Ursache dafür, daß 
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noch nicht einmal die Planung fertig ist, in I zwar eine sehr große finanzielle Last für den 
Vorarlberg selbst liegt. Da ich weiß, daß der Bau und die Erhaltung ihrer Straßen zu tragen 
Hen' Abgeordnete Dipl.-Ing. Hämmerle .~it- haben, andererseits aber im Gegensatz zum 
glied des Vorstandes der Vorarlberger OVP Bunde über keine diesbezüglichen zweckge­
ist bit.te ich ihn von dieser Stelle aus, darauf bundenen Einnahmen verfügen. 
hi~zuwirken und zu drängen, daß endlich die Es ist daher richtig, daß das Problem der 
Vorarlberger Stellen so weit kommen, daß Landesstraßen insgesamt einmal einer Lösung 
die Projekt.ierung abgeschlossen werden kann. zugeführt werden muß. Freilich - ich glaube, 
(Zwischenruf de8 Abg. Dipl.-Ing. H ämmerle.) einer der Herren Redner hat es schon gesagt­
Ich bin davon überzeugt, Herr A~geordneter I kann die Lösung. ' wenn sie sinnvoll sein soll, 
Hämmerle, daß dann Ihr FraktlOnskollege, keineswegs darin bestehen, daß man einfach 
der Bundesminister für Handel und Wieder- durch ein Bundesgesetz dem Bund neue 
aufbau, alles tun wird, damit auch mit dem Landesstraßen überträgt, ohne daß man für 
Bau der Vorarlberger Autobahn ehestm~glich eine entsprechende finanzielle Bedeckung der 
begonnen wird. (BeHall bei der SPO. - Mehrlasten sorgt; denn in einem solchen 
Zwischenntfe bei der 0 V P.) Fall würde das ja nur bedeuten, daß in dem 

Präsident: Zum Wort ist der Herr Bundes- gleichen Ausmaß der vorhandenen budgetären 
minister Dr. Bock gemeldet. Ich erteile es ihm. Mittel soundso viel, womöglich tausende Kilo­

meter Bundesstraßen mehr zu betreuen sind, 
was natürlich nur zu einer Verschlechterung 
der Leistung führen müßte. Man wird sich 
also zu dem Zeitpunkt der Beratung des neuen 
Finanzausgleichsgesetzes mit dieser Frage auch 
in der Richtung und vor allem in der Richtung 
zu befassen haben, wie man eine finanzielle 
Bedeckung für diese Mehrbelastung entweder 
beim Bund findet oder aber den Ländern eine 
zusätzliche finanzielle Einnahmsquelle ver­
schafft, damit die Landesstraßenbauprobleme 
für sie leichter lösbar sind. 

Bundesminister für Handel und Wieder­
aufbau Dr. Bock: Herr Präsident! Hohes 
Haus! Es war nicht meine Absicht, mich 
zum ',,"ort zu melden, zumal von den Herren 
Abgeordneten das Thema Straßen- und Auto­
bahnbau heute sehr ausführlich beleuchtet 
wurde. Da aber der Herr Abgeordnete des 
Hohen Hauses Bürgermeister Jonas in seiner 
Darstellung zum Problem des Wiener Straßen­
bauwesens in einer Art Stellung genommen hat, 
aus der man als Zuhörer schließen mußte, 
daß an den nicht befriedigenden Verhältnissen 
bei den Bundesstraßen in vVien das Handels- Ich muß nun auch - im Gegensatz zum 

Herrn Abgeordneten Bürgermeister Jonas -
ministerium beziehungsweise der jeweilige Res- hier feststellen, daß seit dem Jahre 1959 
sortchef in diesem Ministerium schuldtragend 

über Regierungsantrag keine Landesstraßen ist, muß ich zur St,euer der Wahrheit einiges d 
in Bundesverwaltung übernommen wor en 

beIichtigen. sind. Ich glaube, der Herr Abgeordnete Jonas 
Zunächst ist festzuhalten, daß bei der hat die Übernahme der niederösterreichischen 

Schaffung des Bundesstraßengesetzes 1948 Straßen gemeint; aber diese geht auf einen 
~.om Land ~Tien keinerlei . Wünsche wegen Initiativantrag des Hohen Hauses zurück, 
Ubernahme von Straßen In das Bundes- und darauf steht dem Ministerium natürlich 
straßennetz angemeldet wurd~n; das Land I kein Einfluß zu. Auch was jetzt bezüglich 
Wien hat sich damals m.it der Im Jahre 1~37 des Bundeslandes Wien geschieht _ das 
getroffenen R€gelung emverstanden erklart. müßte man wirklich auch klar herausstellen _, 
Es spricht gar n.~chts gegen diesen Tatbestand, ist keine generelle Übernahme bestimmter 
wenn man f~sthalt, daß ma~ seh~ bald. dara~f- Landesstraßen in Bundesverwaltung, sondern 
gekommen. IS~, daß das fur ~Ien SICherlIch ausdrücklich, wie dies in der Gesetzesvorlage 
ein unbefrIedIgender Zustand 1st. ja ganz deutlich zum Ausdruck kommt, die 

Herr Abgeordneter Jonas! Ich habe in Übernahme von Straßenzügen, die zu Auto­
unseren zahlreichen Unterredungen nie be- bahntrassen oder zu Zubringer- oder Ver­
stritten, daß ein solcher Zustand, daß eines bindungsstraßen ausgebaut werden sollen oder 
der Bundesländer und damit die Bundes- zum Teil wie etwa die Altmannsdorfer Straße, 
hauptstadt mit Bundesstraßen nicht oder von der' Gemeinde Wien schon ausgebaut 
kaum bedacht ist, ein unbefriedigender Zu- wurden. Es gibt zwei Ausnahmen, die hier 
stand für Wien ist. unter den Punlden 16 und 38 angeführt sind: 

Das Hohe Haus hat in einer Resolution Punkt 16 sieht vor eine Teilübernahme der 
zum Budget 1959 den Beschluß gefaßt, Ödenburger Straße, aber dieses Straßenstück 
anläßlich eines neuen Finanzausgleichsgesetzes wird sich künftig ebenfalls eingliedern in das 
die Frage der Landesstraßen allgemein zu Zubringersystem zur Autobahn. Unter 
regeln. Diese Resolution entspricht der Tat- Punkt 38 finden Sie die Heiligenstädter Straße 
sache, daß alle Bundesländer, selbstverständ- aufgenommen, die zwar keine Zubringer­
Iich eingeschlossen das Bundesland Wien, straße zu einer Autobahn ist, aber durch 

50. Sitzung NR X. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 47 von 51

www.parlament.gv.at



2672 Nationalrat X. GP. - 50. Sitzung - 3 . .Juni 1964 

Bundesminister Dr. Bock 
jenen Teil von Wien führt, der auch nach dem 
vorliegenden Bundesgesetz eben sonst über­
haupt keinen Anschluß an eine Autobahn hat; 
um diesen Mangel auszugleichen, ist auch in 
dieses Bundesgesetz diese Landesstraße auf­
genommen worden. 

Damit bleibt - und damit gebe ich dem 
Herrn Abgeordneten Jonas wieder recht - das 
Problem der Wiener Landesstraßen natürlich 
ungelöst, und ich verstehe auch - ich sage 
das als Wiener selber - die Klage, daß das 
unbefriedigend ist. Aber die Lösung dieser 
Frage gehört in den Gesamtbereich dessen, 
was ich früher über den Bereich der Landes­
straßen gesagt habe, wobei man sich also 
im Falle einer Regulierung zunächst über die 
finanziellen Auswirkungen klar sein muß. 

Herr Präsident! Hohes Haus! Damit hoffe 
ich, die Situation bezüglich der Wiener Lan­
desstraßen klargestellt zu haben. 

Ich möchte zum Schluß auch noch namens 
der Staatssekretäre und vor allem namens der 
im Hause anwesenden Beamtenschaft des 
Handelsministeriums sagen: Wir sind sehr 
glücklich, daß wir nun auch in Wien im Zu­
sammenhang mit dem Autobahnbau und dem 
Bundesstraßenbau etwas leisten können. 

Was alle übrigen Wünsche betrifft, kann 
ich nur sagen: Hohes Haus! Je mehr Geld 
bewilligt wird, umso mehr Straßen werden 
vom Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau gebaut werden. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die 
Herren Berichterstatter verzichten auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur Abstimmung, die ich 
über jeden der beiden Gesetzentwürfe ge­
trennt vornehmen werde. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s tim m u n g 
werden 

der Gesetzentwurf, betreffend die Abänderung 
des Bundesstraßengesetzes, mit den vom Aus­
schuß beschlossenen Abänderungen einstimmig, 

die Regierungsvorlage, betreffend die Fi­
nanzierung der Autobahn Innsbr'llck-Brenner, 
mit Mehrheit 
in zweiter und dritter Lesung zum Beschluß 
erhoben. 

Die Ausschußentschließung zum Bun­
desstraßengesetz wird einstimmig angenom­
men. 

3. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(400 der Beilagen): Bundesgesetz über die 
Ausprägung von Goldmünzen (Goldmünzen-

gesetz) (410 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 3. Punkt 
der Tagesordnung: Goldmünzi:mgesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Fink. Ich bitte ihn, zum Gegen­
stand zu berichten. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Fink: Hohes 
Haus! Die Ausschußberatungen bezogen sich 
auf eine Regierungsvorlage, die eine Neu­
regelung des Rechtes der Ausprägung von 
Handelsmünzen vorsieht. Das Bundesgesetz 
vom 31. Jänner 1951 über die Ausprägung 
von Handelsgoldmünzen ist nämlich zum Teil 
überholt, zum Teil hat es sich als unzulänglich 
herausgestellt. Daher sollen unter anderem 
das Prägemonopol des Staates hinsichtlich 
der Handelsgoldmünzen strafrechtlich und 
die Verwendung des Wortes "Goldmünzen" 
und die Bezeichnungen der auf Grund in­
oder ausländischer Gesetze geprägten Münzen 
gesetzlich geschützt werden. 

Der § 2 Abs. 1 der Vorlage bestimmt, daß 
die neugeprägten Goldmünzen in gewissen 
Belangen den gesetzlichen Vorschriften, die 
dafür in der Zeit ihrer seinerzeitigen Aus­
prägung in Geltung gestanden sind, ent­
sprechen müssen. Nach den Erläuternden 
Bemerkungen ist diese Bestimmung so zu 
verstehen, daß die Ausstattung der wieder­
ausgeprägten Goldmünzen den seinerzeitigen 
Vorschriften zu entsprechen hat. 

Hohes Haus! Da die heutige Sitzung schon 
lange andauert, glaube ich im Sinne der sehr 
geehrten Damen und Herren vorzugehen, 
wenn ich den Bericht kürze und ausdrücklich 
darauf verweise, daß der Motivenbericht sehr 
klar und ausführlich gehalten ist. 

Im Auftrag des Finanz- und Budgetaus­
schusses beantrage ich, der Vorlage zuzustim­
men und, falls eine Aussprache stattfindet, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter be­
antragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. - Ein Einwand hie­
gegen wird nicht erhoben, General- und 
Spezialdebatte werden daher unter einem 
vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Dok­
tor Broesigke. Ich erteile es ihm. (Zwischen­
rufe. - Abg. Machunze: Gold gab ich für 
Blech!) 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPÖ): Meine 
Damen und Herren! Ich werde dem Beispiel 
des Herrn Berichterstatters folgen und meine 
Darlegungen ebenfalls sehr kurz halten. 

Nach unserer Auffassung hat das vorliegende 
Gesetz, das an die Stelle eines Gesetzes aus 
dem Jahre 1951 tritt, folgende Mängel: 

Zunächst wird vorgeschrieben, daß die 
Münzen, die vom Münzamt nachgeprägt 
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Dr. Broesigke 
werden, ein Prägejahr aufweisen müssen. I Aus diesen Erwägungen werden wir diesem 
Es wird aber nicht gesagt, welches, sodaß Gesetz nicht unsere Zustimmung geben. (Bei­
das Münzamt die Möglichkeit hätte, mit fall der F PÖ.) 
allen Prägejahren der seinerzeitigen Münzen 
zu arbeiten. 

Zweitens besteht bei diesem Gesetz insofern 
eine Lücke, als zwar die Nachprägung von 
inländischen Goldmünzen verboten ist, ebenso 
die Einfuhr unbefugt nachgeprägter inlän­
discher Goldmünzen, jedoch nicht die Einfuhr 
unbefugt nachgeprägter ausländischer Gold­
münzen, mit denen bekanntlich ein schwung­
voller Handel getrieben wird. 

Wir halten es für durchaus richtig, wenn 
das Gesetz bemüht ist, gewisse unerfreuliche 
Erscheinungen auf diesem Gebiete zu besei­
tigen. N ach unserer Auffassung wird aber 
das Kind mit dem Bade ausgeschüttet, wenn 
die Bezeichnung "Goldmünzen" fortan ge­
setzlich geschützt wird, aber nur ein winziger 
Teilbereich für diese Bezeichnung reserviert 
ist. Auf der ganzen Welt ist die Bezeichnung 
"Goldmünzen" in den Museen, bei Privaten, 
im Handel für alle Arten von Goldstücken 
üblich, während hier fortan diese Bezeichnung 
nur für einen kleinen Teilbereich gestattet 
sein soll. Das ist genauso, als würde der Ge­
setzge ber sagen, daß fortan nur mehr ein 
Pudel als Hund bezeichnet werden darf 
und alle anderen Hundearten von dieser 
Bezeichnung ausgeschlossen sind und eine 
neue Bezeichnung für sie gefunden werden 
muß. (Heiterkeit.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. - Der 
Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung wird die Regierungs­
vorlage in zweiter und dritter Lesung mit 
Mehrheit zum Beschluß erhoben. 

4. Punkt: Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
vorlage (394 der Beilagen): Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft über die Errich­
tung nebeneinanderliegender Grenzabferti­
gungsstellen und die Grenzabfertigung in Ver­
kehrsmiUeln während der Fahrt und Protokoll 
betreffend . die Anwendung des österreichisch­
schweizerischen Abkommens samt Schluß­
protokoll über die Errichtung nebeneinander­
liegender Grenzabfertigungsstellen und die 
Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während 
der Fahrt auf das Fürstentum Liechtenstein 

(411 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 4. Punkt der 
Tagesordnung: Abkommen zwischen der Re­
publik Österreich und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die Errichtung neben­
einanderliegender Grenzabfertigungsstellen und 

Es wird auch sehr schwer sein, festzustellen, die Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln wäh­
welche Goldmünzen unter den § 4 fallen, rend der Fahrt und Protokoll betreffend die 
denn alle inländischen und ausländischen Anwendung des österreichisch-schweizerischen 
Gesetze, die hier erwähnt sind, fest- Abkommens samt Schlußprotokoll über die Er­
zustellen wird in der Praxis nicht einfach richtung nebeneinanderliegender Grenzabferti­
sein. In dem Fall, daß ein Händler solche gungsstellen und die Grenzabfertigung in 
Goldmünzen anbietet, wird unter Umständen Verkehrsmitteln während der Fahrt auf das 
zu prüfen sein, wie die Münzvorschriften im Fürstentum Liechtenstein. 
Mittelalter gewesen sind und ob die Münzen Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
diesen Bestimmun~en entsprechen, um fest- Dr. Haselwanter. Ich bitte ihn, zum Gegen­
zustellen, ob er SICh strafbar gemacht hat stande zu berichten. 
oder nicht. Wenn er um einige hundert Schil-' 
ling eine Goldmünze des Märchenkalifen Harun 
al Raschid anbietet - die gibt es im Handel 
sehr zahlreich -, so wll .. d die Verwaltungs­
behörde festzustellen haben, ob es gesetzliche 
Vorschriften über den Feingehalt gegeben 
hat und ob er sich strafbar gemacht hat, 
wenn er das als "Goldmünze" bezeichnet. 
Das sind die Folgerungen aus diesem Gesetz, 
so wie es im § 4 steht. 

Wie das die Praxis wird lösen können 1 
Ich bin natürlich überzeugt, daß das nicht 
die Anwendungsart sein wird, aber dadurch 
wird dann die gesetzliche Bestimmung miß­
achtet, und das ist doch eigentlich nicht 
der Zweck des neuen Gesetzes gewesen. 

Berichterstatter Dr. Haselwanter: Hohes 
Haus! Herr Präsident! Der Ausschuß für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft hat die 
gegenständliche Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 13. Mai 1964 in Verhanrllung ge­
zogen. 

Nach einer Debatte, in der außer dem Be­
richterstatter die Abgeordneten Dr. Kranzl­
mayr, Zingler und Dr. Josef Gruber das Wort 
ergriffen, faßte der Ausschuß den einstimmigen 
Beschluß, dem Hohen Hause die Genehmigung 
des Abkommens samt Schlußprotokoll und 
des Protokolls zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft ist der Meinung, daß in diesem Fall 
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Dr. Haselwanter 
die Erlassung eines Bundesgesetzes - im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz in der geltenden Fassung - zur 
Überführung dieses Vertragsinhaltes in die 
innerstaatliche Rechtsordnung nicht notwendig 
ist. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft stellt somit den Antrag, der 
Nationalrat wolle dem Abkommen zwischen 
der RepuUik Österreich und der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft über die Er­
richtung nebeneinanderliegender Grenzabferti­
gungsstellen und die Grenzabfertigung in 
Verkehrsmitteln während der Fahrt, dessen 
Artikel lAbs. 3, Artikel 3, 4, 5 und 6 verfas­
sungsändernde Bestimmungen sind, samt 
Schlußprotokoll, dessen Z. 4 eine verfassungs­
ändernde Bestimmung ist, sowie dem Protokoll 
betreffend die Anwendung des österreichisch­
schweizerischen Abkommens samt Schluß­
protokoll über die Errichtung nebeneinander­
liegender Grenzabfertigungsstellen und die 
Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während 
der Fahrt auf das Fürstentum Liechtenstein 
(394 der Beilagen), dessen Artikel 1 und 2 ver­
fassungsändernde Bestimmungen sind, die ver­
fassungsmäßige Genehmigung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich, 
General- und Spezialdebatte in einem abzu­
führen. 

Präsident: Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung, für 
welche ich gemäß § 61 Abs. 2 Geschäfts­
ordnungsgesetz die Anwesenheit der Hälfte 
der Mitglieder feststelle, da der Artikel 1 
Abs. 3 sowie die Artikel 3, 4, 5 und 6 des 
gegenständlichen Abkommens wie auch die 
Z. 4 des Schlußprotokolls und die Artikel 1 
und 2 des Protokolls betreffend die Anwen­
dung des vorliegenden Abkommens samt 
Sc hlußprotokoll verfassungsändernde Bestim­
mungen sind. 

Bei der Abstimmung wird dem Abkommen 
samt Schlußprotokoll sowie dem Protokoll 
einstimmig, sohin mit der für Verfassungs­
bestimmungen erforderlichen Zweidrittelmehr­
heit, die Genehmigung erteilt. 

5. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage 
(404 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
das Bazillenausscheidergesetz abgeändert 
wird (Bazillenausschefdergesetznovelle 1964) 

(417 der Beilagen) 

Berichterstatterin Anna Czerny: Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Der Ausschuß für soziale 
Verwaltung hat sich mit der Regierungs­
vorlage 404 beschäftigt, in welcher eine Ände­
rung des § 6 des Bazillenausscheidergesetzes 
vorgenommen wird, und zwar deswegen, weil 
im alten Paragraphen noch vorgesehen 
war, daß die Kosten für die Untersuchung, 
für amtsärztliche Zeugnisse beziehungsweise 
für Gutachten von den betroffenen Personen 
oder von den Betrieben zu bezahlen sind, 
obwohl ein Erlaß des Bundesministeriums 
für soziale Verwaltung vorlag, davon Abstand 
zu nehmen. Der Rechnungshof hat dies 
beanstandet. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
diese Vorlage in seiner Sitzung vom 1. Juni 
behandelt. Es haben sich die Abgeordneten 
Moser, Dipl.-Ing. Dr. Scheuch, Machunze 
und Reich sowie der Bundesminister für 
soziale Verwaltung Proksch mit diesem Gegen­
stand beschäftigt, worauf die Vorlage zur 
Annahme empfohlen wurde. Ein Antrag der 
Abgeordneten Mosel', Reich und Dipl.-Ing. 
Dr. Scheueh, der eine Richtigstellung alter 
überholter Ausdrücke betraf, wurde von den 
Ausschußmitgliedern angenommen. 

N amens des Ausschusses stelle ich daher 
den Antrag, dem Gesetzentwurf die Zu­
stimmung zu erteilen. 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, falls 
Wortmeldungen vorliegen sollten, General­
und Spezialdebatte in einem abzuführen. 

Präsident: Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung wird der Gesetz­
entwurf in der Fassung des A u8schußberichtes 
in zweiter '1md dritter Lesung einstimmig 
zum Beschluß erhoben. 

6. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag (101/A) der 
Abgeordneten Machunze und Genossen, be­
treffend Novellierung des Bundesgesetzes vom 
14. Dezember 1961 über die Anmeldung 
von Sachschäden, die durch Umsiedlung oder 
Vertreibung entstanden sind (Anmeldegesetz) 

(408 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 6. Punkt 
der Tagesordnung: N ovellierung des Anmelde­
gesetzes. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Machunze. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 

Präsident: Wir gelangen zum 5. Punkt zu berichten. 
der Tagesordnung: Bazillenausscheidergesetz- Berichterstatter Machunze : Hohes Haus! 
novelle 1964. Das Bundesgesetz über die Anmeldung von 

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete Sachschäden, die durch Umsiedlung oder 
Anna Czerny. Ich bitte sie, zum Gegenstand Vertreibung entstanden sind, sieht im § 20 
zn berichten. I vor, daß die Anträge von Personen bevorzugt 
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Machunze 
behandelt werden können, die am 1. Jänner1960 
das 70. Lebensjahr vollendet hatten. In allen 
übrigen Fällen ist die Reihenfolge der Anmel­
dung bei der Erledigung einzuhalten. Nun 
sind seit dem Jahre 1960 mehr als vier Jahre 
vergangen, das heißt also, Personen, die damals 
70 Jahre alt waren, sind heute 74 Jahre alt. 
Um nun den Finanzlandesdirektionen die 
Möglichkeit zu geben, die Anträge von Personen, 
die inzwischen das 70. Lebensjahr erreicht 
haben, zu erledigen, soll dem § 20 ein neuer Ab­
satz 4 angefügt werden. Dem Antrag der Abge­
ordneten Machunze, Dr. Gruber, Glaser, Krempi, 
Leisser und Genossen haben sich im Finanz­
und Budgetausschuß für die Sozialistische 
Partei der Herr Abgeordnete Dr. Tull, für 
die Freiheitliche Partei der Herr Abgeord­
nete Mahnert angeschlossen, und es wurde 
vom Finanz- und Budgeta,usschuß in seiner 
Sitzung vom 12. Mai 1964 beschlossen, dem 
Hohen Haus die Annahme des gemeinsamen 
Antrages auf Anfügung eines Absatzes 4 an 
§ 20 zu empfehlen. 

Ich stelle daher namens des }i'inanz- und 
Budgetausschusses den Antrag, das Hohe 
Haus wolle dieser Vorlage die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident: Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g wird der Gesetzent­
wurf in der Fassung des A u8schußberichtes *) 
in zweiter und dritter Lesung einstimmig 
zum Beschluß erhoben. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Graf. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Graf: Hohes Haus! Das 
Strafbezirksgericht Wien hat mit Schreiben 
vom 29. April 1964 an den Nationalrat das 
Ersuchen gerichtet, die Immunität des Mit­
gliedes des Nationalrates Dr. Alexander Nemecz 
wegen § 431 StG. (Verkehrsunfall) aufzuheben. 
Abgeordneter Dr. Nemecz soll am 12. De­
zember 1963 in Wien XIX mit einem von 
ihm gelenkten Personenkraftwagen ein unvor­
sichtiges Wendemanöver durchgeführt haben, 
wodurch ein den Personenkraftwagen über­
holender Motorradfahrer zum Sturz kam und 
leicht verletzt ViTurde. 

Der Immunitätsausschuß hat sich in seiner 
Sitzung am 13. Mai 1964 mit dem vorliegenden 
Auslieferungsbegehren befaßt und beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, der Auf­
hebung der Immunität des Abgeordneten 
Dr. Nemecz zuzustimmen. 

Der Immunitätsausschuß stellt den Antrag, 
der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Ersuchen des Strafbezirksgerichtes 
Wien vom 29. April 1964: um Aufhebung 
der Immunität des Mitgliedes des National­
rates Dr. Alexander Nemecz wegen § 431 StG. 
(Verkehrsunfall) wird stattgegeben. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident: Zum Wort ist niemand gemeldet. 
\Vir gelangen somit zur Abstimmung. 

Der Antrag des Immunitätsausschusses wird 
einstimmig angenommen. 

Präsident: Die Tagesordnung ist erschöpft. 
7. Punkt: Bericht des Immunitätsausschusses 
über das Ersuchen des Strafbezirksgerichtes 
Wien um Aufhebung der Immunität des Mit-
gliedes des Nationalrates Dr. Alexander Nemecz Die nächste Sitzung findet voraussichtlich 

(409 der Beilagen) Mittwoch, den 17. Juni, um 11 Uhr 30 statt. 

P "'d t W' I 7 P nk d Eine schriftliche Einladung wird noch e1'-
raSl en: 11' ge angen zum . u t er ehe 

Tagesordnung: Ersuchen um Aufhebung der I g n. 
Immunität des Abgeordneten Dr. Nemecz. Die Sitzung ist geschlossen. 

*) Mit dem Titel: Bundesgesetz, womit das Bundesgesetz vom 14. Dezember 1961 über die 
Anmeldung von Sachschäden, die durch Umsiedlung oder Vertreibung entstanden sind (Anmelde­
gesetz), BGBI, Nr. 21/1962, ergänzt wird. 

SchluE der Sitzung: 15 Uhr 50 Minuten 
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